"Mit der Heimat im Herzen die Welt umfassen”... 


„.i$t beileihe keine folkloristische Zeile, Es ist das Logo des Hamburger se den 
des bürgerlichen Flaggschifts des Springer Konzerns in Hamburg. Ein Konzern, an dem Rest 
Pfeffersäcken und dem übrigen Kommerz verpflichtet sieht und deren ein Gene- 
der Gesellschaft in die Köpfe hämmert, Selbst dem Sozialhilfeempfänger in der m dieses 
ration, dem 100.000-ten Arbeitslosen in Hamburg und den anderen vom ze Verunsa- 
NIEEICH ausgeschlossenen Menschen bietet Springer Feindbilder und vermein neichert sich 
cher ihrer miesen Lage: den Nachbarn, Er ist faul, er nutzt den Staat aus und en klaut 
auf Kosten der Ärmsten, En ist Ausländer, er ist Obdachlos, konsumiert illegale n, die sich 
Markenartikel in den Konsumtempeln und stört die Pfeffersäcke und alle diejenige der direkt 
dazu gehörig fühlen, beim Einkauf, Sei es in den Glamour-Centren der Hansestadt o abas 
vor ALDI und Penny. Für sie schuf Springer den Richter Gnadenlos. Er, Ronald ein Fingel- 
Schill, wurde gepuscht um, Spießens Welt Glanz zu verleihen, Rot-Grün verstand keiten des 
zeig: Nicht den Reichtum thematisieren, sondern die angeblich hegrenzten .. der zu 
Staates Zugunsten des Wohlbefindens des Kommerz und seiner Nutznießer auf Kos O0, 
kurz gekommenen organisieren und Pepressiv zu verwalten, Es hat nichts genutzt. den hei- 
Schill und FDP sind gewählt, diese Absicht zu exekutieren. Und zwar gnadenlos. Für vor unnö- 
matlichen, hanseatischen Kommerz ist soziales Denken und Handeln mehr denn je zu allein 
tiger Ballast auf dem Weg, die Welt zu Umfassen. Bei dieser Reise will der Kommerz ich 
sein. Dem zurück gebliebenen Teil der Gesellschaft bleibt nichts anderes übrig, als ui 
/ eigene Reiseziele zu setzen. Und zwar zügig. Das werden die Beiträge dieser Brost 
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Die neuen Eisenbesen 


Hamburg ist, natürlich nicht in seinem Selbst- 
verständnis, eine ganz normale Stadt in ihrer 
Größenordnung. Wie jede Stadt ist sie aus Wirt- 
schaft entstanden und hat mit den Jahren viele 
Dörfer verschluckt. Ihre Altstadt, die hier City 
heißt, gleicht anderen Innenstädten, in denen 
nicht viel Altes blieb: ein paar Repräsentations- 
gebäude, gründerzeitlich, ein paar alte Kirchen, 
vorwiegend wiederaufgebaut, viele Geschäfte, 
noch mehr Büros und eine Fußgängerzone, 
dem Hauptbahnhof zu. 

Damit hat es Hamburg besser als beispielswei- 
se München, wo der Bahnhof weiter stadtaus- 
wärts liegt, wo der Direktzugang zur Stadt fehlt 
und es nur die normalen Verkehrsprobleme 
gibt. Der Hamburger HB ist städtischer, mit 
allem, was dazugehört, also auch mit seinen 
„Schattenseiten“, Kommerz pur mit einem Wa- 
renangebot von legal bis illegal und allen mög- 
lichen Dienstleistungen; er ist ein kleines 
Brennglasbild der Normalgefräßigkeit einer 
Normalgesellschaft, von appetitlich bis ausge- 
schieden. 

Nichthamburger kennen die heiligen Hambur- 
ger Viertel aus Film, Funk, Fernsehen und Pres- 
se. Was da als Kulissen irgendwelcher Thriller 
fungiert, sind meist Nachbauten, entstanden in 
Studios oder Autorengehirnen. Die Realität 
macht ja nicht viel her. Düstere Szenen lassen 
sich auch in anderen Vierteln drehen, und die 
haben den Vorteil, daß dort der Außenaufnah- 
men leicht verstörende Wirklichkeitsverkehr 
nicht ganz so dicht ist. Aber der Name zieht: 
St. Pauli und St. Georg, leicht schmuddelige 
Seitenpforten der Stadt mit dem Stadttor- 
wappen, wo die Welt auch als Halb- und Un- 
terwelt schimmert und es sich wunderschön 
über die allgemeine Nachbarschaft von Gut und 
Böse meditieren läßt. Nun ja: sie sind die En- 
trees der Stadt, an Hafen und Bahnhof. An sol- 
chen transitorischen Stätten spielen schon im- 
mer die großen Dramen und haust das kleine 
Elend. Nun ist der Hafen schon längst in eine 
andere Wirklichkeit übersiedelt, fernab der 
Stadt, in die Grenzlande zwischen Mythos und 


Umsatz. Geblieben sind in stetem Wandel 
Hauptbahnhof und sein Viertel. Dort drängt 
sich, was dazugehört: Fremde aller Arten, ver- 
borgener Reichtum und offenes Elend, kleines 
Glück und großes Leid, zweifelhafte Hotels und 
unbezweifelbare Lustlokale, also alles, was die 
Phantasie des Normalbürgers erhitzt und was 
er, um Gottes und der Kinder Willen, nicht als 
Nachbarschaft haben möchte. Schen kurz au- 
ßerhalb seiner geographischen Grenzen wird so 
ein Viertel Phantom, auch wenn man es vor- 
übergehend besichtigt. Insofern ist es kein 
Wunder, wenn die meisten Hamburger, kommt 
die Rede auf soziale Probleme, seit Jahren nur 
Bahnhof verstehen. 

Hamburg nennt sich gern weltoffen, wegen des 
Hafens und überhaupt, und gerne auch 
Medienmetropole, da hier tatsächlich einige 
Verlage, Studios und Sender ihren Sitz haben. 
Was Presse betrifft, entspricht die Stadt eher 
Provinz: außer der allgegenwärtigen BILD gibt 
es noch ein Familienblatt und kleinformatigen 
Boulevard. Die Themen, die Hamburger dem- 
nach interessieren, sind Sex & Crime, 
Prominententratsch und was ihre Stadt, nach 
Ansicht ihrer Presse der Mittelpunkt der Welt, 
ganz besonders oder etwas weniger auszeich- 
net. Natürlich entspricht auch die Berichts- 
tendenz stets kleinstädtischem Lokalpatriotis- 
mus, Motto: Unser Dorf muß schöner werden. 
Auch da verstehen die Hamburger, will man 
den Medien glauben, vor allem Bahnhof. 
Sowohl der als auch seine Umgebung werden 
also seit Jahren immer schöner, und jedesmal 
müssen dazu „Sünden der Vergangenheit“ be- 
seitigt werden. Sie sind „Altlasten“ der jeweils 
vorherigen Politik, die da viel Geld hineinge- 
steckt hat, und die nun mit noch mehr Geld 
„rückgebaut“ oder sonstwie verbessert werden 
sollen. Die auch trotz vieler Leuchtstoffröhren 
stets düsteren Maulwurfsgänge, in die man die 
Passanten im Namen einer autogerechten Stadt 
scheuchte, werden tranchiert, weil sich dort 
auch „lichtscheues Gesindel“ aufhielt, die Toi- 
letten werden teuer gemacht und beaufsichtigt, 
weil sie auch als Geschäftslokale mißbraucht 
werden könnten, alle kleinen Verstecke der Um- 


gebung werden eingeebnet, die Obrigkeit „zeigt 


Präsenz“, leihweise auch die bayerische, und 
doch ... Es erinnert an das andere Armageddon 
der Städte, den Kampf mit den Tauben, die ja 
als „fliegende Ratten“ auch für alles mögliche 
Übel verantwortlich sind. Man panzert die 
Häuser mit Plastikspitzen, setzt Plastikraben auf 
die Balkone, vergittert alle Löcher, streut Gift, 
und nichts hilft. Vorübergehend glaubt man, 
sie vertrieben zu haben, doch sofort ächzen an- 
dere Straßen, und dann gibt es immer wieder 
„Unbelehrbare“, die sie auch noch füttern. Die 
Millionen, die man für ihre Bekämpfung ver- 
geudet, werden mit dem Millionenschaden ver- 
rechnet, den sie anrichten und der nicht nach- 
zurechnen ist, da er auf angeblichen Hochrech- 
nungen beruht, doch die Tauben kümmern sich 
nicht sonderlich darum. Vorübergehend sieht 
man vielleicht weniger, aber sie bleiben gegen- 
wärtig. 

So ging das vierzig grauenvolle und sozialde- 
mokratische Jahre lang, und auch die diversen 
Koalitionspartner ließen den Filz ungeschoren, 
statt ihn als Feudel zu nutzen. Statt dessen wur- 
de das gute Geld der Hansestadt damit vergeu- 
det, den Dreck zu sortieren und zu betreuen, 
statt ihn in Bausch und Bogen zu entsorgen. 
Diese verschwenderischen Sentimentalitäten, 
hochtrabend Sozialarbeit genannt, waren ei. 
gentlich nur ein Klacks schlechtes Gewissen aus 
der Jugendzeit der SPD, auf der These beru- 
hend, einen kleinen Teil des Mehrwerts zur Be- 
seitigung der Schäden zu verwenden, die im 
Betrieb einer makellos kapitalistischen Gesell- 
schaft anfallen. Unausgegoren waren die Kon- 
zepte allemal, was sich schon an der seltsamen 
Zerfransung ihrer Zielsetzungen zeigte. Der ur- 
sprüngliche Vorsatz, aus dem Gesellschafts. 
schrott mit Zuckerbrot und Peitsche für Sesar 
und Wirtschaft problemlose, pflegeleichte Bür- 
ger zu bosseln, verkam allmählich zu der resi- 
gnativen „Akzeptanz“, die Fehlproduktionen als 
eine Art Unvermeidlichkeit hinnimmt und sich 
darauf beschränkt, Schäden zu minimieren und 
Zustände herstellen zu wollen, die der Men- 
schenwürde etwas ähnlich sind. 

Das widerspricht fundamental Christlich-kon. 
servativem Denken. Zunächst wird der Wille 
Gottes geleugnet, ohne dessen Willen kein 


Spatz vom Dach fällt (wenn dem auch das 
Gleichnis vom verlorenen Sohn etwas wider- 
spricht), ist also zutiefst unchristlich, da es auch 
die Ideale christlicher Erziehung leugnet. Ver- 
leugnet werden auch die Werte der Familie, die 
unbezweifelbar die Keimzelle des Staates ist 
(wenn man auch zugeben muß, daß auch im 
besten Hühnerstall gelegentlich Windeier 
vorkommen), da die reparierten oder un- 
reparierbaren Söhne und Töchter nicht in den 
Familienschoß zurückgeführt werden, sondern 
in obskuren Vereinigungen auf möglichst 
eigene Beine gestellt werden sollen (obwohl sie 
dort doch nur andeutungsweise vom rechten 
Weg hören, den sie vielleicht papageienartig 
nachplappern aber nie vollkommen beschrei- 
ten lernen). Das mißachtet auch liberale Prin- 
zipien, die das christliche Denken durch wirt- 
schaftliches ersetzt haben (also auch die Fami- 
lie wegen der Kaufkraft von Singles geringer 
einschätzen), da der Umgang mit Randgrup- 
pen eine andere nationalökonomische Grund- 
lage voraussetzt. Diese, vielen Hambürgern, 
wenn schon nicht darwinistischen, so zumin- 
dest ehrenwerten Gedanken hätten für den viel- 
beschworenen „Wechsel“ nicht ausgereicht, der 
auch ein Paradigmenwechsel sein sollte. Da 
mußte noch eine Lichtgestalt kommen, deren 
Strahlkraft von Höhen rechten Spätyuppietums 
in die Tiefen halblinken, proletarischen Sozial- 
neids reichte. Da Glaubwürdigkeit schon im- 
mer ein Grundproblem von Banknoten- 
fälschern und Kreditbetrügern war, fand sich 
im etablierten Parteigewerbe keine. Fündig 
wurden erst die Medien mit einem typischen 
Hochkommenwoller, einem kleinen Amtsrich- 
ker, der sich yon seinen vielen Kollegen nicht 
durch Eifer absetzen konnte, sondern eher 
durch eine ideologische Rechtsetzung. Der 
Law&Order-Begriff „Richter Gnadenlos“ er- 
regte die dumpfesten Gefühle ebenso wie er die 
Phantasien seltsamster Investoren beflügelte- 
Glücklicherweise regierte gerade ein Erster Bür- 
5ermeister, der mehr von seiner Arbeit als von 
PR hielt, und als sich das Gewitter zusammen“ 

"aute einen Innensenator bekam, der durch- 
Zuprügeln versuchte, was die (teils außerparla- 
Mentarische) Opposition als Zukunft verhieß- 


Wie die Sache ausging, ist bekannt. 

Seitdem lebt Hamburg mit einem demokrati- 
schen Phänomen: sein Bürgermeister, von etwa 
einem Viertel der Simmbevölkerung gewählt, 
regiert ohne Koalitionspartner, die als politi- 
sche Frischlinge höchstens publizistische 
Jungjäger interessieren, und er regiert nach 
Gutsherrenart. Seine als Senatoren ausgesuch- 
ten Parteifreunde lassen von rechts her keine 
Zweifel aufkommen. Mit Frauen hat der sensi- 
ble Mann mit dem von Opa verliehenen Spitz- 
namen immerhin zu 50% Glück. Sein Werben 
um eine passende Kulturfrau geriet zur Lach- 
nummer, und die Erwählte, obwohl von Sprin- 
ger geliefert, hielt auch nicht, was er sich ver- 
sprach, denn sie wird nun von ihren ehemali- 
gen Kollegen gemobbt. Genau das Richtige aber 
war eine Doppelnamendomina, die ihm ihren 
Mann derart stellt, daß auch der Senator mit 
dem Aufforderungsnamen und sogar Partytiger 
Gnadenlos neben ihr wie labberige Softies aus- 
sehen. Sie hat sich aber auch eine Herkulesauf- 
gabe vorgenommen: Den gesamten Sozial- 
klimbim, der in vierzig Jahren halb- 
sozialdemokratischer Mißwirtschaft entstanden 
ist, radikal zu säubern und den gesamten Wild- 
wuchs zu beschneiden. Endlich soll alles wie- 
der so werden, wie es etwa zur Gründungszeit 
der CSU war. Man kann es diesem Verein fast 
nicht verdenken — zu lange war er in Hamburg 
von der Macht abgespänt. Nun ist sie dran, und 
alle sollen es fühlen. 


Fiktionen 


der Wirklichkeit 


Die gesunde Mitte 


Der Unterschied zwischen Glauben und Wis- 
sen ist antik und hat die Erde als Grundlage. 
Ihre Kugelgestalt war bekannt, doch sie wurde 
als Scheibe gedacht. Das war ja, wie uns heute 
noch Landkarten und Atlanten beweisen, auch 
praktikabler. Es hatte nur einen Nachteil: Wer 
dem Wissen entfernter lebte, hielt die Darstel- 


lung für wahr und damit die Erde für eine 
Scheibe. 

Die Religion, die ja stets dem Volk näher sein 
muß als die Wissenschaft, hielt sich an die 
Erdscheibe, und die spiegelte — getreu der Theo- 
rie, daß man das Große im Kleinen erkennen 
könne - auch die Gesellschaft, in deren Mitte 
der Kaiser thronte, umgeben von seinem Hof- 
staat, dann den besseren Kreisen, und so ging 
es bis an den Rand, wo dann auf den Landkar- 
ten das gefährliche Meer mit seinen schreckli- 
chen Ungeheuern lag, und jenseits war der höl- 
lische Abgrund. 

Auch dem Christentum war die Scheibe näher 
als die reale Welt, und das konnte manchmal — 
man denke nur an Galilei — ganz schön gefähr- 
lich werden. Denn schlimmer als nicht wissen 
war nicht glauben. 

Und so ist es noch heute. Natürlich haben wir 
seit Antike und Mittelalter ungeheuerliche Fort- 
schritte gemacht. Schon kleine Kinder wissen 
heute, daß die Erde eine Kugel ist, an den Po- 
len abgeplattet, und die etwas größeren haben 
schon vom Schwarzen Loch gehört. Seltsam ist 
nur, daß nicht nur die C-Parteien dem uralten 
Weltbild huldigen. Die Gruppen haben sich 
ver- und geändert, die Fiktion der imperialen 
Mitte ist als höchstes Ziel der Demokratie ge- 
blieben. 

Da wir einem Schwarzsauer nicht vorwerfen 
wollen, ein schlechter Schinken zu sein, wissen 
wir, daß sie der Kern konservativen Denkens 
ist, vom Zentrum anno Willem bis zu den Cs 
unserer Republik. Die Illusion der “gesunden 
Mitte” mit ihren leicht angestaubten Bieder- 
manns- und Biedermeierwerten von Familie, 
Frömmigkeit und Staatsgerechtigkeit als 
Grundlage allen Lebensglücks ist heute noch 
ihre ungebrochene Ideologie, und sie war es 
schon zur Gründungszeit der Vereine vor weit 
über hundert Jahren. Allerdings waren diese 
Ideale schon damals bröselig geworden wie al- 
ter Kuchen, war schon damals die Wirklich- 
keit eine andere geworden, weshalb es schon 
damals hieß: “Zurück zu ...!” Und heute noch 
kommt das Wort “wieder” in konservativen 
Sonntagsreden häufiger vor als Unterholz im 
Wald. Natürlich ist das reine Nostalgie, doch 


die ist Erfolgsgeheimnis, der Retromode in 
Fetzenläden vergleichbar. Hier trifft sich 
Zukunftsangst mit Vergangenheitsvergoldung 
am Stammtisch der Realitätsverleugnung. Und 
das Gebräu hat sich als so süffig erwiesen, daß 
es mittlerweile alle sogenannten Volksparteien 
dorthin drängt. “Wahlen werden in der Mitte 
gewonnen”, erzählen die Meinungsforscher, 
und sie haben leider recht. 

Was aber ist nun diese vielbeschworene Mitte? 
Ihre Leitwerte sind immerhin bekannt, und sie 
werden uns täglich nahegebracht wie chemi- 
sche Innovationen von Knorr und Dr. Oetker, 
also als Großmutters Spezialitäten und Groß- 
vaters Werte. Diese Omas und Opas bleiben 
natürlich generationsmäßig unbestimmt und 
auch sonst unidentifizierbar. Von den wirkli- 
chen Opas weiß man ja, daß sie in zwei Welt- 
kriege losgezogen waren (einmal mit Hurra und 
das anderemal aus Gehorsam), und was die 
Omas an Anrüchigem taten, um ihre Brut 
durchzubringen, hat man auch in Andeutun- 
gen gehört. Es sind also abstrakte Ahnen mit 
Idealwerten wie Familiensinn, Fleiß, Sparsam- 
keit, Patriotismus, Gehorsam, und das alles in 
“gesunden Maßen”. Die fast unveränderte Rei- 
henfolge der Aufzählung solcher Tugenden be- 
sagt nichts über ihre tatsächliche Wertigkeit. 
Sparsamkeit ja, doch nicht zuviel, da sonst die 
Konjunktur einbricht; Familiensinn sehr, auch 
wenn er so nicht mehr zu haben ist; Patriotis- 
mus vor allem bei Auslandseinsätzen von Sport- 
lern und Bundeswehr; Fleiß unbedingt, auch 
wenn man dafür den Gürtel enger schnallen 
muß; Gehorsam unbedingt zu Vertretern des 
Staates, der ja keine Diktatur mehr ist und ihn 
deshalb absolutistisch einfordert. Es handelt 
sich also um relative Werte. Auch von Leitbil- 
dern ist oft die Rede, Wegweisern zur heiligen 
Mitte. Daran hapert es aber, nicht nur, weil sich 
Herr von Beust oder Herr Westerwelle nicht 
so einfach zur Demonstration von Familien- 
sinn eignen, sondern weil Politiker ihren Ruf 
im Volk schon haben. Ersatzweise wird uns “der 
Unternehmer” vorgezeigt, der aber auch den 
Nachteil hat, daß man zuviel über ihn hört, und 
das Wort “schwarze Schafe” fällt dann kaum 
mehr. Man hört auch von “gesellschaftlich re- 


levanten Kräften”, doch das sind irgendwelche 
Vereinsvorstände. Seit die Mitte nicht mehr 
monarchisch mit “Der Staat bin ich” definiert 
werden kann, sondern demokratisch besetzt ist, 
wurde sie ein vielbeschworenes Phantom. 
Da die Mitte positiv schwer zu definieren ist, 
versucht man meist, sie ex negativo zu Orten, 
also aus ihrem Gegenteil, den “Randgruppen”. 
Sie sind meist leichter zu beschreiben, und fol- 
gen der Onkel-Nolte-Philosophie Wilhelm 
Buschs: 

Ei ja, da bin ich wirklich froh, 

denn Gott sei Dank: Ich bin nicht so. 
Das hat schon vor 35 Jahren gewirkt: “Seht euch 
diese Typen einmal an!” Sie sind ja auch nicht 
zu übersehen, lungern auf zentralen Straßen 
und Plätzen herum, da sie in überdachten Räu- 
men meist Aufenthaltsverbot haben, und sie 
nerven den vielbeschworenen anständigen Bür- 
ger. Sie sind etwa vier Prozent der Bevölkerung, 
und eigentlich stellt es der hanseatischen Tole- 
ranz ein schlechtes Zeugnis aus, daß sie so stö- 
ren. Sie sind, von der fiktiven Mitte aus gese- 
hen, “die Anderen”, Ausländer im eigenen 
Land, und wenn mit fremdem Ausweis, meist 
schon hier geboren. Sie sind weniger Randgrup- 
pen als schon über den Tellerrand gefallen, ihre 
meist patinierte Grellheit unterscheidet sie deut- 
lich von der gepflegten der Bürger. Man könn- 
te sie einfach ignorieren, doch sie haben auch 
eine unheimliche Nähe. Sie sind, Gott sel 
Dank, unverwandt, aber doch nicht wieder 
genug. Man sieht ihre Frühformen gelegent- 
lich schon bei Kindern von Bekannten, denen 
das Modewort coolallzuoft herausrutscht. Und 
bei den eigenen Kindern ist man sich sicher oder 
doch nicht ganz, daß sie nicht ... ja, was sagt 
man da? In Schwierigkeiten geraten? Vom rech- 
ten Weg abkommen? Straucheln? Wenn man 
von Gott verlassen wird, ist der Teufel am näch- 
sten, der große Verführer. In den Selbsthilfe- 
gruppen denken Eltern zwar darüber nach, daß 
auch sie Wegmarken in den Abgrund gesetzt 
haben könnten, doch ihres Selbstwertsgefühls 
wegen brauchen sie den satanischen Verführer 
wie der Papst. 
An dieser Randzone wurden im Lauf der Zeit, 
also erst, als das Elend wirklich nicht mehr zu 
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übersehen war, Sicherungs- und Fangnetze auf- 
gestellt. Sie sollen die Absturzgefährdeten auf- 
fangen und, wenn möglich, wieder zur Mitte 
geleiten. Sie dienen zur Beruhigung der in der 
Mitte: Es wird etwas gegen die Zentrifugalkräfte 
getan, von Fachleuten notabene, und ihre Pro- 
bleme sind die ihren. Man bezahlt sie, nicht 
sonderlich, und sie sollen funktionieren. Man 
schickt ja auch einen Karambolagewagen in die 
Werkstatt, und die Versicherungen kümmern 
sich um das Weitere. Natürlich weiß man, daß 
Sozialarbeit etwas komplizierter ist, doch mit 
den Sozialarbeitern hat man nicht gern zu tun. 
Sie erinnern an die mittelalterlichen Pestilenz- 
ärzte, von denen man auch nicht genau wußte, 
ob sie nicht einen Hauch der Ansteckung mit 
sich trügen, oder an Kammerjäger, über deren 
Besuch die Nachbarn tuscheln. 

Die Mitte, darin sind sich alle einig, ist gesund, 
und alles andere ist krank. 

Wer sich nicht ganz so unheilbar heil denkt, 
kann die Sache natürlich auch ein wenig an- 
ders sehen und dabei bedenken, daß sich die 
Erde um den Pol dreht. Das wäre wieder die 
fiktive Mitte, doch bei dieser Metapher käme 
eher ein Plattenteller heraus, dessen Drehzahl 
dementsprechend die Zentrifugalkraft be- 
stimmt. Die Ideologie der Spaßsgesellschaft hat 
ihn, von allen möglichen Genüssen und 
Glücksverheißungen beschwingt, ganz schön 
ins Rotieren gebracht. Was in der Mitte noch 
wie ein fröhliches Karussell wirkt, bewirkt am 
Rand einen kräftigen Schleuderkurs, den auch 
kräftige Netze kaum absichern können. Immer 
mehr fallen einfach durch, da sie aus 
Sparsamkeitsgründen immer straffer gespannt 
und immer weitmaschiger werden sollen. 
Wen interessiert das eigentlich? Der in Politiker- 
mund so gern zerkaute Normalbürger hört viel 
lieber Köderworte wie Steuerverminderung, 
Kostenreduzierung oder Synergieeffekte. Nun 
ja, daß Letzteres Arbeitsplatzvernichtung heißt, 
spricht sich mittlerweile herum. Bei den Ko- 
sten für Sozialarbeit aber ist sie erwünscht wie 
der Allgemein- und Universalmediziner bei den 
Kassen, obwohl die auch wissen, daß man vie- 
le Fachärzte bräuchte. Nein, das Netz soll bes- 
ser vernetzt werden — auch so eine schöne Flos- 


kel -, denn der Asoziale ist der Asoziale, und 
für Spezialbehandlungen hat man ja die Ge- 
richte. Das klingt doch gut und ist eine einfa- 
che Lösung, mit der man ein letztlich doch mar- 
ginales Problem los wird. 

Die Mitte ist eine Fiktion und sich selbst ge- 
nug, die Welt als Wille und Vorstellung, in der 
die Realität eher ein Störfaktor ist. 


Der Eisberg 
des Herrn Schill 


Über den geistigen Horizont von Amtsrichtern 
wurden schon viele Scherze gemacht. Sie sind 
ja in der Hackordnung staatsbeamteter Juristen 
ganz unten, in den Schluchten von Geschäfts- 
bereichen, deren Wände von Buchstabenfolgen 
wie A-F usw. begrenzt werden. Die meisten ha- 
ben sich Rechtsprechung einmal anders vorge- 
stellt, und nun schieben sie Akten vor sich her, 
seufzen dazu “von Überlastung des Gerichts”, 
während sie auf sich aufmerksam zu machen 
versuchen, um möglichst bald der Gnade der 
Beförderung teilhaftig zu werden. Doch immer 
wieder gibt es begabtere Juristen, die über ih- 
nen in das Getriebe drängen — es ist ein Jam- 
mer. In der Kantine können sie von ihrem 
Heldenleben tönen, daheim ihre Lebenspart- 
ner damit langweilen, und das Leben geht an 
ihnen vorbei. Immer bleiben sie auf kleine Fi- 
sche gesetzt, während die großen in anderen 
Kammern zappeln. 

Von dieser Wirklichkeit aus gesehen, ist die Ge- 
schichte des Falls Schill eine sehr schlichte, han- 
delt sie doch von keinem Fall, sondern von ei- 
nem aufhaltsamen Aufstieg, den Brecht in ei- 
nem Einakter hätte erzählen können: Ein 
profilierungssüchtiger Amtsrichter (Haartracht: 
© George Grosz, ca. 1931) kommt mit eini- 
germaßen seltsamen Urteilen als “Richter Gna- 
denlos” in die Lokalschlagzeilen. Der Justiz ist 
er peinlich, was seiner Karriere cher schadet, 
doch um ihn herum scharen sich Personen mit 
Geld und dem sichtbaren Interesse, unbekannt 
bleiben zu wollen. Da beschloß der Amtsrich- 
ter, Politiker zu werden. Er versprach, seinem 


schlicht gestricktem Naturell entsprechend, ein- 
fache Lösungen und das Hellbraune vom Him- 
mel herunter, während er sich gleichzeitig als 
Opfer des Faschismus ausgab. So entstand eine 
Erweckungsbewegung, wie wir sie schon im 
letzten Jahrhundert hatten, mit der Basis in 
Har- und Wilhelmsburg und ihrer Spitze an 
Alster und Elbe. 

Der Erfolg ist bekannt, und was seither geschah, 
etwas lächerlich. Eine Weile daumelte er durch 
die hanseatischen Partylöwengruben, weise als 
“Bürgersprechstunden” deklariert, doch gegen 
Mißbill hatte er sich schon viele Monate vor 
der Wahl eine testbare Haarsträhne wachsen 
lassen. Sein Versprechen, Hamburgs Krimina- 
lität in hundert Tagen zu halbieren, hat er so- 
fort nach der Wahl zurückgenommen, und sein 
Versprechen, die örtliche Polizei um zwei 
Tausendschaften zu verstärken, hat er zu einem 
Prozent eingehalten — durch ebenso kurzfristi- 
ge wie touristische Leihgaben aus Bayern. Da- 
zwischen hat er die Nachbarn der Stadt verär- 
gert, da er die Dealer “egal wohin” vertreiben 
wollte und nicht gefragt hatte, ob die dortigen 
Amtspersonen ihnen Asyl gewähren möchten. 
Derzeit guckt er nach einem afrikanischen Staat, 
der die schwarzen Hilfsdealer mit offenen Ar- 
men aufnimmt — Neger sind Neger, und viel- 
leicht legt ja Berlin etwas Entwicklungshilfe 
dazu. Für seine ersehnten blauen Polizei- 
uniformen sollen sich ja auch Sponsoren fin- 
den, und mittlerweile müssen sich schon seine 
dümmsten Wähler das Grienen verbeißen. Der 
Herr Senator Schill zeigt ja täglich, daß er die 
gesamte Bandbreite des politischen Denkens 
von A bis B beherrscht. 

Natürlich weiß man schon aus der Schule, daß 
Metaphern häufig Glücksache sind, und den- 
noch ist ein typisch Schillscher bemerkenswert: 
Seine Jagd auf den ihm besonders nahestehen- 
den Feind Kleindealer begründete er damit, daß 
man “die Spitze eines Eisbergs abtragen 
müsse”. 

Dieses gewaltige Bild erfordert einen Augen- 
blick Besinnung. Von einem Eisberg wissen wir, 
daß es gefährlich ist, ihm nahezukommen, da 
neun Zehntel unter Wasser sind. Sollte es aber 
ein Kühner wagen, auf dem Eisberg landen und 


an seiner Spitze herumhacken — ein kühnes Un- 
terfangen, für das einige Herkulesser nötig wä- 
ren — käme tatsächlich irgendwann der Eisberg 
hoch und würde verschwinden. Eine ähnlich 
heroische Geisteshaltung hatte etwa zwanzig 
Jahre zuvor ein auch sonst zu vergessender 
Kriminalrat Plewka schon vertreten: “Wenn wir 
die Kleinen hundertprozentig ausschalten, gibt 
es auch keine Großen mehr.” Wirtschaftswis- 
senschaftlich klang das etwa so, daß bei Schlie- 
Rung aller Tante-Emma-Läden Aldi pleite ge- 
hen würde. Den großen Dummheitspreis aber 
gewinnt Herrn Schills Eisberg, denn er ist zur 
Darstellung des Drogenmarktes noch weniger 
geeignet denn ein Igel als Toilettenpapier. 

Der Drogenmarkt, sehr geehrter Herr Senator, 
funktioniert nämlich wie jeder andere große, 
auch in seiner Hierarchie. Sie sehen immer sei- 
ne allerunterste Ebene, die Taglöhner im 
Straßenverkauf, typische Schwarzafrikaner, wie 
man sie für Schwarzarbeit auch in anderen 
Branchen braucht, zum Beispiel in Kneipen- 
küchen. Weiß der Teufel, welcher Traum sie in 
dieses Land geholt hat — hier war er jedenfalls 
zuende. Ein schlechter Halbjob mit kleinem 
Einkommen, großem Risiko und keiner Versi- 
cherung. Das erregt Sie, das paßt so in ihr 
Amtsrichterressort, daß Sie bei Schwarz schon 
pawlowsk Rot sehen (Herr Pawlow war der mit 
den automatischen Reflexen). Von der nächst- 
unteren Ebene hören Sie gelegentlich, von 
irgendwelchen Kleinunternehmern und Klein- 
vereinen, von LKWfahrern, denen man etwas 
Beipack zulud, und höher reicht nicht nur Ihr 
Vorstellungsvermögen nicht. Stellen Sie sich 
vor, daß es dann ganz ehrbar wird, allen Schlag- 
worten von Mafia und Kartell zum Trotz. Ge- 
achtete Geschäftsleute, die selbstverständlich 
etwas gegen Drogen haben, Bankenbosse, die 
für Geld Transaktionen abwickeln, Waffen- 
händler, die selbstverständlich nichts mit Ille- 
galem zu tun haben ... Wirtschaft, feinste Wirt- 
schaft, und die läßt sich ja in keiner Branche in 
die Karten schauen. Sie dürfen sich nicht wun- 
dern, daß Ihre Beamten gerne einräumen, nicht 
mehr als fünf Prozent der kursierenden Drogen- 
mengen aus dem Verkehr ziehen zu können. 
Bei diesem Kleckerkram ist auch nicht mög- 
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lich, was stets als Ziel der Polizei angegeben 
wird, nämlich das Angebot knapp und die Ware 
teuer zu halten. Dafür wäre Ihnen jeder Unter- 
nehmer in dieser Branche dankbar, denn es wird 
Überschuß produziert, weshalb die Sachen im- 
mer billiger werden. 

Nur auf einem Sektor findet diese freie Markt- 
wirtschaft nicht statt, beim verbreitetsten. Von 
Hanf ist die Rede, und was in unserer Repu- 
blik konsumiert wird, können die bösen Nie- 
derlande aus Kapazitätsgründen schon lange 
nicht mehr liefern. Ihre eigenen Beamten ge- 
hen davon aus, daß etwa zwei Drittel des Krau- 
tes aus deutschen Landen frisch in die Lungen 
gehen, doch ihre Theorie der Produktion läßt 
Ökonomen schmunzeln. Jeden Sommer, kurz 
vor der Freilanderntezeit, präsentieren sie uns 
ein, zwei Wohnungen, die als Plantagen miß- 
braucht wurden. Immer war es ein undichtes 
Bewässerungsrohr und “eine Rentnerin” in der 
Wohnung unterhalb, und einmal war's die Feu- 
erwehr. Die ist jedoch selten so staatsfromm, 
denn beim Anblick von Pflanzen sagen sie 
meist: “Schnell aufräumen — gleich kommt die 
Polizei.” Solche Kleingärtnereien können un- 
möglich den Bedarf unserer Hansestadt befrie- 
digen, in der man in jedem Coffeeshop (rund 
vierzig gibt es immer) stets die gleiche Menge 
(3 Gramm) in stets gleichen Tüten für stets 
denselben überteuerten Preis bekommt. Es 
scheint sich bei diesen Läden um Detailgeschäf- 
te einer hervorragend organisierten Firma zu 
handeln, und das Ganze erinnert ein wenig an 
die vielen Schuhläden, die sich in den 
Neunzigern überall breit machten, eingingen 
und mit derselben Ware neu eröffnet wurden. 
Der Aufwand dieser Organisation scheint al- 
lerdings etwas größer. Sie unterhält eine kleine 
Söldnertruppe, die dafür zuständig ist, daß kei- 
ne anderen als ihre Gewächse in den halb- 
öffentlichen Handel geraten. Gewalt braucht 
sie keine — sie droht mit der Polizei, und die 
kommt dann auch wie gerufen. Sie kommt 
natürlich auch, wenn ein Laden zu bekannt 
geworden ist und für die Nachbarn, die doch 
an das Gute glauben sollen, allzu auffällig. Dann 
wird der Laden dicht gemacht, ein, zwei Detail- 
verkäufer gehen hops, nicht allzuweit davon 


eröffnet ein neuer Laden mit demselben Zeug. 
Am anderen Ende der Produktionskette muß 
man sich große Glashäuser vorstellen, aus Si- 
cherheitsgründen gelegentlich wechselnd, und 
ihre Gärtner werden wahrscheinlich deutsche 
Gastarbeiter sein. So kommen gut 85 Prozent 
des in Hamburg verqualmten THC auf den 
Markt, und das andere sind Kleingärtner und 
Kleinhändler ohne Laden. Die aber werden von 
der Polizei gnadenlos gejagt. Ach ja, auch die 
legale Wirtschaft bedient sich gelegentlich der 
Polizei als Hilfstruppe. 

Von nur etwas komplexeren Strukturen ist die 
mittlere Geschäftsebene beim Handel mit an- 
deren Rauschmitteln. Die mit Wachs überzo- 
genen Kügelchen, die verkauft, geschluckt oder 
gekotzt werden, müssen in größeren Manufak- 
turen hergestellt werden, und sie enthalten, was 
Substanzen und Streckungen betrifft, stets das- 
selbe. Darüber, ob Ihre Beamten nicht an diese 
Ebene kommen oder mit ihr zusammenarbei- 
ten, sollen Andere spekulieren. Das Geschäft 
läuft auf diese Weise ja ganz gut, für beide Sei- 
ten, und falls Sie sich als Präses Ihres Eisbergs 
sachkundig machen wollen, könnten Sie dies 
ja bei einer Ihrer feuchten Bürgersprechstunden 
tun — dort finden Sie sicher kompetente Ge- 
schäftsleute. 

Es gibt eben mehr Dinge zwischen Himmel und 
Erde, als sich eine Amtsrichterweisheit träumen 
läßt, und damit haben wir Ihnen, sehr geehrter 
Herr Senator, genug der Ehre angetan. 
Schlimmstenfalls können Sie sich auf Ihre de- 
mokratische Legitimation berufen, und zyni- 
sche Scherze über die Schwächen der Demo- 
kratie machen Ihre Freunde weit besser. 


Sozialkalvinismus 


Am Versuch, die “christlichen Werte” der C- 
Parteien zu bestimmen, sind schon Andere ver- 
rückt geworden. Zuviel Kraut und Rüben wer- 
den in diesem Keller durcheinander gelagert, 
und nicht nur der muffige Geruch stört beim 
Sortieren. Es ist ja nicht leicht herauszufinden, 
zu welchem der vielen Christentümer das je- 


weils gemeinte Christliche gehört, weiß Gott. 
Der des Augsburger Bekenntnisses dürfte es 
nicht sein, denn der ist ein strenger Vater und 
Buchhalter und wird sich schon echauffieren, 
wenn Petrus einen seiner Politiker anmeldet. 
Der katholische kommt schon eher in Frage, 
mit seiner Gnade der Sündenvergebung, derer 
der schlimmste Sünder am teilhaftigsten wird. 
Das erklärt vergangene Phänomene wie Strauß 
(und noch heute ist in seinem Erbland jeder 
Mensch stolz, ein Hund zu sein) oder die dop- 
pelte Ehre unseres Altkanzlers. Das aber scheint 
nicht auszureichen, Eigenheiten zu erklären, die 
einem nicht so Frommen eher unchristlich er- 
scheinen. 
Vielleicht hilft uns zum Verständnis eine theo- 
logische Diskussion, die vor einem Dreiviertel- 
Jahrtausend zwischen Dominikanern und Fran- 
ziskanern tobte und die Caritas zum Gegen- 
stand hatte. Die Franziskaner vertraten als Bet- 
telorden die Ansicht, die christliche Nächsten- 
liebe habe für alle Menschen da zu sein, wäh- 
rend die schon reichlich vermöglichen Domi- 
nikaner der Meinung waren, der Herr habe nur 
die Würdigen gemeint. An Argumenten wur- 
den viele theologische Haare gespalten, ange- 
fangen von der Dankbarkeit und Bekehrung 
zur Frömmigkeit, die man von den Hilfsopfern 
in Gottes Namen zu erwarten habe, während 
die Franziskaner diese nur von den von Gott ja 
bevorzugten Helfern erwarteten, nicht jedoch 
von den dafür wohl nicht so gebildeten Op- 
fern. Fast hundert Jahre stritt man so, bis die 
Dominikaner mit De dignitate pauperum ob- 
siegten und die Franziskaner ein Bettelorden 
blieben. Von da bis Luther waren Christi mil- 
de Gaben vom Dank ihrer Opfer und deren 
verbessert christlichem Lebenswandel ab- 
hängig. 
So man Geschichte als fernen Spiegel betrach- 
tet, hat man den mittelalterlichen Streit bis in 
seine feinsten Verästelungen auch in den letz- 
ten fünfzig Jahren sehr gegenwärtig erleben 
dürfen. Dunnemals wie jüngst damals ging er 
um Verbesserung oder Hinnahme der nicht so 
schönen Zustände, und er forderte immer wie- 
der viele Opfer. Er fand auf vielen Schlachtfel- 
dern und Nebenskriegsschauplätzen statt und 


war, wie alle Kombattanten selbst sagten, “ein 
Glaubenskrieg”. Die einen forderten lautstark 
eine “Anerkennung der Wirklichkeit”, während 
die anderen düster von “Dammbrüchen” raun- 
ten, die auch hinterste Gebirgler verschreckten, 
und wer für eine gelassenere Sicht der Dinge 
plädierte, mußte sich “Verharmloser” nennen 
lassen und vorwerfen, daß er einen Rattenzug 
des Elends in das Paradies locken würde. Keine 
Übertreibung war zu grell, keine Verheißung 
zu unglaubwürdig ... Glaubenskriege haben ihre 
eigene Unlogik. 
Wer erinnert sich noch der Methadondebatte? 
Fast fünfzehn Jahre zog sie sich dahin, und ihr 
ideologischer Deichgraf war Herr Heckmann, 
auf seiner damaligen Karrierestufe Drogen- 
beauftragter von Berlin. Er besaß alle Talente, 
die einen erfolgreichen Politiker ausmachen, 
hatte also ein geschicktes Händchen in Einfä- 
deln von Abhängigkeiten und Knüpfen von 
Seilschaften, war begnadet in Intrige, hem- 
mungslos in Diffamierung und Erbhofbauer in 
reiner Lehre. Er unterschied zwischen “vernünf- 
tig” (-Gehorsam), “feindlich” (=andere Gedan- 
ken), “nachdenklich” (=in seinem Sinn ver- 
wendbar) und “schädlich” (=alles andere). Der 
damalige Bundesdrogenbeauftragte Franke lob- 
te öffentlich sein “diplomatisches Geschick” 
und privat seine “Fähigkeit für Grausamkeiten”, 
mit der er als nimmermüder Kettenhund im 
Laufgatter den “Königsweg” bewachte, eine 
dogmatische Einbahnstraße zu Drogenfreiheit 
und staatlicher Wiedernutzbarmachung. Sie 
durfte das einzige Ziel aller Drogenarbeit sein, 
allein seligmachend, und wer anderer Ansicht 
war, wurde verdammt und mußte vernichtet 
werden. Keine Lüge war ihm zu dumm (“Auch 
bei Haschisch gibt es eine tödliche Dosis”), 
keine Metapher zu schräg (“Ich bin davon über- 
zeugt, daß es zutiefst inhuman ist, Leuten, die 
Probleme mit Drogen haben, Drogen zu ge- 
ben.”, wg. Methadon) und keine Theorie zu 
verstiegen, angefangen vom “Leidensdruck”, 
mit dem man Abhängige zur Therapie pressen 
müsse, bis hin zu “Therapieresistenten”, die nun 
einmal unvermeidbare Verkehrsopfer auf dem 
Königsweg sein müßten, auch als “abschrecken- 
de Beispiele” verwertbar. 
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Heute, nachdem Methadonambulanzen schon 
lange die Zahl der Drogenunfälle mit Todes- 
folge senken helfen, seit Einwegspritzen das Ri- 
siko von Infektionen und Sepsis verringern, ist 
das alles etwa ein Dutzend Jahre her und doch 
schon Steinzeit. Dennoch meldet sich Heck- 
manns Geist immer wieder wie ein Vampir aus 
der mit Leichen gefüllten Gruft. Immer wie- 
der geht es um “-wert” und “-würdig”, also 
darum, ob Hilfe bei Problemen eine (unange- 
nehme) Selbstverständlichkeit oder eben doch 
ein Gnadenakt sei. 

So wird das Ganze natürlich nicht gesagt, auch 
nicht in unserer Hansestadt, deren gegenwär- 
tige Regierung unzweifelhaft der Gnade Got- 
tes bedarf und sich ihrer auch sicher ist, wenn 
sie mit dem Rotstift zwischen “effektiv” und 
“wenig effektiv” zu trennen versucht. Denn “ef- 
fektiv” ist die lange verblichene “reine Lehre”, 
die ja auch bequem scheint, da sie auf alle Pro- 
bleme eine schlichte Antwort hat, befestigt von 
den Strebepfeilern ebenso alter wie wohlfeiler 
Lügen. 

Nun müssen wir einräumen: Sozialarbeit ist ein 
karger’Topf, um den sich alle möglichen Sozialar- 
beiter drängen. Heckmanns führerlose und be- 
tagte Welpen gerieren sich gerne als pflegeleichte 
Schoßhündchen, während sich andere gerne als 
ruppige Straßenköter zeigen, weniger der edlen 
Tafel zugetan als, o wehl, der Gosse. 

Man kann einer wahrscheinlich sogar etwas ge- 
bildeten Dame nicht verdenken, daß sie sich 
lieber auf einer gepflegten Terrasse aufhält, wo 
man gepflegt über Prävention als Basis plau- 
dern kann, Diagramme häkeln und die Welt 
als Typologie schen. Wie überall in der indu- 
striellen Produktion gibt es Ausschuß, 
unverkaufbare Typen (bzw. zu reduzierten Prei- 
sen). Jeder Bürger hat das Grundbedürfnis, 
nicht sehen zu müssen, was sein Weltbild 
verstören könnte, denn dann ... ja dann leidet 
sein Sicherheitsgefühl. Und Gefühle sind wich- 
tig, im politischen Geschäft meist wichtiger als 
Tatsachen. Es gibt genügend in Werbebüros ab- 
gewanderte Psychologen, die ein Bedroht- 
heitsgefühl ohne Bedrohung konstruieren 
können, und selbst das gerne beschworene 
Lebensgefühl hat mehr mit Konstrukt als 


Leben zu tun. (Es war ja auch Marketing, 
BigMac&Cola&Baseballmütze als “amerikani- 
sches Lebensgefühl” zu verhökern, wenn das 
auch — zugegeben — im real existierenden 
Cocacolonialismus leichter geht als beispiels- 
weise unsere “drogenfreie Gesellschaft”.) Gera- 
de bei Sozialarbeit ist es immer leichter, in Theo- 
rien zu diskutieren, denn die Praxis ist leider 
ziemlich ekelhaft. Auch der “Normalbürger” 
hört lieber Theorien, denn das Elend sieht er 
zwar, mag aber nicht hinsehen. 

Von der T'heorie zum Dogma ist kein weiter 
Weg, und dessen Vollendung ist eine Glaubens- 
lehre. Es wurde ja auch in der frühen Neuzeit 
über den mittelalterlichen Dogmendiskurs 
nachgedacht, zum Beispiel von Calvin. Auch 
Nichtcalvinisten übernahmen gerne dessen 
christliches Theorem: Die Guten überschüttet 
der Herr auch mit irdischen Gaben — eine Art 
Instant Karma, die auch in den USA geglaubt 
wird -, während die weniger Guten eben weni- 
ger gut wegkommen. Natürlich ist dennoch 
Caritas Christenpflicht, wie die vielen calvini- 
stischen Stiftungen zeigen, doch es ist ihre vor- 
derste Aufgabe, die Sündigen zu Frömmigkeit 
zu führen, die ja nach dem Gedanken “Hilfe 
zur Selbsthilfe” auch Wohlstand bringen wird. 
Sozialarbeit wird damit auf der geistigen Ebe- 
ne der Entwicklungshilfe angesiedelt, für die 
man sich zwar auch 0,7% des Etats vorgenom- 
men hat, sich jedoch — Arme sind ja geduldig — 
mit wesentlich Weniger brüstet, und bei skep- 
tischen Nachfragen mit der hoffnungslosen Si- 
tuation der “Nehmerländer” argumentiert. 
Da unsere Hansestadt am bayerischen Wesen 
genesen soll, könnte man diese Art von Sozial- 
calvinismus auch Weißwurstigkeit nennen. Es 
gibt ja Angebote, und wer von ihnen nicht er- 
reicht wird, ist selbst schuld. Vom Sozial- 
darwinismus unterscheidet sich der Sozial- 
kalvinismus durch eine C-breite Yuppieeinheit, 
kaum mehr als ein Feigenblatt. Sie geht davon 
aus, das Beste getan zu haben (was man sich 
auch andauernd zur Selbstvergewisserung be- 
stätigt), und wer dafür nicht dankbar ist, dem 
ist nicht zu helfen. 

Die Hansestadt, wir haben es ja so oft gehört, 
daß es auch der Unmusikalischste singen kann, 


muß sparen. Überall, gnadenlos und brutalst- 
möglich. Wer das nicht versteht, ist uneinsich- 
tig, und wer gar aufschreit, muß sich von der 
Frau Senator sagen lassen, daß sie durch derlei 
nicht zu beeindrucken sei. Sie ist doch selbst 
eine Frau: eine Frau, die noch nie ein Frauenhaus 
gebraucht hat, die durch keine unerwünschte 
Schwangerschaft mehr aus ihrem sozialen Ge- 
füge geworfen werden kann, vermutlich auch 
keine therapiebedürftigen Drogenprobleme hat 
... Kurzum: diese Frau steht für alles, was sie 
nicht braucht. Sie kommt damit aus, und wir 
sollen es auch. Selbstzufriedenheit ist die 
einzig wirkliche Zufriedenheit. 

Manchen aber fällt es schwer, diese der Dame 
zu gönnen. Sie haben einfach eine andere Per- 
spektive, blicken nicht nach oben oder zu- 
kunftsfreudig geradeaus, halten die positiven 
Aussichten eher für eine Brave New World, denn 
sie sehen um sich, was dereinst höchstens Sozial- 
archäologen erkennen sollen: Elend, das nicht 
durch ein bestimmtes Nadelöhr zu quetschen 
ist, sei es aufgrund seiner Struktur, sei es aus 
Unwillen gegen dieses Nadelöhr. Tja, die in die 
Mühle geraten, haben eben Pech gehabt, so ist 
das nun einmal in einer Leistungsgesellschaft, 
die sich wieder lohnen soll. Und wer das nicht 
einsieht, muß sich eben damit abfinden, daß 
in einer Demokratie die Mehrheit bestimmt, 
mit christlichen Werten. 


Real existierende 
Fiktionen 


Zwischen Temperanz 
und Abstinenz 


Rausch und Ekstase sind so alt wie die Mensch- 
heit; die Probleme, die sie sich damit macht, 
erwa sechzehn Jahre jünger. Das Kleinkind, mit 
dem Entdecken der ihm neuen Welt scheinbar 
nicht voll ausgelastet, ist nebstbei auch Adler, 
Tiger oder süßes Mäuschen, je nach Bedarf und 


stets überzeugt. Die Umwelt bemüht sich, ihm 


diese schamanischen Flausen auszutreiben, 
doch ein Verlustgefühl bleibt, denn so leicht 
läßt sich ein Kind nicht domestizieren. Irgend- 
wann — früher nannte man das Flegeljahre, heu- 
te Pubertät — entdeckt es die gebannten Eksta- 
sen in neuem Umfeld wieder, als Sexualität und 
Rausch. Bei erster wird die trotz Aufklärungs- 
versuchen heimliche Entdeckung in Oversize- 
Fummeln verborgen, zweiter wird meist grup- 
penweise bis zum Kotzen erkundet, und bei- 
des gilt als Ausschweifung. Die “normale Welt” 
ist darob natürlich entsetzt und versucht, dem 
durch rigide Grenzziehungen Herr zu werden. 
Dabei kapriziert sie sich bei Sexualität auf For- 
men, beim Rausch auf Mittel, und beides klappt 
nur höchst bedingt. 

Unser aufgeklärtestes, vernünftigstes Zeitalter, 
an seiner Geschichte erkennbar, hat sich nun, 
nachdem alle möglichen Erweckungs- 
bewegungen im Graben endeten, entschlossen, 
den neuen Menschen zu schaffen. Auf Sexuali- 
tät kann man dabei leider nicht verzichten, doch 
der Rausch soll endgültig aus der Welt geschafft 
werden. Man soll ihn, wie unser feister Exkanz- 
ler so schön sagte, “genau so ächten wie den 
Kannibalismus”. (Die Rede war natürlich von 
“kulturfremden Drogen”, und dieser Begriff 
entstammt den schlimmsten Tugenden unse- 
res Zeitalters, dem Nationalismus und Rassis- 
mus. Die CDU, stolz darauf, deutsch zu sein, 
und vom Lobgesang auf das freie Unterneh- 
mertum erhoben, müßte übrigens wissen, daß 
von Amphetamin über Cocain, Heroin, Mor- 
phium bis zu nahezu allen Designerdrogen 
deutscher Fleiß der Anfang war. Und mit ein 
wenig Geschichtsbewußtsein könnte man der 
Germanen gedenken. Die hatten zwar ihren 
Mer und ihr Bier, doch auch den römischen 
Neophyten Wein haben sie nicht als 
Kolonialistengesöff abgelehnt, und Archäolo- 
gen mußten feststellen, daß sie auch gekifft 
haben.) 

Wir sollten der Anfänge unserer Rauschmittel- 
debatte nicht vergessen: Der Industrialisierung, 
die durch Europa eine Völkerwanderung Pro- 
letariat wälzte und deren Chemie immer neues 
Raffiniertes bescherte, verdanken wir, daß sich 
in Deutschland bereits 1840 zwei Vereine — was 
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denn sonst — reichlich unversöhnlich gegen- 
überstanden: Der Berliner “Verein zur Förde- 
rung der Enthaltsamkeit”, dessen “Enthalt- 
samkeitsnachrichten” eine reichlich trockene 
Botschaft verkündeten, während der “Hambur- 
ger Verein gegen das Branntweintrinken” Maß- 
halteappelle predigte. Die Vereine zeugten Kin- 
der und Kindeskinder, zumal sich gegen Ende 
des Jahrhunderts Pietisten und Sozialisten ge- 
ballt des Themas annahmen, und dann trafen 
sich 300 Delegierte zum “Internationalen Kon- 
greß gegen Alkoholismus 1903 in Bremen”. Die 
Grundsatzfrage “Mäßigkeit oder Abstinenz?” 
blieb handgreiflich unentschieden. Bei Essig- 
saurer Tonerde (die Kongreßabrechnung ver- 
zeichnet 3,5 Liter) einigte man sich auf einen 
dennoch-gemeinsamen Kampf gegen den 
Feind, und einen neuen Teufel brachte 1912 
der “Deutsche Tabakgegnerbund” aus Thürin- 
gen ein. (Das Deutsche bei vielen Vereinen war 
ganz deutsch gemeint, und der Deutsche Gut- 
templerorden schloß schon 1883 “Polacken, 
Juden u.Ä.” von seiner Abstinenz aus.) Der ge- 
ballte Vereinshaufen blieb uns erhalten: seit 
1919 als “Nüchterheitsamt”, ab 1921 als 
“Reichshauptstelle gegen den Alkoholismus”, 
ab 1939 als “Reichsstelle gegen die Alkohol- 
und Tabakgefahren samt Reichsmeldestelle für 
Öpiatsuchten”, nach 1945 als “Hauptarbeits- 
gemeinschaft” und seit 1947 als “Deutsche 
Hauptstelle gegen Suchtgefahren”, Westring 2 
in Hamm an der Lippe. So ungebrochene Bio- 
graphien sind in unserer Republik selten, und 
der Urkonflikt wurde damit gelöst, daß bei Al- 
kohol, Pharmaka und Tabak zur Mäßigung ge- 
raten und für alles andere Zwangsabstinenz ver- 
ordnet wird. Da auch nicht nur Vereine, son- 
dern auch Regierungen am liebsten eine Adresse 
haben, zeigt sich das in allen Gesetzen und Ur- 
teilen, wo man seine Gutachter lieferte. 

Dem Rausch hat das alles herzlich wenig aus- 
gemacht. Er ist ein Bedürfnis wie die Sexuali- 
tät, wenn nicht sogar das stärkere, wenn man 
die Zahlen vergleicht: Sexualdelikte — Rausch- 
mitteldelikte, Todesfälle aus sexuellen Motiven 
und Rauschmittelunfälle (und meist kommt das 
eine zum anderen). Doch die Zahlen lügen, sie 
können nicht anders: Die Schwellen sind bei 


“normalen Sexualgewohnheiten” und “nor- 
malen Rauschmitteln” deutlich großzügiger 
bemessen als bei “abartigen” Sexualpraktiken 
und illegalen Rauschmitteln. Wobei wiederum 
unterschiedliche Tendenzen bemerkt werden 
müssen. Die Sexualitätsdebatte wurde lockerer, 
ihre Härten weichten trotz der spitzen Schreie 
der Kirchen auf, von $175 bis $218 weit in 
deren Umfeld hinein, und Gnadenlosigkeit ist 
vor allem bei der Mangelware deutsches Kind 
angesagt, denn bei solchen von Ausländern wird 
weniger gebarmt. Bei illegalen Rauschmitteln 
ist die umgekehrte Richtung auffällig, die so- 
gar schon Alkohol und Tabak erfaßt hat, wäh- 
rend Pharmaka aus Respekt vor unserer Indu- 
strie lässiger gesehen werden als Schwulität. 
Man kann höchstens sagen, daß der Hammer 
Vereinsverein mehr Divisionen hat als der Papst 
samt EKD. 

Man könnte natürlich auch darüber nachden- 
ken, woher die zivilisatorische Wut kommt, ei- 
nen menschlichen Urtrieb, wenn man ihn 
schon nicht ausrotten kann, zumindest büttel- 
stark überwinden zu wollen. Vielleicht ist es 
so, wie Adorno und Horkheimer in ihrer Dia- 
lektik der Aufklärung anmerkten: “Der Rausch 
ist eine der ältesten gesellschaftlichen Veranstal- 
tungen, die zwischen Selbsterhaltung und -ver- 
nichtung vermitteln, ein Versuch des Selbst, sich 
selbst zu überleben. Die Angst, das Selbst zu 
verlieren und mit dem Selbst die Grenze zwi- 
schen sich und anderem Leben aufzuheben, ist 
einem Glücksversprechen verschwistert, von 
dem in jedem Augenblick die Zivilisation be- 
droht war.” Natürlich lassen sich beide Triebe 
domestizieren, in gewissen Maßen allerdings, 
und ein Restrisiko wird immer bleiben. Bei der 
Sexualität weiß man das; beim Rausch will man 
das nicht wissen und “nicht dulden”. Das Wort 
“Zero-Tolerance” ist ein geistiger Neophyt aus 
dem steinigsten Boden der US-Konservativen, 
fast noch enger geschnallt als der Biblic Beltund 
— wir wissen es doch auch! — eine üble Heuche- 
lei, da die Strenge Anderen strenger gilt als den 
Predigern. 

Dem Rauschbedürfnis wird das auch nichts aus- 
machen. Es steht eher zu befürchten, daß es 
damit zunimmt — vom Reiz des Verbotenen an- 


gefangen bis zur Tendenz, den Rausch nicht 
mehr als Urlaub sondern als Abschied von der 
Gesellschaft zu nehmen, als Verinnerlichung der 
Verhärtung. Normen wirken in denen beson- 
ders stark nach, die sie brechen wollen, und das 
kann sie dann gefährlich machen. Dieses Para- 
dox wird ungern wahrgenommen, da es die 
Theorie linearer Regelsetzung verstört. Auch ein 
alltägliches (ebenso scheinbares) Paradoxon 
wird selten gesehen: selbst wer nichts, sogar 
überhaupt nichts gegen Rauschmittel hat, wel- 
che auch immer, ekelt sich vor allzu Berausch- 
ten. Das ist wenig Erziehungsergebnis und viel 
Instinkt. Es ist die Verinnerlichung der Para- 
celsus-Erkenntnis dosis facit venenum. Hier 
könnte Rauschmittelpädagogik einsetzen, doch 
ihre geforderte Marschrichtung ist Richtung As- 
kese ausgeschildert. Schlichte Gemüter verste- 
hen darunter Prävention, und das ähnelt den 
ebenso drastischen wie wirkungslosen Warnun- 
gen von der Gesundheitsschädigung durch pu- 
bertäre Selbstbefriedigung vor hundert Jahren, 
deren einziger Nutzwert darin bestand, einige 
Neurosen zusätzlich zu bescheren. 

Man könnte sich auch vorstellen, unter Prä- 
vention eine Pädagogik zum Maßhalten zu ver- 
stehen, die den mündigen Menschen auch beim 
Jugendlichen voraussetzt (und das hebt sein 
Selbstwertgefühl, das meist auch ein Selbst- 
schutz ist) und ihn möglichst emotionsfrei auf- 
klärt. Ja, das haben wir schon auf vielen Gebie- 
ten, sogar schon bei Sexualität, wo die Bienen 
längst in die Vergangenheit entschwirrten, ha- 
ben es sogar schon teilweise bei den legalen 
Rauschmitteln (mit rückläufiger Tendenz), 
doch das Prinzip des Maßes wird nicht mehr 
zu verankern versucht. 

Zugegeben: das ist nicht leicht gegen eine Ar- 
mada von Verführern, die im Grunde Maßlo- 
sigkeit predigen. Ohne zum Fluch auf die pro- 
gressive Konsumgesellschaft anheben zu wol- 
len, ist problematisch, Luxuria zu Status zu er- 
heben oder senken. Lehrer können ein Lied 
davon singen, die allermeisten als Jugendkri- 
minalität registrierten Aneignungsversuche gel- 
ten Statussymbolen, und Bescheidenheit ist eine 
so ausgemusterte Tugend, daß jedes Lob des 
Maßes wie eine hohle Predigt tönt. Man müß- 


te wahre Wunderdinge leisten, und läßt es da- 
her meist bleiben. Man denke sich den Schrek- 
ken einer Lehrerin, die sich vor der Tafel bük- 
ken mußte und aus der Klasse zu hören bekam: 
“Das ist aber keine Diesel-Jeans.” 

Längst haben Psychologen die “nicht stoff- 
gebundenen Süchte” als Land der unbegrenz- 
ten Möglichkeiten entdeckt, längst schon wird 
gefragt, ob nicht jede Konsumgesellschaft im 
Grunde eine Suchtgesellschaft sei, und immer 
noch werden als Prävention wurmstichige Ta- 
feln mit ehrwürdig alten Sinnsprüchen hoch- 
gehalten. Der Rausch und das Bedürfnis da- 
nach ist ein Übel und daher abzuschaffen. 
Man versucht gar nicht, ihn als das zu schen, 
was er zunächst ist: ein (meist nur zeitweiliger) 
Urlaub von der Gesellschaft mit einem dafür 
geeignet gehaltenen Vehikel. Wie überall gilt 
die Regel: Was man dafür am besten hält, for- 
dert seinen Preis. Goethes Faust kennt die Ge- 
fahr. “Wird’ ich zum Augenblicke sagen: ver- 
weile doch, du bist so schön ...” Wer dies will, 
hat den Pakt erfüllt und ist des Teufels. 

Doch das gilt nicht nur für den Rausch. 


Straßengräben am 
Königsweg 


Am Anfang unserer Republik war der Wieder- 
aufbau. Das “wieder” war nicht unumstritten. 
Adenauer meinte “das Erhaltenswerte”, und das 
war vor allem seine Partei, die für das Ermäch- 
tigungsgesetz gestimmt hatte und ihre potenti- 
ellen Verbündeten, von den Liberalen, die das- 
selbe getan hatten, bis hin zu entnazten Nazis. 
Es galt ja, die rote Gefahr abzuwehren. An Bau- 
lichkeiten wurden Symbole der ordnenden 
Macht bevorzugt: Kirchen, Rathäuser, Ge- 
richtsgebäude, und alles andere sollte neu wer- 
den. Nach den eckig-männlichen Formen, die 
das Tausendjährige so schön kostümiert hatten, 
waren in der Architekturmode nun runde, 
weibliche gefragt, New Look bis zum Nieren- 
tisch, Zierleistchen aus echtem Eloxal, genau 
den alten Plüschmustern nachgesteppte Plastik, 
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Aufschrei 


Gtfener Brief 


An den 
Senat und die Bürgerschaft 
der Freien und Hansestadt Hamburg 


an die 
Bundesregierung und den Bundestag 


und an alle 
die in diesem Land politische und 
soziale Verantwortung tragen Hamburg im Oktober 1981 


Wir haben die Schnauze voll davon, in dieser Stadt und in diesem 
Land Jugend- und Sozialarbeit unter Bedingungen machen zu müssen, 
die seit Jahren den minimalsten finanziellen, organisatorischen 
und inhaltlichen Anforderungen nicht nachkommen und von Tag zu 
Tag noch unerträglicher werden. 


Viel zu viele von Euch haben noch nichts begriffen. Nur ein paar 
wenige scheinen langsam zu begreifen. Wir sagen Euch heute: Ihr 
springt mit den Menschen, mit den Jungen wie mit den Alten, um, 
wie Ihr wollt. Ihr nehmt ihnen systematisch alle natürlichen 
Lebensgrundlagen, Ihr zerstört ihnen mit System ihre Hoffnungen 
und Träume auf ein Leben mit Zukunft, Gleichzeitig schreit Ihr 
ihnen ins Gesicht: mehr Leistung, mehr Wachstum, mehr Konsum .„.. 


Zürich, Amsterdam, Berlin, Liverpool, London .... Es werden 

immer mehr Menschen und überwiegend sind es die Jungen, die sich 
nicht länger resignierend und anpassend selbst vernichten und 
mit dem abfinden, was ihnen die Alten und Mächtigen da an Zukunft 
bescheren. Sie erkennen, daß es eine Zukunft so nicht geben kann, 
Eine Zukunft mit immer mehr Wachstum auf Kosten der Armen, eine 
Zukunft mit mehr und mehr und immer sinnloserem Konsum, Sie 

sehen und fühlen noch mehr, daß sie sich wehren müssen gegen 

all das, was die Welt zerstört, was sie zerstört und was ihnen 
die Möglichkeiten nimmt, selbst bestimmen zu können, wie sie 
leben möchten und wie die Zukunft aussehen soll, 


Es kommt viel zusammen in dieser Gesellschaft und in dieser Stadt 
und diesem Land, was Kinder, was Jugendliche und Erwachsene und 
was die Alten kaputt macht, was ursächlich dafür ist, daß das 
Leiden in dieser Gesellschaft und die Schweinereien in dieser 
Gesellschaft immer größer werden. 


Hat denn nicht einer von Euch Politikern da ganz oben so viel 
Mut, endlich in die Welt rauszuschreien, so geht's nicht weiter, 
wir müssen endlich umdenken. Ihr könnt uns doch nicht erzählen, 
Ihr wüßtet nicht, wohin Ihr diese Welt steuert. 


Es wäre die Aufgabe von Euch Politikern, in die Welt rauszu- 
schreien, daß es so nicht weitergeht, daß wir radikal und jetzt 
sofort umdenken müssen. Es wäre Eure Pflicht, es wäre das, 

was Ihr geschworen habt zu tun, und es ist Eure Chance. 


Plakat der Aufschrei-Koordinationsgruppe 1981 


Plakat Demo-Aufruf des Aktionskomitees ”Armes Hamburg” 1994 


Alle 
Menschen 
sind 
gleich: 


Gegen «ie Kürzungspolitik des Hamburger Senats Im Sozial- und Bildungsbereich, 
und gegen die Demontage des Soziaistaats. 


Aktionskomitee "Armes Hamburg", Hamburg im April 1994 


Endlich trafen wir sie, die, die aus der Ferne kamen. 

Und fragten sie gespannt wie sie die Erde sehen. 

Die Antwort - sie war - offen und ehrlich. 

(Die Lage auf eurem Planeten ist erbärmlich und gefährlich, 
also wehr dich) sagten sie zu mir und ich tat es. 

Weil Ungerechtigkeiten akzeptieren der größte Verrat ist. 
Wessen Staat ist perfekt? Ich kenne keinen auf Erden. 


Neid und Mißgunst führen zu Haß, der Grund, warum so viele sterben. 


Schulden vererben - ist so einfach und wir tun es, 

obwohl es nicht mehr 5 vor 12, sondern schon lange High Noon ist. 
Armut breitet sich aus, tiefe Schlachten zwischen Norden und Süden. 
Würdest du dich mit ’ner Schüssel Reis pro Tag begnügen? 

Ich will nicht lügen, ich nicht, doch so viel Luxus und Reichtum, 


in der gehobenen Gesellschaft, doch sollten wir’s ihnen nicht gleichtun. 


Das Eis in den Herzen - laßt es uns auftauen. 


Noch haben wir Hoffnung und Träume, da können wir drauf aufhauen. 


Seien wir ehrlich, letztendlich geht es nur um Liebe und Geborgenheit. 
Danach streb ich, danach strebt ihr solang bis ihr gestorben seid. 

Ich schau zum Firmament, ich schaue auf die Sterne. 

Wunderschöner Planet Erde - bislang nur aus der Ferne. 


Chorus 


Egal woher wir kamen, egal wohin wir gehen. 

Mußt nur zu den Sternen sehen um uns besser zu verstehen. 
Denn aus der Ferne sieht man mit’m Herzen, verliert die Distanz. 
Schau über’n Tellerrand - nutze diese Chance. 


ALBINO, HIP HOP-Text für Jugendtheaterstück ”Der vergessene Planet” 2000 
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Obdachlose Tauben in Barmbek-Süd, Foto: Harald Ehlers 
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Die kalte Jahreszeit 


Wir sind jetzt im Winter 

Der Bahnhof ganz nah - 

Auf St. Georg die Szene, 

doch sonst alles klar. 

Die Arme zerstochen, mit Löchern und so — 
Abszesse und Narben, zum Drücken 

auf's Klo! 

Jeder möchte entgiften, doch keiner weib 
wie, sie entziehen wie die Affen - 

und schaffen’s doch nie!!! 

Über den Entzug weiß jeder am Besten 


bescheid, ganz egal was für Wetter — 
es bleibt “Die Kalte Jahreszeit!” 


Stephan Williams, Oktober 2000 
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Fernsehreportage aus einem Frauenhaus, 1980 
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Mädchengästewohnung, Streetlife e.V. 2001, Foto: Ines Rodriguez 
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Von Grünen, Roten, Beelzebuben' 
und uns ist hier die Rede 


Der rot-grüne Senat der Hansestadt Hamburg hatte schon in den Jahren 97 bis 01 keine 

Lust mehr auf Drogenpolitik. Der erfolgreiche Akzeptanzansatz war ihm ein Gräuel. En vogue 
waren dagegen ausstiegsorientierte Fixerräume in Gegenden ohne nennenswerte Szene und 
ohne nennenswerte Besucherzahlen. Ein Gräuel war dem Senat auch die gesetzte Zahl von 
15.000 Heroinkonsumenten. Er schraubte sie herunter auf 7.000 und erzählte der staunen- 
den Öffentlichkeit, dass auf 1.000 Konsumenten ein Fixerraum kommt. So konnte Rot-Grün 
den Traum vom bundesweiten Vorreiter in Sachen Drogenpolitik träumen und die Drogen- 
konsumenten auf der Straße gleichzeitig aus diesem Traum verbannen. 


Das dieser Traum für die Menschen in St. Georg, dem Schanzenviertel und in Harburg zu 
einem Alptraum wurde, bekümmerte die Regierung nicht weiter. Aus der Geborgenheit des 
Traumes heraus, blockte Rot-Grün alle Bemühungen von Kirche, Bürger- und Einwohner- 
verein, Hauptbahnhofkommerz und Polizei ab, diesem Alptraum durch die Etablierung weite- 
rer Drogenhilfeeinrichtungen in den betroffenen Stadtteilen und am Hauptbahnhof ein Ende 
zu bereiten. Als Folge wuchs der Frust in der Bevölkerung über die Untätigkeit der 
Regierung an. 


Als Ronald Schill sich nun anschickte, sein Amtsgericht zu verlassen, um die Rolle des 
Richter Gnadenlos mit der Rolle eines gnadenlosen Innensenators zu tauschen, verwandelte 
sich der schön in rot-grün getauchte Tagtraum der Koalitionäre ebenfalls in einen Alptraum. 
Rot-Grün dämmerte, dass sie drogenpolitischen Murks gebaut hatten. In Schweiß gebadet, 
geschockt von der Vorstellung, auf die Annehmlichkeiten einer auf Filz wandelnden Regie- 
rungspartei zukünftig verzichten zu müssen, versuchten sie zu retten, was zu retten ist. Panik 
machte sich breit. Und Panik ist bekanntlich ein schlechter Ratgeber. Sie mündet selten in 
innovativen Gesellschaftsentwürfen und liberaler Politikgestaltung - schon gar nicht, wenn es 
um Minderheiten und deren Lebensgestaltung geht. Rot-Grün entschied sich, den Beelzebub 
Schill mit einem eigenen Beelzebub auszutreiben. Und siehe da, es fand sich einer. 


Beelzebub Olaf trat auf und riet seinen Anhängern: Lasst es uns wie Schill machen. Ich 
verspreche euch eine schöne Zukunft wenn ich an Stelle des Schill den Schill geben darf. 
Wir werden genug Dumme finden, die einen roten Beelzebub besser finden als den von der 
Schill-Partei. Plötzlich träumte Rot-Grün wieder von den Annehmlichkeiten der Macht und 
den Behördenkorridoren mit Filzbelag. Man trennte sich vom alten Innensenator, der dieser 
Entwicklung im Weg stand. Grün machte mit, blähte die Backen und spendierte ordentlich 
Beifall. Der rote Beelzebub wurde Innensenator und empfahl sich schon mal, in dem er den 
gnadenlosen Innensenator gab. Einige mussten deswegen kotzen. Das überzeugte offenbar 
tatsächlich viele davon, dass ein roter Belzebub besser sei als ein Schwarzer. Und man 
begann wieder zu glauben, was man schon einmal geglaubt hatte, was aber nichts gebracht 
hatte: Ein bißchen Knüppel auf den Kopf kann niemand schaden. Und: Vielleicht motiviert 
das trotz mieser Erfahrungen doch zur Therapie oder zumindest zum ausstiegsorientierten 
Drogenkonsum. Davon mußte Beelzebub nun viele überzeugen. Auch Menschen, die eigent- 
lich lange Jahre für die Integration und für ein auskömmliches Zusammenleben aller Men- 
schen -Drogenkonsumenten eingeschlossen- in St. Georg gestritten hatten. Ihnen wurde die 
Zustimmung zum Umdenken im Sinne der Politik des roten Beelzebuben ein wenig versüßt. 
Auch dem Hauptbahnhofkommerz. Deren Erwachen aus dem Alptraum der politischen Igno- 
ranz der Regierung gegenüber ihren Forderungen nach mehr Drogenhilfeeinrichtungen und 
innovativer Drogenpolitik wurde von ihm mit artigen Versprechungen garniert: So bekam 


' Herr der bösen Geister, It. Duden 


der Hauptbahnhofkommerz neben einer eigenen Revierwache einen eigenen Sozialdienst, 
der sich rührend um die Nöte der Bevölkerung rings um den Hauptbahnhof kümmerte. Die 
wenigen Drogenkonsumenten, die er kennen lernte, fanden ihn ganz nett. Richtig geliebt 
wurde der Sozialdienst allerdings für die Pflege eingefangener und bei ihm abgegebener 
Kanarienvögel. Sie alle waren clean. Er wurde von Alt und Jung geschätzt für sein Entgegen- 
kommen auch bei der Suche nach dem richtigen Bahnsteig. Dieser Sozialdienst, bestehend 
aus einer liebenswerten Person, hatte wegen der Kürze seines Engagements leider nicht die 
Chance, alle entflogenen Hamburger Kanarienvögel mit ihrem Namen anzusprechen, Omas 
und Opas zu verzücken und Rot-Grün die Wiederwahl zu sichern. Es wird gemunkelt: Rot- 
Grün und ihr Beelzebub grämen sich noch heute, das sie diesen Erfolg nicht als Ausdruck 
drogenpolitischer Weitsicht und Innovation Städten wie Frankfurt, Zürich und New York an- 
dienen konnten. 


Obwohl Rot-Grün vier drogenpolitische Versprechen zur Wahl gehalten hat, nämlich 
Kotzen in der Gerichtsmedizin, in Gramm bemessene Beweiserhebung bei Verstoß gegen 
das Betäubungsmittelgesetz, Verdichtung der Polizei in St. Georg auf die europäische Spit- 
zenposition und soziales Engagement am Hauptbahnhof, konnten sie ihr größtes Verspre- 
chen dennoch nicht halten: Fortsetzung des vierundvierzigjährigen Filzes zugunsten 

der Parteibuchinhaber samt Brosamen für ihre Jubelperser. 


Das ganz große Versprechen, es allen recht zu tun, entpuppte sich als (r)echter Ver- 
sprecher des rot-grünen Machthungers. Wenn Rot-Grün nach vier Jahren halbherziger libe- 
raler Drogenpolitik sich selbst in die Tonne tritt, den strammen Max macht, den Knüppel aus 
dem Sack holt und gleichzeitig behauptet, die Inkarnation fortschrittlicher Drogenpolitik zu 
sein, merkt man dies auch in Wilhelmsburg und Wellingsbüttel. 


Und das hatte Folgen. Dort, wo es unabhängig vom sozialen Status zwei schlicht, zwei 
kraus im Kopf zugeht, entschloss man sich zur Wahl des eigenen, einfachen Strickmusters. 
Und das hieß Schill. Der machte nach der Wahl da weiter, wo der rote Beelzebub aufgehört 
hatte. Nur ein wenig doller. 


Der rote Beelzebub schmollte nach der Wahlniederlage im Herbst 2001 und ihm war klar, 
dass er nicht plötzlich den Engel Olaf geben kann. Das glaubt ihm keiner, meinte er zu recht. 
Auch diejenigen, die wegen einiger sauberer Geschenke am Hauptbahnhof dem roten 
Beelzebub den Hof gemacht hatten, können nicht einfach sagen: Weiche von mir Beelzebub. 
Zumindest hat man bis heute nicht gehört, dass dies jemand gesagt hat. Es ist auch nicht 
absehbar, dass dies demnächst geschieht. “Im Feld der Repression (wollen wir) eine eindeu- 
tige, glaubhafte Kompetenzzuweisung durch die Bevölkerung zugesprochen bekommen” 
lässt Rot keinen Zweifel an seiner zukünftigen repressiven Beelzebub-Strategie aufkommen. 
Und nach dem Motto: Mit gefangen, mit gehangen, stolpert Grün sprachlos hinterher. Ein 
“gehen Sie zurück auf los” im Sinne liberale Drogenpolitik ist nicht in Sicht und wird es mit 
Rot und Grün in absehbarer Zeit auch nicht geben. Insbesondere Rot wird Schill in Zukunft 
daran messen, ob er sein Versprechen, die offene Szene aus dem Stadtbild zu verbannen, 
tatsächlich hält. Der Akzeptanzansatz mit seinem Blick für die Nöte der Menschen auf der 
Szene ist für diese Politik nur störend. Also weg damit. Schill bedient eh ganz eifrig den 
Zwillingsbruder des clean-Dogma: Repression gegen die offene Szene: Fort mit ihr aus 

der Öffentlichkeit und hinein mit ihr in die Knäste. Einen öffentlich sichtbaren Drogen- 
konsum will Schill seinen Anhängern nicht länger zumuten. Und erst recht nicht die Men- 
schen, die in die offene Szene geschlittert sind. Gelassenheit entwickelt er dagegen gegen- 
über der Schickeria, die sich auf Partys Koks reichen lässt. Diese Partys sind im Grunde 
nichts anderes, als die “Orte verminderter Aufmerksamkeit”, die die akzeptierend arbeitenden 
Drogeneinrichtungen in Hamburg seit Jahren für die offene Szene von der Politik gefordert 


haben. Orte, an denen Handel und Deal reguliert ablaufen. Die Szene jagen, die Schickeria 
schonen - das ist ein echter Schill. Ein Schelm ist, wer böses dabei denkt. Der Gedanke, 
dass der Konsum illegaler Drogen nur für einen Teil der Konsumenten tatsächlich ernsthafte 
Konsequenzen haben soll, drängt sich förmlich auf. Die zwei Klassen-Gesellschaft lässt 
grüssen. Oder anders ausgedrückt: Geteilte “Akzeptanz” kann nicht die Zukunft sein. 

Wenn schon Akzeptanz, dann für alle. 

Das gilt es zu erreichen. Aus eigener Kraft, mit viel Druck und aufgeschlossenen Bündhnis- 
partnern. 


Palette e.V., Rainer Schmidt 


Zwischen Leber und Milz 
passt immer noch'‘n Pils oder: 
Wohin geht die Reise? 


Das Projekt Straßensozialarbeit Rahlstedt besteht seit über 21 Jahren. Wir können darum 
sehr deutlich die Resignation und Lethargie aber auch den Überlebenswillen der Menschen 
im Sozialen Unten der Viertel beobachten. 

Die Volksdroge wird direkt vor dem Supermarkt im Einkaufszentrum verzehrt. Die Papierkör- 
be quellen über mit zerknüllten Bierdosen. Täglich wird das, was nicht mehr zur Gesellschaft 
zählt, gefeiert. — Alkohol lenkt ab. Arbeit gibt es schon lange nicht mehr. Kannste Karre schie- 
ben - kannste Arbeit kriegen wird von polnischen Wanderarbeitern für 2,50 Euro die Stunde 
bei jedem Wetter geleistet. Im Großen und Ganzen lässt sich Schwarzarbeit nur schwer 
organisieren. Männer um die 40, die aus ihrer Ehe ausgestiegen und dadurch obdachlos 
geworden sind, finden immer schwerer Unterschlupf bei Kollegen oder Freunden. Mit kleinen 
Schwarz-Geschäften wird versucht die Sozialhilfe aufzustocken. Im Fernsehen läuft wie 
immer Kai Pflaume und Pastor Fliege. Sie jedenfalls kommen in der Medienlandschaft nicht 
vor. Es sei denn sie werden auf brutalst mögliche dummdreiste Art vorgeführt. Aber bei der 
Masse der Aldi-Kampftrinker vor 'm Einkaufszentrum stößt das dumme Sich-Zur-Schau- 
Stellen auf Ablehnung. 

Gut bezahlte Diakoniemitarbeiter erinnern sich manchmal um die Weihnachtszeit an diese 
Männer da unten. 

Tapfer kämpft die Gewerkschaft um abgesicherte Arbeitsplätze und es kommt immer nach 
monatelangen Verhandlungen 1,5 Prozent mehr Lohn dabei heraus; die Inflationsrate beträgt 
jedoch 3 Prozent. Umverteilung der Arbeit auf alle Hände ist nicht gemeint. 


Mittlerweile stehen sich diese Männer in jeder Arbeitersiedlung in ganz Hamburg in den 
Sommermonaten die Füße in den Bauch. Die Langeweile, die finanzielle Verschuldung, die 
latente Obdachlosigkeit und das Nicht-Mehr-Mithaltenkönnen im Turbokapitalismus bekämp- 
fen sie standesgemäß mit Aldi-Sterbehilfe nach dem Motto: “Zwischen Leber und Milz passt 
immer noch’n Pils”. Der Joint wird grundsätzlich nicht in der Öffentlichkeit durchgereicht. 
“Haben wir früher so gelernt - wegen der Kinder.” Die Nase Koks ist so gut wie nicht bezahl- 
bar bei Hilfe zum Lebensunterhalt und außerdem liegt sie bei 60 Euro und immer gestreckt. 


Gott sei Dank, Bier - deutsches Reinheitsgebot - ist bis zum Abkacken erschwinglich. 

Man erkennt die Freilufttrinker nicht nur an ihren Bierdosen in der Hand sondern in erster 
Linie an ihrem Outfit. Partout sind die leicht angegrauten Haare nicht zu kurz geschnitten, 
das Holzfällerhemd und die Jeansjacke oder die Erdmann dürfen nicht fehlen. 
Bessergestellte gehen gerne mal aber mit einem gewissen Abstand an ihnen vorbei um das 
Gefühl auszuleben: "Gott hab ich Glück gehabt, da gehör’ ich nu’ wirklich nicht zu!” 

“Man müsst mal auf Alkohol-Kur gehen oder mit Dystra Selbstentzug; hat aber keinen Zweck, 
zwei Wochen später triffst du die alten trinkenden Kumpels wieder im Viertel.” Jeder nimmt 
den nicht vorhandenen Hut ab vor dem, der’s längere Zeit ohne Alkohol geschafft hat. Ist ja 
auch 'ne Leistung wenn man ganz unten ist. Klar muss sein: Die aus den gestopften Vierteln 
saufen auch; die Leergutcontainer, immer die grünen für Weinflaschen, ächzen unter 

ihrer Last. 

Bei leichter Bekleidung in den Sommermonaten zeigt man seine Tätowierung und einstmals 
durchtrainierte Körper. “Was ist nu” mit Arbeit?” “Kannste vergessen. Wir werden nicht mehr 
gebraucht. Die Sozis haben uns abgeschrieben.” “Und zweiter Arbeitsmarkt?” “Ach, du 
meinst bei der HAB? War ich auch schon mal. Gar nicht so schlecht. Da hat sich noch keiner 
totgearbeitet. Wenn du da anfangen willst, musst du dich vorher total untersuchen lassen mit 
Urin-Probe und so. Hat wunderbar geklappt. Hab morgens von meiner Schwester eine kleine 
Urinflasche mitgenommen. Die trinkt nie, das weißt du doch. Und es bleibt in der Familie. Wir 
haben es tatsächlich fertiggebracht bei der HAB die ganze Woche keinen Alkohol zu 

trinken, aber Freitagabend haben wir uns tierisch einen gebrannt. Wenn du montags einiger- 
maßen fit bist, geht so was. Jetzt, wo wir älter geworden sind, gilt der Spruch: ‚Ficken und 
besoffen sein ist des Rockers Sonnenschein’, nicht mehr. Besoffen sein ist übrig geblieben. 
Weißt du, ich hab” mal im Knast 'n Buch gelesen von ein’ Amerikaner. Der heißt Charles 
Bukowski. Der hat mit seinem Suff noch Geld verdient. Stell dir vor, wir würden alle hier 'n 
Buch schreiben. Und die Dinger würden auch noch gekauft. Dann wird Aldi noch reicher”. 
“Der hier war mal in einer echten Therapie. Wegen Angst und so. Angst ist die größte Schei- 
Be, die es gibt. Da lohnt sich das schon zu trinken um die beknackte Angst los zu werden. 
Weißt du, wenn du Angst hast, hast du keine Zeit vernünftig zu denken, weil ja immer die 
Angst gewinnt. Nun, der war jedenfalls bei so ‘'n Gehirnklempner. Und dabei ist rausge- 
kommen, dass sein Leben von klein auf an eigentlich nur Kuddl-Muddi war. Er war mal hier 
in diesem Viertel der mutigste Kämpfer. Du weißt schon, Hauereien, aber nicht mit den Fü- 
Ben. Und nun sagt der Klempner immer wenn die Angst kommt, soll er eine Trillerpfeife neh- 
men. Nun stell dir vor, der steht hier bei uns und plötzlich fängt der an zu pfeifen. Erst haben 
wir uns dabei gar nichts gedacht. Gag und so. Der hörte aber nicht wieder auf. Da mussten 
wir ihm helfen. Wir haben ihm die Pfeife weggenommen und ein Carlsberg Pils an den Mund 
gesetzt. Die Knolle hat er auf ein’ Zug geleert. Danach ist er sofort ruhiger geworden. Aber 
nu’ mal ehrlich: Angst ist doch in dem Menschen drinne‘, die kann man doch nicht einfach 
wegpfeifen. Ich glaube, für uns gibt es überhaupt keine richtigen Gehirnklempner, die 

uns auch verstehen.” 


Man muss diese Männer im Viertel halten und versuchen, dass sie nicht 
obdachlos werden, sonst ist der Abstieg unaufhaltbar. 


“Der Dicke hier ist ein absoluter Computerfachmann. Seit 1992 mit kurzen Unterbrechungen 
ist der eigentlich ständig arbeitslos. Der hat vom Arbeitsamt "ne Fortbildung zum Computer- 
fachmann bekommen. Alle hier im Viertel sagen, der ist der drittbeste Computerfreak. Der ist 
43 und kriegt keine Arbeit. Das Arbeitsamt hat den Dicken immer wieder an Firmen vermittelt. 
Aber war nix, zu alt. Nu’ steht der hier mit uns und quasselt immer über Computer. Von dem 
weiß ich auch, dass jeder Computer 'ne Festplatte hat und wie die funktioniert. Wenn der hier 
so weiter säuft ist seine eigene Festplatte im Gehirn bald im Arsch. Und dann hilft auch kein 
Psychoklempner. 


Pranken-Hans, das ist der Riese da drüben, hat 20 Jahre als Maurer auf ‘m Bau gearbei- 

tet. Hat an der Ostsee ‘nen Campingwagen gehabt und ganz flotte Gehwegplatten um den 
Campingwagen gelegt; war so als Liebesbeweis für seine Frau, damit sie bei Regen nicht 

so nasse Füße kriegt. Aber je länger die zusammen waren, je weniger hat die ihn verstan- 
den. Damit die Liebe wieder zurückkommt, soviel Gehwegplatten kannst du gar nicht legen. 
Nun steht der auch hier und säuft. Wir haben dem Pranken-Hans erklärt, dass man Liebeser- 
klärungen auch ohne Gehwegplatten machen kann, zum Beispiel mit Blumen. Nu’ läuft die- 
ser Typ doch tatsächlich mit nem Blumenstrauß von Minimal hinter ein“ Mädchen her — 
angetrunken natürlich — und sagt zu ihr. ‚Woll'n Sie Gehwegplatten oder Blumen”? 

Die hat ihn gar nicht verstanden und ist einfach weitergegangen.” 


Hier stehen viele, die nicht wissen, was Liebe ist. 


“Ich zum Beispiel habe über zwei Jahre als Schwarzarbeiter in einer Eisenbiegerkolonne 

auf Montage den neuen Reichstag mit gebaut. Ob du das glaubst oder nicht auf dieser Bau- 
stelle mitten in Berlin haben mindestens vierzig Prozent der Arbeiter dort schwarzgearbeitet. 
Das ist die Wahrheit. Und jetzt kommst du.” “Ich weiß schon, musste alles schnell fertig wer- 
den. Da kann man nicht so pingelig sein.” “Hab jedenfalls gutes Geld verdient und konnte 
meine ehemalige Frau und meine Kinder gut finanzieren. Meine jetzige Alte und deren bei- 
den Kinder kamen auch ganz gut dabei weg.” “Die hier vorne, das ist Hochhaus-Maria, die 
war mal mit ‘nem Libanesen verheiratet. Große Liebe so zwischen zwei Religionen. Bei der 
zählt nur der Mensch. Irgend wann ist die Ehe in’ Arsch gegangen und seitdem steht die hier 
und trinkt mit uns. Mit der kannst du nur noch über ihre drei Kanarienvögel reden, der eine 
hat sogar 'nen arabischen Namen aber er pfeift auf Deutsch. Wir mussten versprechen, 
wenn sie mal stirbt, dass die Viecher in gute Hände kommen. Die hat auch 'nen Drei-Monats- 
kursus vom Arbeitsamt durchziehen müssen. Die hat nicht mal ‘nen Job bei ‘ner Zeitarbeits- 
fiima bekommen.” “Einen haben wir im Viertel, das ist ein ganz verrückter, der Philosophen- 
Klaus. Der hat jahrelang in einem riesigen Zeitschriftenverlag gearbeitet, nebenbei hat der ın 
den 80ger Jahren beim Chaos-Computerclub mitgemacht — Internet und so — und plötzlich 
bekam seine Seele eine Schieflage und war einfach seitwärts umgedrückt. Da konnte der 
nicht mehr arbeiten. Und nu’ is’ er Rentner und grade über vierzig. Der hat auch immer mit 
uns vorm Einkaufszentrum gesoffen. Irgendwann fing der an hier in dieser Runde ganz kom- 
plizierte Sachen zu reden. Das darf der ja, Hauptsache, der gibt ein’ aus. Heutzutage be- 
sucht der uns nur noch und fragt jedes Maf:"Ist euer Leben schön?‘ Danach gibt der einen 
aus und darf sabbeln, was er will. Sind manchmal echt kluge Sachen bei.” “Die da vorn, die 
blonde, das ist Parterre-Claudia, die muss immer zu ebener Erde wohnen, sonst wird sie 
verrückt. Die hat so 'n Blumentick und wenn es Frühjahr wird buddelt die immer in ihrem 
minikleinen Garten rum und pflanzt und pflanzt. Das Grüne selbstverständlich nach oben. 
Die hat ihren Traumjob gekriegt in ‘ner Großgärtnerei, schwarz natürlich. Nu’ kannst du dir 
vorstellen, wie ihr Vorgarten aussieht. Vom Feinsten. Letzte Woche hat die Sozi sie am Arsch 
gekriegt, nu’ muss sie die ganze Kohle zurückzahlen. Neulich kam Claudia hieranund 
meint, sie würd” am liebsten aus hundertunddreissig Meter Richtung Erde springen. Und wir 
alle gleich: Claudia, mach bloß kein’Scheiß, du bist grade kurz über dreissig, denk doch an 
deine zwei Kinder; vielleicht kriegst du das Leben doch noch mal rumgerissen. ‘Ne, nicht so, 
wie ihr meint, sondern bunjeemäßig vom Teleturm, da hät’ ich voll Bock drauf.‘ Wir sind ja 
nun alle keine Weicheier, aber von da oben runter ist ja nu’ wirklich nicht jedermanns Sache. 
Wir alle für sie gesammelt und zwei Wochen später rauf auf 'n Teleturm. Sogar Schnecke, 
der Höhenangst hat, wollte sich das nicht entgehen lassen. Geht die doch tatsächlich aufs 
Absprungbrett, lässt sich festzurren und schwupp, ist sie runter. Als Schnecke das gesehen 
hat, fing der tierisch an zu kotzen. Ganz schön mutige Aktion von Parterre-Claudia.” 

“Ob du das glaubst oder nicht: der da mit dem Hund, das ist Philosophen-Klaus.” “Hey Klaus, 
komm mal her, wir haben eine Frage. Vorhin haben wir über Liebe geredet, was ist das?” 


“Na, Jungs, ist euer Leben schön?” “Weißt du, dein Köter wird auch immer größer. Was is’ 
nu’ mit der Liebe, kannst du uns was dazu sagen?” “Natürlich, das ist ja eigentlich recht 
einfach.” “Na, denn mal los.” “High-Noon, mach Platz. So, jetzt geht s los. Weißt du wirklich 
nicht, was es bedeutet jemanden zu lieben, ohne Hass, ohne Eifersucht, ohne Arger, ohne 
den Wunsch sich in das, was der andere denkt oder tut, einzumischen, ohne zu urteilen, 
ohne zu vergleichen. Weißt du nicht, was das bedeutet? Stellt man Vergleiche an, wenn man 
liebt? Wenn du jemandem von ganzem Herzen liebst, mit allen Kräften des Geistes und des 
Körpers, mit deinem ganzen Wesen. Wenn du dich dieser Liebe völlig hingibst, gibt es nichts 
anderes. Nun nehmen wir mal die Kinder. Wenn du deine Kinder abrichtest, sich in die Ge- 
sellschaft einzufügen, verewigen sie Krieg, Konflikt und Brutalität. Kann man das Obhut und 
Liebe nennen?” “Nu’ is” aber mal gut. Woher weißt du das alles eigentlich?” “Das lern’ ich 
immer auswendig. Aber ich sag dir mal, was für mich Liebe ist: du wachst morgens 

nüchtern auf, es ist Frühjahr, alles schön grün und du siehst es.” 


Die Reise geht ins Nichts. Sie werden nicht mehr gebraucht. 


Streetlife e.V., Straßensozialarbeit Rahlstedt 


Aktive Arbeitsmarktpolitik als 
Ausgrenzungsstrategie 


Offiziell 4,3 Mio Erwerbslose im Februar 02, fast 200.000 mehr als vor einem Jahr; pro 
9 Erwerbslose ist nur eine offene Stelle registriert, vor einem Jahr war es (fast) noch 7:1 - 
und damit allemal schlecht genug. 


ROTGRÜN - angetreten, die Arbeitslosigkeit endlich erfolgreich zu bekämpfen, machte dabei 
bisher eine miese Figur und startet nun nach negativen Schlagzeilen und einem (selbst- 
lancierten?) Arbeitsverwaltungsskandal eine neue Offensive. 


Endlich: Verknappung des Arbeitskräftepotenzials durch Arbeitszeitverkürzung, Überstunden- 
abbau, Vorruhestandsregelungen etc.? 

Nein, weit gefehlt. Es geht wie unter Kohl und womöglich ab Herbst unter Stoiber um 
stammtischwirksame Disziplinierungs- und Ausgrenzungsaktivitäten auf dem Rücken 

der Erwerbslosen. 


So plant die Regierung die Zusammenlegung der Arbeitslosen- und Sozialhilfe, was faktisch 
auf eine Abschaffung der Arbeitslosenhilfe hinausläuft. Die Integration der Sozialhilfeemp- 
fängerlnnen in das Arbeitslosenhilfesystem und seine spezifischen Voraussetzungen ist 
nämlich (da z.B. an Erwerbsarbeitszeiten geknüpft, was Kinder und RentnerInnen aus- 


schließt, und wegen der etwas großzügigeren Freibeträge für ggf. Unterhaltsverpflichtete) 
ganz und gar unpraktikabel. 


Nach Ablauf des i.d.R. einjährigen Arbeitslosengeldes würden damit alle 1,3 Mio. Langzeit- 
Erwerbslosen umstandslos in die Sozialhilfe rutschen - und müssten damit erhebliche Ein- 
kommensverluste bzw. Belastungen für und Abhängigkeiten von Haushaltsangehörigen und 
unterhaltspflichtigen Familienangehörigen hinnehmen. Selbstverständlich unabhängig davon, 
wie lange sie zuvor in die Arbeitslosenversicherung eingezahlt haben. Das Risiko der Er- 
werbslosigkeit wird also endgültig privatisiert. Der ROTGRUNE Sparkurs macht's möglich. 


Hier droht eine weitreichende Entsolidarisierung: warum sollte ein Mitglied der „besser- 
verdienenden Kernbelegschaften“ überhaupt noch jahrzehntelang in eine Zwangsversiche- 
rung einzahlen wollen, wenn dies Geld „im Zweifelsfall“ doch verloren ist. Privatisierung der 
Arbeitslosenversicherung als Stern am Horizont der Versicherungskonzerne??? 


Aber zurück zur aktiven Arbeitsmarktpolitik. 

Die Bundesregierung will nun ein Zeichen setzen: Job-AgqtivGesetz plus Vermittlungs- 
offensive heißt die Devise. Nichts gegen eine engagierte Vermittlung, aber: neue Stellen 
werden auch durch die vielgelobte „passgenaue“ Vermittlung nicht geschaffen. Insofern 
wird im „Arbeitslosenpotenzial“ herumgerührt und es werden natürlich - weil leichter - 
vorrangig besser Qualifizierte vermittelt. 


Wer übrig bleibt, hat angesichts derartiger Bemühungen natürlich selbst Schuld und wird 

wo immer möglich ausgesteuert aus Transfereinkommen und/oder Versicherungsleistung. 
So betont die Bundesanstalt für Arbeit in ihrer März-Statistik erfreut, dass der leichte Rück- 
gang der Arbeitslosigkeit NICHT einer verbesserten Arbeitsmarktentwicklung geschuldet sei. 
„Vielmehr führt anscheinend die konsequente Umsetzung des JobAgtivGesetzes (Fördern 
und Fordern‘) zunächst vor allem in relativ viele Abmeldungen in Nichterwerbstätigkeit, und 
zwar besonders im Westen.“ (wegen Nichterneuerung der Meldung bzw. fehlender Mitwir- 
kung). JobAqtivGesetz - das ist Vermittlung der Fitteren in die schon vorhandenen statt 
öffentlich geförderter Beschäftigung für die besonders Benachteiligten auf zusätzlich geschaf- 
fenen (befristeten) Jobs. Das ist fatal, denn wer schon den „freien Markt“ nicht einschränken 
will und die Arbeitnehmerstrategien zum Abbau der Erwerbslosigkeit bekämpft, dem bleibt 
eigentlich nur die aktive Arbeitsmarktpolitik, der sog. „2.Arbeitsmarkt“, um tatsächlich 
zusätzliche Arbeitsplätze zu schaffen. 


Das neue Gesetz ist da jedoch eindeutig: Vermittlung vor Schaffung zusätzlicher, geförderten 
Arbeitsplätze. Das Angebot am ABM ist um 1/3 geringer als im vergangenen Jahr und liegt 
damit unter dem Niveau von 1991 und auch Vollzeit-Weiterbildungsangebote (mit i.d.R. quali- 
fiziertem Berufsabschluß) sind rückläufig. Nach der Bundestagswahl ist - (auch) bei unverän- 
derter Regierung - mit einem radikalen Kahlschlag des öffentlich geförderten Beschäftigungs- 
sektors zu rechnen. 


Und selbst wo öffentliche Förderung für zusätzliche Arbeitsplätze sorgt: die Zuschüsse 

für die Löhne der Beschäftigten sind mittlerweile - überwiegend auf Basis von Pauschalen - 
derart in den Keller gefahren worden, dass sie für Menschen mit Kindern keinen Zusammen- 
hang mehr mit Existenzsicherung haben, sondern z.T. erheblich unter dem sozialhilfe- 
rechtlichen Mindestbedarf liegen. 


Pech für die Kommunen und ihre Sozialhilfeausgaben und gleichzeitig eine klare Ansage 
für die Beschäftigungsträger: entweder sie übernehmen aktiv ordnungspolitische Funktionen 
oder sie haben ihre Existenzberechtigung verloren. Sofern sich nämlich für Niedrigstlohn- 


ABM vorgeschlagene Menschen weigern, zu diesen Bedingungen die befristete, geförderte 
Stelle anzutreten, muss der Träger - sofern er nicht andere, dem Arbeitsamt „genehme“ 
Personen für die Stelle nennen kann - diese Weigerung an die Arbeitsverwaltung zurück- 
melden und schon ergeht eine Sperrzeit. 


Arbeit - so offenbar der neue parteiübergreifende Konsens - dient NICHT mehr der 
Existenzsicherung, nein, hier geht es um Arbeitszwang als reine Anpassunggsleistung oder 
gar Abstrafung im Zusammenhang mit immer massiveren Schuldzuweisungen an die ein- 
zelnen Erwerbslosen. 


Findet sich der/die Erwerbslose bereit, die schlechten Bedingungen zu akzeptieren, 

warten „unterjährige Beschäftigung“ (keine neuen Leistungsansprüche...), z.T. nur wenige 
Monate, und wegbrechende Anschlußperspektiven im Bereich ebenfalls reduzierter berufli- 
cher Weiterbildung. Was insbesondere für Nicht-Qualifizierte bleibt, ist also die Orientierung 
auf den Niedriglohnsektor - hier werden aber die meisten Arbeitsplätze abgebaut! Kurzsichti- 
ger Unsinn im Interesse der Arbeitgeber und ein Hohn für die ehemalige arbeitsmarkt- 

und sozialpolitische Aufgabenstellung der Beschäftigungsträger. 


Ungeachtet aller Arbeitsmarktanalysen und -prognosen werden statt sinnvoller befristeter 
Beschäftigung plus Qualifizierung und Ausbildung landauf, landab Kombilohn-Modelle aufge- 
legt oder pauschale Zuschüsse an die Arbeitgeber beschlossen, die im „besten“ Fall Arbeits- 
plätze fördern, die ohnehin zum Abbau freigegeben sind, und damit werden unverfroren 
Mitnahmeeffekte für Arbeitgeber auf öffentliche Kosten organisiert. 


Unverständlich, dass die Gewerkschaften diesem arbeitsmarktpolitischen Unsinn zustimmen, 
werden doch so keine neuen Jobs geschaffen, sondern weiterer Druck auf die Tarifpolitik 
ausgeübt. 


Fehlt nur noch die Abschaffung der Sozialhilfe, als gesamteuropäische Anpassungsleistung 
womöglich... Tatsächlich ist über kurz oder lang mit einer BSHG-Korrektur zu rechnen, weg 
von der Bedarfsdeckung hin zu Pauschalen ohne Bezug zum gesellschaftlichen Wohlstand. 
Fast alle Kommunen sind bereits auf dem Weg dorthin. 


Fazit: 

Es muss doch möglich sein, die Ausgaben für die Opfer der ökonomischen Modernisierungs- 
schübe mittelfristig ganz einzusparen! Ohne die „kommunistische Gefahr“ besteht einfach 
keine Notwendigkeit mehr, den Kapitalismus aufzupolieren, Verelendung und Armut abzufe- 
dern oder zu kaschieren. Machen wir uns also nichts vor: Argumente allein werden uns nicht 
weiterhelfen. 

Wir müssen noch weit mehr als in den vergangenen Jahren Bündnisse schließen mit denjeni- 
gen in Gewerkschaften und sozialen Bewegungen, die Motiv, Entschlossenheit und die nöti- 
ge Kraft haben, soziale Rechte einzufordern und zu verteidigen. Und es geht auch darum, 
massiven Druck auf der Straße auszuüben, um dem neoliberalen Umbau dieser Gesellschaft 
auf allen Ebenen etwas entgegenzusetzen. 


Petra Lafferentz 


Aus dem Tagebuch 
der Sozialarbeit 


“Job weg, Wohnung auch bald” - soweit die durchaus realistische Prognose des jungen 
Mannes, Alter Anfang 30. 


Bei geneigter Betrachtung der Ablehnungsbescheide des Sozialamtes offenbart sich eine 
Hamburger Spezialität: also so gehe das ja nun auch nicht, einfach so arbeitslos zu werden! 
Und dann auch noch so dreist, ein Vermittlungsangebot des Sozialamtes für die Fa. Rand- 
stadt (Bruttostundenlohn: 6 EURO!) abzulehnen! Ne, also wirklich, bei aller Güte und allem 
Wohlwollen, so geht das nun wirklich nicht! Da könne man nichts mehr machen. Empörung 
und Irritation - auf allen Seiten. 


Die Fakten, zum tieferen Verständnis zusammengefasst: eigene kleine Wohnung im Abriss- 
Hochhaus, der Job weg, weil wegen nicht mehr zu gebrauchen, beim Vermieter mit mehr als 
drei Monatsmieten im Verzug, bisher bei Muttern und Vattern durchgefressen (hat gerade mal 
so geklappt, reicht auch noch für Zigaretten!), Telekom-Rechnungen unbezahlt, ebenso die 
der HEW, die Krankenkasse will auch noch die ein oder andere Mark (jetzt Euro) für die 
unlängst erneuerte Kauleiste, diverse ungeöffnete Schreiben vom Inkasso-Dienst aus Pose- 
muckel, und - ach, dass hätte ich fast vergessen in dieser leidvollen Auflistung: das Jugend- 
amt fordert nachhaltig Unterhalt für das minderjährige Kind. 


Und da hat dieser Kerl doch die Dreistigkeit sich an das Sozialamt in seinem Bezirk zu wen- 
den! In der wahnwitzigen Überzeugung, dass ihm dort geholfen würde stellt er also Antrag 
auf Antrag, naiv und gutgläubig ausschließlich mündlich, na ja - wie er sich eben das nun mal 
so denkt. Die Ablehnungsbescheide kann er beim besten Willen weder inhaltlich, noch der 
Form nach begreifen. Was bedeutet das alles?, so die bange Frage. 


Haltlose Forderungen stehen da Schwarz auf Weiß im feinsten Behörden-Deutsch: man 
habe sich gefälligst zu bewerben, und das pausenlos, täglich und schriftlich - auch wenn die 
genannten Firmen sowieso niemanden einstellen, man habe darüber dann einen schriftlichen 
Nachweis zu erbringen. Und Mietschulden? Also, wenn der mündige Bürger soweit ins sozia- 
le Abseits gerät - selber schuld! Von wegen Maßnahmen zur Vermeidung von Obdachlosig- 
keit, oder gar so etwas wie Beratung! Wie, der Strom und das Telefon würden demnächst 
abgestellt? Dann lesen Sie doch eben im auch ganz romantisch wirkenden Kerzenschein! 


Da keimt der Verdacht, dass schwarz-schillernde Überzeugungen nicht nur hoffähig werden, 
sondern zum eigentlichen Programm mutieren - gleichsam ein vergilbter Lochkartenstreifen 
der Ur-Version von DOS, den heute, ob der braunen Verschleißschlieren kaum noch jemand 
lesen, geschweige denn sonst wie gebrauchen kann. Allerdings: das Programm läuft, und 
das beängstigend präzise! 


Golemhaft erschaffen sich die Vertreter der Neuen Steuerungsideologie selbst, werden zu 
deren Protagonisten, verschanzen sich hinter Schreibtischen und Verordnungen, faseln 
etwas von “Synergie-Effekten” (die wohl im Zweifelsfall auch Omas Sparstrumpf einschlie- 
Ben), deutsches Recht (nicht nur das BSHG) wird bis zum Abwinken strapaziert. Ab und an 
ein paar gequält inszenierte Aufschreie der verkalkten einstigen Nomenklatura - das war,s 
dann allerdings. 


Stille kehrt ein - und ein Aufschrei, nämlich der des oben erwähnten jungen Mannes. Trotz 
der (vermutlich mehr als) 4,3 Millionen arbeitslosen Bundesbürger führt er behend den Nach- 
weis, dass ihn niemand einstellen will/kann/zu gebrauchen ist; er fordert nun schriftliche 
Absagen (bisher ging das alles mündlich oder telefonisch) von den potentiellen Arbeitgebern 
ein, die sich ob solch widersinniger Anliegen doch etwas pikiert zeigen, aber immerhin: die 


Rücklaufquote liegt bei gut 50%, denn: viele Absagen bringen ihn doch möglicherweise da- 
hin, Sozialhilfe zu beziehen, der Nachweis ausreichender Bemühungen um einen Arbeits- 
platz ist ein winzig kleiner Schritt in diese ach so verheißungsvolle Zukunft, die immerhin 
perspektivisch das eigene Bett in einer beheizbaren eigenen Wohnung sicherstellen könnte. 


Zwischendurch erhält er einen Nachweis vom zuständigen Sachbearbeiter des Sozialamtes, 
der ihm doch tatsächlich bescheinigt, dass er prinzipiell einen Anspruch auf Sozialhilfe- 
leistungen hätte, derzeit aber keine bezöge. Mutmaßungen machen sich in der Amts- 
landschaft breit: ist der Kerl etwa arbeitsunwillig, gar faul, ein verkommenes Subjekt viel- 
leicht? Soweit zumindest das für sein Kind zuständige Jugendamt, dass ja doch gerne mal 
wissen möchte, in welcher Höhe denn Einkommen da sei. Die hilflosen Beteuerungen, dass 
eben seit drei Monaten schlicht nichts, auch keine Sozialhilfe auf das überzogene Konto 
(Achtung: Giro-Zinsen!) wandert, stößt auf blanke Ungläubigkeit: so was sei in einem Rechts- 
staat keinesfalls denkbar. Dieses Wort des Kindes-Vormunds, der ja nun vorgeblich immer 
nur zum besten Wohle tätig wird, in Gottes Ohr: aber doch ... Wobei: diese Widerrede kommt 
doch sehr verhalten ob dieser Ungeheuerlichkeiten, die sich auf Senats-bekopftem Recyc- 
ling-Papier breit machen. 


Sei,s drum, flugs Widersprüche gepinselt. Optimistische Parolen werden geklopft. Und dann, 
nach Wochen verzweifelter, mit unter tränen-nass durchweichter Korrespondenz: wer Arbeit 
sucht, findet auch welche! Ein (Kalb-)Fleisch gewordenes Klischee rettet zumindest zeitweilig 
die Zukunft, der Amtsschimmel kackt plötzlich euro-strotzende Goldäpfel, die Wohnung ist 
bezahlt, den klitzekleinen Rest bekommen Sie ja denn nun auch noch geregelt - gehen Sie 
doch mal zur Beratung. Wann eigentlich, ich hab, doch 'nen neuen Job? 


Fazit: jeder ist seines Glückes Schmied (wie schon die Altforderen zu berichten wußten), 
aber wer schwingt denn hier mit welcher Berechtigung den Hammer? Oder doch vielleicht 
besser: die Sense? 


Übrigens: das nächste Mal werde ich mir nicht unbedingt das Maul fusselig sabbeln, um den 
erwähnten Bürger davon abzuhalten, bei dem für ihn zuständigen Sozialamt massiv aufzu- 
laufen, denn dann wäre die Wohnungsfrage und das Problem mit der leidigen Versorgung 
auch staatlich geregelt, möglicherweise abschließend! 


Also dann - bis zum nächsten Mal. 


Streetlife e.V., Straßensozialarbeit Rahlstedt, Jürgen Sandner 


Ausgrenzung und soziale Spaltung 
auch in der Bildungspolitik 


In einer Nacht- und Nebelaktion hat die Schulbehörde Mitte März sechs Berufsschulen 
mitgeteilt, dass ihr zweijähriger Bildungsgang “Fachoberschule” (FOS) und Berufsfachschule 
ab sofort liquidiert sei. Begründung: Es seien genügend Ausbildungsplätze für diese Schüle- 
rinnen und Schüler vorhanden. Die Abschaffung der zweijährigen FOS als Weiterbildungs- 
einrichtung macht exemplarisch deutlich, wohin es auch bildungspolitisch mit der neuen 
Regierung geht: Beschneidung von Chancengleichheit, ein geradezu rüpelhafter Umgang 
mit den Bildungsinteressen der Betroffenen, die bedingungslose Unterwerfung unter die 


Ansagen der Handelskammer und dazu kommt eine dramatische Kürzungspolitik 
auch im Bildungsbereich. 


Mit der ersatzlosen Streichung der zweijährigen FOS handelt es sich um einen Angriff auf 
den Zweiten Bildungsweg und auf die Eröffnung größerer Chancen nach der Sekundarstufe |. 
Die Berufswahlfreiheit wird deutlich eingeschränkt und durch Maßnahmen ersetzt, die den 
Betroffenen entweder ungewollte unattraktive Restberufe aufnötigen oder sie zwingen, einen 
Berufswunsch aufzugeben, der gerade über die zweijährige FOS möglich wäre. Schulsenator 
Lange hat dieses je nach Auftrittsort entweder mit Hinweis auf notwendige Sparzwänge 
begründet oder darauf, dass dieser Bildungsgang in dem Moment seine Berechtigung verlo- 
ren hätte, wo genügend Ausbildungsplätze für diese Jugendlichen zur Verfügung stehen. 
Dies ist in vierfacher Hinsicht unerträglich, inkompetent und verlogen: 


1. 

Ein Blick auf die angeblich massenhaft offenen Ausbildungsplätze macht deutlich, dass in 
bestimmten Berufen sich die freien Plätze zwar häufen, während auf andere Ausbildungsplät- 
ze erheblich mehr Bewerbungen als Plätze vorliegen. Wenn dieses Verfahren ernstgemeint 
ist, dann müsste die potentielle Goldschmiedin eben Gebäudereinigerin werden, solange 
noch Plätze frei sind. Denkt man diesen Vorgang zuende, dann gäbe es eine Pflichtbesetz- 
ung eines jeden noch so unattraktiven Ausbildungsplatzes mit der Folge, dass schwächere 
SchülerInnen aus diesen Berufen auch noch verdrängt werden und sich so vielleicht ein 
Potential für die merkwürdigen neuen 100 Ausbildungsberufe der Handelskammer 

ergeben, die jedem bisherigen Standard an Ausbildung wiedersprechen. 


2. 

Ein Teil der SchülerInnen hat gerade die zweijährige FOS gewählt, weil dieser Bildungsgang 
der adäquate zur Erreichung eines bestimmten Berufsziels ist. Was nützt dem Jugendlichen, 
der Sozialpädagogik im Auge hat, der Hinweis auf freie Stellen im Fleischereigewerbe? 


3. 

Ein Teil der tausend Jugendlichen hat unendlich viele vergebliche Bewerbungen auf be- 
stimmte Ausbildungsplätze hinter sich. Gerade diese Jugendlichen empfinden den Hinweis 
auf die vielen freien Plätze als puren Zynismus. Besonders pikant in diesem Zusammenhang, 
dass die Handelskammer nach bekannt werden der geplanten Abschaffung des Bildungsgan- 
ges ihre Mitgliedsunternehmen in einem Bettelbrief aufforderte, für die nun auf der Straße 
stehenden Jugendlichen geeignete Ausbildungsplätze zu schaffen. 


4. 

Während der Bürgerschaft die Abschaffung der FOS als notwendige Sparmaßnahme ver- 
kauft werden sollte, beweist ein schlichter Blick in die Stundentafel, dass selbst dieses Argu- 
ment hinfällig ist. Ein Teil der SchülerInnen wird in vollzeit-schulische Bildungsgänge (Wirt- 
schaftsgymnasium, Aufbaugymnasium) abwandern; diejenigen, die tatsächlich noch Ausbil- 
dungsplätze finden, werden im dualen System in der elften Klasse mehr Unterricht haben als 
auf der FOS 11. Auch hier wieder ein Paradebeispiel, wie sich der neue Senat im Gestrüpp 
seiner eigenen Ideologie verfängt. 


Doch mit diesem Coup ist der Schulsenator diesmal - mindestens vorläufig - auf der Nase 
gelandet. Der Massenprotest von betroffenen SchülerInnen, den beteiligten Schulen und der 
GEW hat zu einer Rücknahme der Schließung mindestens für dieses Jahr geführt. Und er 


hat uns bewiesen: Widerstand lohnt sich. 


Anna Ammonn 


Hamburg spart ... 

was gesetzlich kein Muss ist ... 

auf Kosten von Kindern, Jugendlichen 
und Familien ! 


Studentisches Jugendprogramm (SJP) einsparen bedeutet 
familienpolitischen Rückschlag für benachteiligte Wohngebiete ! 


Studierende aller Fachbereiche engagieren sich seit 50 Jahren in den sozialen 
“Brennpunkten” dieser Stadt. Vor allem in Steilshoop, St. Pauli, Billstedt und Mümmel- 
mannsberg arbeiten sie in Einrichtungen der Kinder- und Jugendhilfe, die mit den bekannten 
Erscheinungsformen in Armutsquartieren zu tun haben: schlechte infrastrukturelle Versor- 
gung, beengte Wohnverhältnisse, fehlende Ausbildungs- und Arbeitsplätze, gerade für 
Schulabbrecher und nicht qualifizierte Hilfs- Arbeiter, verschuldete Haushalte, über- 
durchschnittliche Sozialhilfequote bei Kindern und Jugendlichen... 


Mit ihrer Arbeit in diesen Stadtteilen leisten die SJP- Studierenden zahlreiche Gruppenan- 
gebote, Betreuungszeiten der offenen Tür, Ferienausflüge, unterstützen die Organisation und 
Durchführung von Sommerfesten und vieles mehr.Dabei lernen sie die Problem- und Lebens- 
lagen der Familien vor Ort kennen und gestalten die Angebote mit den Pädagogen darauf 
abgestimmt. Engagierte Menschen für diese Arbeitsfelder in den städtischen Randzonen zu 
gewinnen ist zunehmend schwieriger geworden. 


128.000.- Euro sind im städtischen Haushalt eine relativ geringe Summe - für das SJP be- 
deutet diese Einsparung faktisch das Aus. Die sozialen Einrichtungen werden die entstehen- 
den Lücken mit ihren Ressourcen nicht kompensieren können — also müssen Angebote 
reduziert werden. Das bundesweit einzigartige SJP ist ein bewährtes Instrument, um Studie- 
renden die Lebenswelt der Kinder und Jugendlichen in so genannten “sozialen Brennpunk- 
ten” zu vermitteln, eine ursprünglich formulierte Intention war auch, Brücken zum ehren- 
amtlichen Engagement zu bauen. 


Dem Argument, hier werde lediglich dem “Bildungsinteresse von Studierenden” ent- 
sprochen, ist entgegen zu halten, dass mit der Streichung des SJP gerade Familien in be- 
nachteiligten Wohngebieten um zahlreiche Angebote gebracht werden, obwohl diese Ent- 
wicklung den Äußerungen in Wahlkampf und Koalitionsvertrag widerspricht. 


Der Verweis an die Bezirke ist insofern kritisch zu sehen, weil eine überbezirkliche, selbst 
verwaltete Struktur, die erfolgreich in die genannten Stadtteile gewirkt hat, ohne Auffang- 
lösung zerstört wird. Die bisher bestehenden personellen Ressourcen durch zusätzliche 
Honorarmittel zu kompensieren, bedeutet einen wesentlich höheren finanziellen Aufwand. 
Ob und inwieweit die Bezirke sich hierzu verhalten werden und wie die bisherige Koordi- 
nation der studentischen Honorarkräfte verortet werden kann, ist zur Zeit unklar. 


Konsequenzen am Beispiel Sonnenland 
In der Großraumsiedlung Sonnenland (Billstedt) und Einzugsgebiet wird seit über 30 Jahren 


Gemeinwesenarbeit und damit Kinder- , Jugend- und Familienhilfe geleistet, die bundesweit 
auf fachliche Anerkennung stößt. 


Das bisherige Amt für Jugend, das bezirkliche Jugendamt und der Allgemeine Soziale Dienst 
haben das Wohngebiet als “Brennpunkt im Brennpunkt” eingestuft. 


Seit seiner Gründung in 1967 partizipiert das Stadtteilprojekt Sonnenland vom SJP, zuletzt 
mit 12 studentischen Honorarstellen, die vor allem bei Angeboten im offenen Kinderbereich 
eingesetzt sind. Mit den Honorarzuwendungen des Landesjugendplans ( jährlich insgesamt 
7.000.- EUR ) liegt die Einrichtung weit unter einer Mindestausstattung. Der Jugendhilfe- 
ausschuss des Bezirkes Mitte lehnt seit Jahren eine fachlich begründete, angemessene 
Ausstattung bezüglich Sach- und Honorarmitteln ab. 


Im Stadtteilprojekt Sonnenland betrifft die Einsparung des SJP wöchentlich fünf Nachmittags- 
angebote für Kinder von 5 bis 13 Jahren und zwei Abendöffnungen für den offenen Jugend- 
bereich ab 14 Jahre. Mit dem Wegfall der 12 SJP-Stellen ergibt sich ein Einschnitt in die 
Angebotsstruktur: 


- der offene Kinderbereich für 5- bis 14-Jährige kann nicht mehr aufrecht erhalten werden 
- im offenen Jugendbereich muss eine Abendöffnungszeit entfallen 
- Vollzeit-Ferienprogramme für Kinder und Jugendliche sind nicht mehr möglich. 


Die Auswirkungen für das Sonnenland sind exemplarisch zu sehen. Zuletzt waren 57 Studie- 
rende für 12 Einrichtungen im Einsatz. 


Stadtteilprojekt Sonnenland 


Zur Ausgrenzung 
unserer Jugendlichen 
auf dem Sozialamt 


Unser Arbeitsaufwand bezüglich Unterhaltssicherung und Einzug in eigenen Wohnraum 

hat sich immens gesteigert. 

Die immer mehr greifenden Methoden der Zugangssteuerung auf dem Sozialamt bewirken 
eine Zunahme von Jugendlichen, die wir seitens unseres Projektes mit Überlebenshilfe aus- 
statten müssen, da von ihnen verlangt wird Unterhaltsklagen gegen ihre Eltern einzureichen. 
Eine Forderung, die jedem Ziel einer familiären Krisenintervention im Hinblick darauf eine 
Rückkehr in die Familie zu ermöglichen oder zumindest den Dialog zwischen Kindern und 
Eltern wieder positiv aufzubauen widerspricht. Es kann nicht angehen, daß wir auf der einen 
Seite mit viel Fingerspitzengefühl versuchen Eltern und Kinder wieder miteinander auszusöh- 
nen und auf der anderen Seite diese Kinder dazu ermutigen sollen ihre Eltern zu verklagen. 
Auch wird zunehmend Druck auf unsere Jugendlichen, die fast alle ihren Hauptschulab- 
schluß nicht innerhalb der Schulpflichtzeit geschafft haben ausgeübt, darauf zu verzichten 
an Hauptschulabschlußmaßnahmen teilzunehmen mit dem Argument, daß sie lange genug 
Zeit dazu gehabt hätten und nun endlich für ihren Lebensunterhalt arbeiten zu gehen hätten 
(man beachte: junge Menschen aus finanziell abgesicherten Familien können sich jahre- 
lang von einer Bildungsinstitution in die nächste begeben). 


Es ist mittlerweile völlig unmöglich Jugendliche oder Jungerwachsene alleine ohne fachliche 
Begleitung zum Sozialamt gehen zu lassen. - Sie werden zugangsgesteuert, d.h. abgewim- 
melt und kehren frustriert und unverrichteter Dinge zurück. 


Bei der Übernahme von Wohnungskosten entstehen die gleichen Hürden und Probleme, was 
zur Folge hat, daß die Aufenthaltsdauer der Jugendlichen, die aus unseren Gästewohnungen 
in eigenen Wohnraum ziehen wollen, ständig steigt. 


Nebenbei bemerkt erfordert es ein hohes Maß an Motivationsbemühungen unsererseits den 
Jugendlichen, die aufgrund dieser Zugangssteuerungsmaßnahmen zunehmend das Gefühl 
bekommen, daß es für sie keine positive Zukunftsperspektive gibt, trotz alledem Mut zu 
machen, die langwierigen Versuche zu ihrem Recht zu kommen, durchzustehen. 


Es ist für uns schier unerträglich, wie diese Jugendlichen, die seelisch wirklich schon 
genug belastet sind durch die schwere Krise im Elternhaus, permanent dafür bestraft wer- 
den, daß sie nicht in einem wohlhabenden Elternhaus geboren wurden. Wie hier auf den 
jungen Menschen aus armen Familien herumgetrampelt wird, ihnen die Teilhabe an dieser 
Gesellschaft und das Recht auf Bildung verwehrt werden, ist ein Sozialpolitikum sonder 
gleichen. 


Wen es hier noch verwundert, wenn diese Jugendlichen rechtspopulistischen oder faschisti- 
schen Rattenfängern mit schnellen Feindbildlösungen leicht auf den Leim gehen, der lebt 
fern ab von der alltäglichen Realität der permanenten Demütigung der Menschen in unseren 
Arbeitervierteln (heute treffender: „Arbeiter-Brauchen-Wir-Nicht-Mehr-Vierteln‘“). 


Streetlife e.V., Schlupfloch — Modellprojekt zur flexiblen familiären Krisenintervention 


Kinder in der Szene 


Das KIDS von BASIS e.V. ist eine niedrigschwellige Kontakt- und Beratungsstelle, die 
Angebote für Kinder und Jugendliche bis zum vollendeten 18. Lebensjahr bereithält, die 

sich im Stadtteil St. Georg — und hier insbesondere rund um den Hamburger Hauptbahnhof — 
aufhalten, sich prostituieren, Drogen unterschiedlichster Art einnehmen, betteln oder auf 
Abenteuer aus sind. 


Die Einstellung der MitarbeiterInnen des KIDS lässt sich folgendermaßen skizzieren: 


— die Zugangsvoraussetzung zum Projekt muss so niedrig wie nur irgend möglich 
gehalten werden. 

— vor jeder Veränderung steht zunächst das Akzeptieren dessen, was faktisch ist. 
Wir schauen genau hin, wie sich die Jugendliche verhält, hören genau zu, was der 
junge Mensch zu erzählen hat. Wir (ver-)Jurteilen nicht, sondern bieten Unterstützung 
und Hilfe an. 

— Menschen verändern ihre Einstellung und ihr Verhalten nur, wenn sie selbst dazu 
bereit sind. Sie müssen offen für Gespräche, Ideen und Anregungen sein und ihr 
Misstrauen ablegen. 


Diese Grundhaltung der Niedrigschwelligkeit und Akzeptanz ist Voraussetzung für die Arbeit, 
denn das KIDS ist für viele Jugendliche oftmals die letzte Auffangstation. 


Im KIDS können Jugendliche eine Grundversorgung in Anspruch nehmen, die für die 
meisten Menschen selbstverständlich ist, für diese jungen Menschen allerdings eine Ausnah- 
me darstellt. Sei es ein Frühstück im Kreise Bekannter, das gemeinsame Abendessen oder 
die wöchentliche ärztliche Untersuchung, die Möglichkeit, Wäsche zu waschen und selbst zu 
duschen oder einfach nur, nach zwei durchgemachten Nächten, den Tag im Schlafraum 
auszuruhen. Immer stehen den Jugendlichen MitarbeiterInnen als Ansprechperson zur Verfü- 
gung, ohne sich aufzudrängen. Die Erfahrung zeigt, dass die Jugendlichen meist sehr bald 
das Gespräch mit den KIDS-MitarbeiterInnen suchen, weil sie ihnen vertrauen und sich 
akzeptiert fühlen. 

Schon diese Gesprächsbereitschaft der Jugendlichen werten wir als Erfolg für unsere 
Arbeit, denn viele der Jugendlichen haben im Laufe ihres Lebens schlechte Erfahrungen 

mit Erwachsenen - auch mit SozialarbeiterInnen - gemacht und reagieren im Normalfall 
sehr distanziert und reserviert auf sie. 

Das KIDS erweist sich nicht nur als ein Ort für die Kontaktaufnahme zwischen Jugendlichen 
und MitarbeiterInnen; zugleich ist es für die jungen Menschen ein Schutz- und Rückzugs- 
raum. Hier können sie sich erholen vom Stress und der Anspannung am Bahnhof, aber 
auch Ruhe und Schutz finden. 

Neben Beratungsangeboten in einem Bezugssystem und Grundversorgung gehören ein 
Offener Bereich und Strassensozialarbeit zu den wichtigsten Säulen der Angebotsstruktur 
des KIDS. An sechs Tagen in der Woche, an Sonn- und Feiertagen, auch Weihnachten 

und Neujahr, ist das KIDS bis 23 Uhr 30 geöffnet und die Kolleginnen gehen dreimal 

täglich auf die Strasse, um vor Ort Jugendliche aufzusuchen. 

380 Jugendliche werden jährlich durch die MitarbeiterInnen des KIDS betreut, einige von 
ihnen nur sporadisch, andere hingegen wählen das KIDS als ihre zentrale Einrichtung und 
nehmen die vielfältigen Beratungsangebote der Kolleginnen in Anspruch. Auf Grund der 
weitreichenden Vernetzung und Kooperation des KIDS (mit Übernachtungsseinrichtungen, 
Drogenprojekten, Entgiftungs- und Therapieeinrichtungen...) wird so ein auf die individuellen 
Bedürfnisse und persönlichen Möglichkeiten der Jugendlichen abgestimmtes Hilfsangebot 
initiiert und begleitet. 

Darüber hinaus betreibt das KIDS drei spezielle Projekte, die einen besonderen Stellen 
wert im Angebot unserer Einrichtung haben. “Cash-Works”, “*Lern-Lust” und “Aus-Zeit" ver- 
folgen das Ziel, den Jugendlichen Alternativen zum Leben am Hauptbahnhof anzubieten. 


Das Arbeitsprojekt “Cash-Works” wird seit 1998 durchgeführt und bietet Jugendlichen 

die Chance, niedrigschwellig und voraussetzungslos Geld zu verdienen und Erfahrungen 

im Arbeitsprozess zu machen. Dies bedeutet, dass die Jugendlichen nach geleisteter Arbeit 
den Arbeitslohn am gleichen Tag bar ausgezahlt bekommen. 

Wir stellen immer wieder fest, dass die Jugendlichen arbeiten wollen und dazu in der Lage 
sind, auch wenn ihre schulischen und sozialen Voraussetzungen dies bei oberflächlicher 
Betrachtung nicht erwarten lassen. Das Angebot “Arbeit” orientiert sich dabei an den speziel- 
len Fähigkeiten und Voraussetzungen der Jugendlichen. Nicht “Abschluß” und “Leistung” 
stehen im Vordergrund, sondern die Möglichkeit, Erfahrungen zu sammeln und Ergebnisse 
zu erzielen. Sinnvolle Arbeit, pädagogisch begleitet und motivierend unterstützt, macht den 
Jugendlichen Spaß und erfüllt sie mit Stolz. Sie spüren, daß sie etwas können. Sie sind nicht 
die Schulschwänzer oder die Faulpelze, als die sie bezeichnet werden, sondern machen 
positive Erfahrungen. 


Mit dem Lernprojekt “Lern-Lust" bietet das KIDS den Jugendlichen eine szenenahe 
Möglichkeit des Lernens an, die ihre Interessen und Fähigkeiten zum Ausgangspunkt nimmt. 


Grundlage dessen ist die Beobachtung, daß für Mädchen und Jungen, die sich regelmäßig 
am Hauptbahnhof aufhalten, die regulären Schulangebote nicht erreichbar scheinen. Für die 
Arbeit im KIDS hatte das Thema Schule von Beginn an einen hohen Stellenwert, sowohl in 
der Betrachtung und Bewertung der aktuellen Lebenssituation eines Mädchens oder Jungen 
als auch für die Planung eines möglichen Ausstiegs aus der Szene. 


Ziele des Lernprojektes: 


— ‚Jugendliche über das Lernprojekt an einen Schulabschluß heranführen 

— Aufbau und Pflege von Kooperationsstrukturen zum Zweck einer leichteren 
Wiedereingliederung ins Schulsystem 

— Das Lernprojekt möchte den Jugendlichen eine szenenahe und niedrigschwellige 
Möglichkeit des Lernens anbieten 

— Der Lernzeitpunkt soll sich dem Lebensrhythmus der Jugendlichen anpassen 

— Erfahrungen der Selbstbestätigung/Erfolgserlebnisse sollen ermöglicht werden 

—- Eine weitere Möglichkeit der “Auszeit” vom Szenealltag soll geschaffen werden 

— Fähigkeiten können erkannt und erfahren werden 

— Beschäftigung mit einem Thema kann (wieder) gelernt werden 

— Spaß am Lernen kann wieder gewonnen werden 

— Unterstützung in der Alltagsbewältigung (Formulare ausfüllen etc.) 

— Sich im Kontakt mit angehenden Lehrer/innen erwünscht fühlen 

—  ,‚Schrittweise (wieder) an strukturierte Lernprozesse herangeführt werden 


Für die Jungen und Mädchen besteht die Möglichkeit, das Lernangebot spontan und 
einmalig für ein konkretes Anliegen zu nutzen. Gleichzeitig kann das Lernangebot auch für 
die längerfristige Vorbereitung auf einen Schulabschluß oder für die Suche nach einem 
geeigneten Schulplatz genutzt werden. 


Das Ferienhausprojekt “Aus-Zeit” läuft seit 1997 für mehrere Monate im Jahr (in 2002 
erstmals für sechs Monate) im Rahmen der Anmietung eines kleinen Ferienhauses in 
Bispingen (Südheide). Das Haus bietet Raum für vier bis sechs Personen. Es hat einen 
kleinen Garten und liegt inmitten eines gut erschlossenen Feriengebietes (Vogelpark Wals- 
rode, Heidepark, Go-Kart-Bahn, Schwimmbad, etc.). Innerhalb einer Stunde ist das Haus mit 
dem PKW vom Hamburger Zentrum aus zu erreichen. 

Das Haus wird sowohl kurzfristig im Fall einer Krisenintervention als auch langfristig für 
reine Freizeitfahrten genutzt. Ziele sind u.a., Kontakte wieder zu festigen oder zu intensivie- 
ren, Gelegenheit zur Gestaltung von Freizeit außerhalb der Szene zu schaffen oder Entgif- 
tungen und Therapien einzuleiten. 

Das Projekt wird von den Jugendlichen sehr positiv bewertet. Interessant ist dabei, daß 
nicht die vermeintlichen Höhepunkte (Heide-Park, Go-Kart etc.) besonders hervorgehoben 
werden sondern eher Dinge, die oft als selbstverständlich und normal erachtet werden: 


— die schöne Natur, die Ruhe, keine Hektik 

— die Möglichkeit, in Ruhe und geschützt in einem “richtigen” Bett (aus-)schlafen zu können 

—- das gute und vielfältige Essen, verwöhnt zu werden 

- als Gruppe (z.B. nur Mädchen) mal in Ruhe zusammensein zu können 

- in einem anderen Rahmen über Alternativen (Entgiftung, Ausstieg, Schule) 
nachzudenken oder angeregt zu werden. 


Die Angebote des KIDS sind niedrigschwellig gewählt und werden von den meisten 
Jugendlichen, an die sie gerichtet sind, wahrgenommen und akzeptiert. Für uns ist schon 
diese Annahme von Beratungsangeboten und Grundversorgung ein Erfolg. Oft ergeben sich 


hieraus konkrete Unterstützungen, die letztlich zu einer positiven Veränderung bei den Ju- 
gendlichen führen, die von einem großen Teil der Bevölkerung längst abgeschrieben wurden. 
In welchem Umfang die MitarbeiterInnen des KIDS in Zukunft noch am Hamburger Haupt- 
bahnhof arbeiten werden, ist unklar. Niedrigschwelligkeit wird bereits heute durch Repression 
ersetzt und bald verpufft Akzeptanz in geschlossenen Heimen. 


BASIS e.V. 


Doch ein Schatten fällt von jenen Leben 

In die anderen Leben hinüber, 

Und die leichten sind an die schweren 

Wie an Luft und Erde gebunden. Hugo von Hofmannsthal 


Im Film “Das Fest” des dänischen Regisseurs Thomas Vinterberg stört der Protagonist der 
Geschichte die Feier des 60. Geburtstags seines Vaters, indem er statt die erwartete Lobrede 
zu halten an der festlichen Tafel darüber spricht, wie er und seine Schwester als Kind vom 
Vater missbraucht wurden. Die Gesellschaft ist entsetzt, aber die Aggression richtet sich nur 
gegen den Sohn. Er wird für verrückt erklärt, auch von seinen Geschwistern, und von aufge- 
brachten Verwandten aus dem Saal geworfen. Als er wenig später zurückkommt und wieder 
über die Angelegenheit redet, wird er sogar nach draußen gezerrt und an einen Baum 
gefesselt. 


Es mag auf den ersten Blick nach einem hergeholten Vergleich aussehen: Aber dieser Film 
sagt viel über die tieferen Beweggründe und Mechanismen der Vorgänge aus, die in diesen 
Wochen in Hamburg für so heftige Diskussionen und Proteste sorgen. Hier wie da geht es 
um Außenseiter und ihr Verhältnis zur Mehrheit, um zugedeckte Ursachen und Zusammen- 
hänge, um Tabus, Dinge, über die nicht geredet werden darf, um Ausgrenzung und Schuld, 
die Zerstörung der Familie. Was in Vinterbergs Film geschieht, geschieht im Grundsatz in 
diesem Land, und auch in Hamburg: eine merkwürdige Verkehrung von Täter und Opfer, 
Aggression gegen die Störenfriede, die der Mehrheit das Feiern verleiden, das verbale Nie- 
dermachen der Außenseiter und der Ausschluss aus der Gemeinschaft als letzte Konse- 
quenz und härteste Strafe. 


Das hört sich dramatisch an und entspricht sicher nicht der breiten Wahrnehmung der 

Politik in der Hamburger Öffentlichkeit. Die neuen Verantwortungsträger im Rathaus bemü- 
hen sich nach Kräften, die Kürzungen im sozialen Bereich niedrig zu hängen, ihnen einen 
pragmatischen, technischen Anstrich zu verleihen. Sie können dabei vor allem auf drei Kli- 
schees bauen, die im allgemeinen Bewusstsein schon fast den Rang von Naturgesetzen 
erreichen: Dass die Kassen leer seien (“Irgendwo muss ja gespart werden”), dass es ohnehin 
ein Überangebot an sozialen Hilfen gebe (“Lesbenberatung, wer braucht denn sowas?!") und 
dass die Träger sozialer Einrichtungen ineffektiv und schlampig arbeiteten (“Das könnte sich 


kein Wirtschaftsunternehmen leisten”). Die Regierenden können sich darauf verlassen, dass 
in der Bevölkerung nur zu gern der Mythos geglaubt wird vom langhaarigen Sozialpädago- 
gen, der mit den ihm anvertrauten Jugendlichen einen Joint durchzieht und sich dann zu 
Hause aufs Ohr legt. 


Geglaubt werden diese Klischees vor allem, weil sie sich reibungslos an Gefühle von 
Futterneid und Verlustangst andocken. Wer noch ein Häuschen in Bramfeld sein eigen nennt, 
sieht Arbeitslose, Sozialhilfeempfänger, Obdachlose leicht als unnütze Esser, die er mit sei- 
nem sauer verdienten Geld mit durchfüttern muss. Und in Zeiten verschärften Konkurrenz- 
drucks und der Angst breiter Kreise vor einem sozialen Absturz verstärkt sich der Zwang zur 
Abgrenzung nach unten noch erheblich. Profane materielle Interessen sorgen also bereits 
dafür, dass der Protest gegen die Sparpolitik des Hamburger Senats sich in Grenzen hält - 
aber es geht um mehr als um das Gerangel an den Futtertrögen. 


Als die Christdemokratin Birgit Schnieber-Jastram in Hamburg ihr Amt als Sozialsenatorin 
antrat, ging es ihr wie dem Vater in Vinterbergs Film: Sie sah ihre Opfer wieder. Das muss 
erklärt werden. Die CDU hat diese Gesellschaftsordnung in vorderster Front mitgeprägt, 
sie tritt ein für ein System, in dem sich Leistung lohnen soll und persönlicher Nutzen der 
Motor ist. Die Missbrauchten, Marginalisierten, Süchtigen, psychisch Kranken aber sind 
letztlich Opfer genau dieser Ordnung - in einem viel weiteren als nur politischen oder 
soziologischen Sinne. 


Es trifft in diesem System, in dem Stärke und Erfolg verherrlicht werden, zuerst die 
Sensiblen und Schwachen. Sie leiden mehr als andere unter der Unbarmherzigkeit der Ver- 
hältnisse, der Jagd nach Geld, der Doppelmoral, dem Mobben in Vereinen und Betrieben, 
der allgemeinen Gefühllosigkeit. Sie reagieren darauf mit Sucht, psychischer Krankheit, dem 
Ausstieg aus menschlichen Beziehungen. Sie können nicht mithalten, fliegen als erste raus, 
wenn gekündigt wird, landen auf dem Amt, im Heim, auf der Straße. Sie werden von der 
Mehrheit Kranke, Süchtige, Randgruppen genannt - tatsächlich sind letzlich sie es, die 
gesund reagieren in einer kranken Gesellschaft. 


Was immer an biographischen Besonderheiten bei dem Einzelnen ins Gewicht fällt, diese 
gesellschaftlichen Ursachen, diese alle Bereiche erfassenden Mechanismen sind der ent- 
scheidende Punkt. In einer auf Egoismus gebauten Ordnung wird tendenziell alle Geborgen- 
heit angegriffen, eine emotionale Entkernung der Familien forciert. 


Für politisch denkende Menschen liegt diese Analyse auf der Hand und lässt sich 

ablesen an dem, was täglich in der Welt passiert. Doch die Mehrheit leugnet den Zusam- 
menhang - Birgit Schnieber-Jastram und ihre Parteifreunde machen da keine Ausnahme. 

In ihren Augen ist das eine gute Ordnung, in der jeder zum Zuge kommt, der sich anstrengt. 
Jeder ist seines Glückes Schmied. Im Umkehrschluss heißt das, dass jeder, der es nicht 
schafft, sich nicht genug bemüht - oder krank oder verrückt ist. Es muss so sein, alles 
andere würde bedeuten, dass dieses System nicht funktioniert. 


Wohin dieses Denken führt, zeigt ein Vortrag, den Schnieber-Jastram im Zentrum für 
Praxisentwicklung der Hochschule für Angewandte Wissenschaften im Januar 2002 gehalten 
hat, eine Art persönliches Regierungsprogramm. Die Senatorin beruft sich darin auf Begriffe 
wie Solidarität und Gerechtigkeit, bringt aber gegen diese beiden den Begriff Eigenverantwor- 
tung in Position. Sie spricht von “aktivierendem Sozialmanagement”, von “Hilfe zur Selbsthil- 
fe” und “fordernder Beratung”. Wer sich nicht selbst helfen könne, wer “gestrauchelt” sei, 

dem müsse selbstverständlich weiterhin geholfen werden, darin bemesse sich der Wert 

einer Gemeinschaft. 


Auf den ersten Blick wirkt der Text schlüssig, ideologiefrei, von Aggressionen gereinigt. 

Doch von Schnieber-Jastrams Gedankengebäude geht Kälte aus, die Aura einer schönen 
neuen Welt, in der Versagen nicht vorzukommen hat. Schon das Wort Eigenverantwortung 
signalisiert, dass die Autorin von gesellschaftlicher Verantwortung nichts wissen will. Die 
Aggressivität liegt in der hermetischen Abgeschlossenheit ihrer Theorie, der Unerreichbarkeit 
für Argumente. Sie entspricht der Rigidität, mit der Schnieber-Jastram ihr Konzept in der 
Politik exekutiert, und der Ruppigkeit gegen Kritiker ihres Kurses, etwa bei Auftritten in 

der Bürgerschaft. 


Ihre Aggressionen sind verräterisch. Sie entsprechen der Reaktion der wütenden 
Verwandten in Vinterbergs Film. Was fällt dem Außenseiter da ein, aufzustehen und Forde- 
rungen zu stellen! Was redet er da für einen Unsinn! Was haben wir mit seinen Problemen 
zu tun?! Er ist im Weg, er stört uns beim Feiern, weg mit ihm! Aus den Augen, aus dem Sinn. 
Wie der Vater blendet auch Schnieber-Jastram ihre Schuld aus, sie will von der dunklen 
Seite der Familie nichts wissen, sie hat die Außenseiter nicht in diese Lage gebracht. 

Birgit Schnieber-Jastram steht hier nur stellvertretend für die Mehrheit, die diesen Kurs 
vertritt oder zumindest stillschweigend duldet. Dass die Christdemokraten in Hamburg so 
leichtes Spiel haben, liegt vor allem daran, dass auch die Sozialdemokraten und die Grünen 
längst dazugehören, es weithin aufgegeben haben, nach diesen Zusammenhängen zu fra- 
gen. Ein Rest Tradition, ein Rest Gewissen hielt sie davon ab, ebenso radikal an den sozia- 
len Bereich heranzugehen, aber analytisch haben sie der Ausgrenzungspolitik nichts entge- 
genzusetzen. Und leider auch unter den professionellen Helfern selbst gibt es genug, die 
sich arrangieren, die froh sind, wenn sie in ihrer Nische in Ruhe gelassen werden, die keine 
politischen Fragen mehr stellen. In letzter Konsequenz geben sie damit ihre Klienten preis. 


Wie im Film hat die Sache aber auch in der Realität eine überraschende Pointe. Im tiefsten 
Inneren treibt eine Birgit Schnieber-Jastram wohl dieselbe Sehnsucht an wie die, denen sie 
die Hilfen wegkürzt. Man kann annehmen, dass sie wie diese unter dem Verlust der Harmo- 
nie leidet, dass ihre Konzepte eigentlich ein Rettungsversuch sind, dass sie zurück will zur 
heilen Familie, zur intakten Gemeinschaft. Doch weil sie blind dafür ist, dass es die Ordnung 
ist, für die sie steht, die all das zerstört, wird sie zur Täterin und bestraft die Opfer dieser 
verkehrten Ordnung ein zweites Mal. 


Vinterbergs Film hat einen versöhnlichen Schluss. Der Sohn kann sich befreien, kommt 
wieder, und schließlich kippt die Stimmung. Der Vater wird ausgeschlossen. Als die Familie 
am nächsten Morgen am Frühstückstisch sitzt, tritt er noch einmal auf, zeigt sogar Reue, 
wird aber trotzdem weggeschickt. Die Gemeinschaft ist ein Stück weit geheilt. 


Für das Ganze dieser Gesellschaft ist ein solcher Ausgang weit und breit nicht in Sicht - 
aber es lohnt sich, dafür zu kämpfen. Und sei es nur, um immer wieder solche Inseln 
der Geborgenheit zu schaffen. 


Kristian Stemmler 


Ausstieg am 
Hauptbahnhof verboten ?! 


Angesichts der Weiterentwicklung der sozialdemokratischen Repressionsstrategie zur 
Bekämpfung der Drogenproblematik durch den neuen Senat stehen wir vor einer Kehrt- 
wende in der liberalen Drogenpolitik und einer Gefährdung erfolgreich arbeitender Drogen- 
hilfe. Die Massivität der polizeilichen Vorgehensweise beeinträchtigt die Erreichbarkeit und 
damit Wirksamkeit der szenenahe Drogenhilfe und führt dadurch langfristig zu massiven 
Beeinträchtigungen in der gesamten Drogenhilfe einschließlich der Therapieeinrichtungen. 


Erinnern wir uns: 

Es ist gerade mal 15 Jahre her, da stand die Drogenhilfe, auch in Hamburg, vor dem 
Bankrott: Die vermutete Zahl der Drogenkonsumentinnen lag in Hamburg bei ca. 10.000, 
doch nur wenige fanden den Weg in die Beratungsstellen und suchten den Kontakt zur 
Drogenhilfe. Das hatte auch mit der damaligen Einstellung der Drogenhilfe zu Drogenkonsum 
und Drogenkonsumentinnen zu tun: Bis dato galt in der Drogenhilfe ausschließlich das Absti- 
nenz-Dogma. Leidensdruck sollte die DrogenkonsumentInnen wie von allein in die Therapie- 
einrichtungen treiben, forciert durch Strafverfolgung, die mit dem Prinzip „Therapie als Strafe“ 
eine geradezu unheilige Allianz bildete. Prävention bestand im Wesentlichen aus Abschrek- 
kung und Verteufelung. Gesundheitsprophylaxe kam nicht vor, durchschnittliche Drogen- 
karrieren von 10 bis 20 Jahren wurden ignoriert. Substitution, Spritzentausch, Konsumräume 
oder kontrollierte Originalstoffabgabe waren unvorstellbar, schon der Gedanke daran galt als 
unprofessionell — bis kriminell. 


Aufgrund der steigenden Anzahl von Drogentoten, die rasante Zunahme von HIV- und 
Hepatitisinfektionen und die mangelnde Inanspruchnahme der Drogenhilfe auf Seiten der 
Klientel, wurde eine Umorientierung in der Drogenpolitik -und hilfe notwendig, um dem stei- 
genden Problem etwas entgegensetzen zu können. 


Seit Mitte der 80er Jahre wurde der Ansatz einer niedrigschwelligen akzeptierenden Drogen- 
arbeit entwickelt und umgesetzt. Beratungsstellen neuen Musters sollten szenenah arbeiten 
und sich mit ihren Angeboten an den Bedürfnissen der KlientInnen und ihrer Lebenswelt 
orientieren. Die sozialpädagogischen Grundsätze der akzeptierenden Arbeit klingt heute 
nach Binsenweisheiten, waren damals aber geradezu umstürzlerisch: Nur wer überlebt kann 
aussteigen; nur wer den Kontakt zur Drogenhilfe findet, kann unterstützt werden beim Aus- 
stieg aus dem Szeneleben; auch DrogenkonsumentiInnen haben ein Recht auf Mensch- 
würde; es ist ihnen mit Respekt gegenüberzutreten; helfender Zwang ist keine Hilfe etc. 

Die körperliche, seelische und soziale Stabilisierung durch niedrigschwellige Hilfen machte 
es vielen DrogenkonsumentInnen überhaupt erst möglich, aus dem Szeneleben und dem 
Drogenkonsum auszusteigen. 


Dieses von nicht wenigen DrogenhelferInnen, aber auch von berufsfremden Instanzen, 

wie der Polizei, Initiativen und Stadtteilgremien der jeweiligen Quartiere zunächst mit reich- 
lich Argwohn beäugte Konzept, erregte schnell wohlwollende Aufmerksamkeit: gerade in den 
betroffenen Stadtteilen, bei Polizei, BürgerInnen und Initiativen im Quartier. Daraus entwickel- 
te sich im Laufe weniger Jahre eine nie dagewesene Lobby für die Drogenhilfe. Die Liberali- 
sierung der Drogenpolitik und die Auseinandersetzung hierüber führte auch zu einer höheren 
Akzeptanz die Drogenkonsumentlnnen bzw. die für sie notwendigen Hilfsangebote 
betreffend. 


Die Errichtung des DROB INN am jetzigen Standort führte zu einer spürbaren Entlastung 
des Hauptbahnhofes und der Wohnquartiere. Herumliegende Spritzen, öffentlicher Konsum 
und die Bildung einer offenen Drogenszene an nicht sozialverträglichen Standorten reduzier- 
ten sich gravierend, eine nie erreichte Anzahl von DrogenkonsumentInnen befanden sich 

im Drogenhilfesystem. 

Mittlerweile bedienen sich fast alle Hamburger Drogenberatungsstellen mehr oder 

weniger des niedrigschwelligen akzeptierenden Arbeitsansatzes. Spritzentausch, ein kleines 
Cafe, einen Konsumraum, Safer-use-Beratung etc. finden sich überall, kein Vergleich mehr 
zu den alten Drogenberatungskonzepten. Die Unterschiede liegen eher in der Aussendar- 
stellung und konzeptionellen Nuancen aufgrund des unterschiedlichen Umfeldes und Klient- 
Innenprofils der Beratungsstellen. Deshalb ist es umso törichter, die Drogenhilfe immer 
wieder, durch die Sortierung in sog. Versorgungseinrichtungen und sog. qualifizierte 
Beratungsstellen, spalten zu wollen. 


Eigentlich könnten alle zufrieden sein, wäre dieser Weg weiter beschritten worden. 

Doch gab es in dieser Entwicklung einen Bruch: Die Politik hat es versäumt, rechtzeitig wei- 
tere steuernde Maßnahmen zu beschließen und umzusetzen. Das heute in Hamburg vorherr- 
schende Crackproblem wurde jahrelang ignoriert bzw. unterschätzt; hilfreiche Konzepte lie- 
gen der Behörde vor, aber die Umsetzung läßt viel zu lange auf sich warten und nach dem 
Senatswechsel ist bisher nicht erkennbar, ob sie überhaupt noch gewollt ist. Die Umsetzung 
der beschlossenen Heroinambulanz wurde über Jahre verschleppt - und immer wieder 

gern politisch mißbraucht. 

Seit Jahren fordern die Initiativen des Stadtteils St. Georg die Einrichtung einer zweiten 
Beratungsstelle mit integriertem Konsumraum zur weiteren Entlastung des Stadtteils - und 
des völlig überlasteten Standortes DROB INN. Die Nichteinrichtung einer zweiten Einrichtung 
und die Überstrapazierung der Sozialverträglichkeit des jetzigen Standortes des DROB INN 
durch die Polizei, die Hauptbahnhof und Innenstadt „drogenszenefrei“ machen bzw. halten 
wollte, führte zu einer katastrophalen Situation vor unserer Einrichtung. Bis zu 150 Drogen- 
konsumentinnen hielten sich gleichzeitig vor unserer Einrichtung auf. Dieser Splitter im Auge 
der Öffentlichkeit lud seitdem jede/n Drogenhilfeeinrichtungsgegnerln ein, gegen unsere, 
aber auch gegen jede geplante Drogenhilfeeinrichtung Stimmung zu machen. Es drängte 
sich förmlich auf, die offene Drogenszene zum Thema im Wahlkampf und in der 
Sauregurkenzeit der lokalen Medien hochzustilisieren. 


Die Folgen des öffentlichen Gesinnungswandels werden heute für alle Beteiligten 

spürbar. Statt mit Augenmaß gelenkt und gesteuert, wird die Drogenszene einem massiven 
Repressionsdruck ausgesetzt. Mit einem nie dagewesenen Polizeiaufgebot wird versucht, 
Szeneansammlungen auflösen, als ließe sich damit das Drogenproblem unsichtbar machen - 
wahrlich nicht gerade innovativ. Die Folgen hingegen sind fatal. Oberflächlich betrachtet 
könnte man den Eindruck bekommen, als wäre die Drogenszene aus St. Georg verschwun- 
den. Diese Erfolge wurden „dem Wähler“ ja auch medienwirksam dargelegt. Was fehlt in der 
Darstellung, ist die gewachsene, ständig zunehmende Belastung für AnwohnerInnen und 
Geschäftsleute im Quartier St. Georg, die sich jetzt wieder mit versprengten, in die Haus- 
und Geschäftseingänge verdrängten DrogenkonsumentInnen auseinandersetzen müssen. 
Was fehlt in der Darstellung, ist eine wieder sich verstärkende Verelendung der Klientel - 
alles schon mal erlebt, alles schon längst überwunden geglaubt und für viele St. Georger- 
Innen und KlientInnen deshalb umso schmerzlicher, dieses Rollback zu erleben. Deutlich 
wird hier auch, das Drogenszene nicht gleichzusetzen ist mit „Dealern“. Ein Großteil der 
Angehörigen der offenen Drogenszene sind langjährige, schwerstabhängige Drogenkon- 
sumentlInnen. Sie sind es, denen der neue Senat „alle Hilfe“ versprochen hat und die 

diese dringend benötigen. Z. Zt. wird ihnen die Inanspruchnahme von Drogenhilfe 

jedoch deutlich erschwert, wenn nicht gar unmöglich gemacht. 


Unter dem derzeitigen Polizeidruck droht das DROB INN als eine Art „Fluchtburg“ miß- 
braucht zu werden: Wenn die Türen aufgehen, füllt sich das DROB INN-Cafe in Windeseile, 
danach geht wegen der Polizeianwesenheit keiner mehr raus. Da unsere Einlaßkapazität 
durchaus begrenzt ist, entsteht ab einem gewissen Grad absoluter Stillstand. Alle Angebots- 
segmente unserer Beratungsstelle werden davon in Mitleidenschaft gezogen: Beratung, 
Therapievermittlung, Krisenintervention, Suchtbegleitung, medizinische Versorgung, Nutzung 
der Konsumräume etc. Sprich, es wird wieder vermehrt in der Öffentlichkeit konsumiert, die 
Beratung und Weitervermittlung in andere Hilfeeinrichtungen gerät ins Straucheln. Dazu 
kommt, dass viele KonsumentInnen unsere Einrichtung offenbar gar nicht mehr aufsuchen. 
Das bedeutet jedoch nicht, dass sie allesamt andere Einrichtungen nutzen, sondern zum 
überwiegenden Teil gar keine Drogenhilfeeinrichtung mehr aufsuchen. Es liegt in der Natur 
der Sache, dass DrogenkonsumentInnen, die sich schon aufgrund des Drogenbesitzes in 
der Illegalität befinden, die Einrichtung meiden, wenn sie ständig von Polizei umstellt ist. 

Ein Einstieg in das Drogenhilfesystem und - damit verbunden - eine Möglichkeit zum Aus- 
stieg aus Szeneleben und Drogenabhängigkeit wird somit polizeilich abgeschnitten. 

Ausstieg am Hauptbahnhof Verboten? 


Warum glauben politisch Verantwortliche, man könne sich über alle Erfahrungswerte im 
In- und Ausland hinwegsetzen - einschließlich derer, die hier in Hamburg im Laufe vieler 
Jahre von Hamburger Trägern und Einrichtungen gemacht wurden? 

Die Aufhebung der Trennung, der Aufgabenbereiche zwischen Drogenhilfe einerseits und 
polizeilicher Repression andererseits kann es nicht geben; wird Drogenhilfe in diese 
Doppelstrategie von Helfen und Strafen integriert, wird sie tatsächlich unters Repressions- 
system subsumiert und ist letztlich nur noch „soziale Kontrolle light“. 

Es geht nicht um Zusammenarbeit, sondern um einen modus vivendi auf der Grundlage 
wechselseitiger Anerkennung des jeweiligen Aufgabenbereiches. Dort wo eine klar abge- 
grenzte “Zusammenarbeit” stattfindet muss es klare Absprachen geben. Nur wenn das ge- 
lingt und wo das gelingt, kann erfolgreich gearbeitet werden — und das war in St. Georg in 
den letzten Jahren immer wieder der Fall. Gelingt es nicht, können wir alle einpacken — 
zuerst die Drogenhilfe, dann die Polizei und irgendwann die politisch Verantwortlichen! 


Peter Möller, DROB INN 


Sehr geehrte Damen und Herren - 
Oder liebe Mitmenschen... 


Wir, d.h. die ‘Menschen’, die das Drob Inn als Einrichtung nutzen um: 

Zu ESSEN, Wäsche, Beratungsgespräche RECHTSBEISTAND und um sauber zu 
konsumieren, sind momentan in einer ‘schwierigen’ Lage !! Die neue Polizeipräsenz und - 
politik, bringt uns Drogenabhängigen vermehrt Platzverweise, obgleich wir uns auf dem 
Gelände des ‘Drobs’ aufhalten, vorne die Tausch-Klappe nutzen, an der Tür anstehen oder 
hinten den Rauchbus nutzen. ‘Es soll keine Ansammlung von UNS geben’, damit der 
‘Drogenhandel’ nicht mehr stattfindet, so unser Polizeipräsident. Klartext: Wer konsumiert 
muß sich vorher etwas besorgen... Aber Wie und Wo ?? 


Fakt ist dadurch, daß sich alles wild verteilt und eine ‘Jagdsituation’ entsteht. 

Fakt ist auch daß das Verhältnis Süchtige — Polizei aggressiver geworden ist. Auch 
werden vielen Vereinen die Mittel gekürzt, was personalpolitische Konsequenzen haben muß 
und/oder sich auf die Öffnungszeiten auswirkt. Die Zeitungsmeldung, der Hauptbahnhof sei 
‘DEALERFREI ist wohl eine der größten ENTEN des Jahres. Die Verteilung der Drogen- 
konsumentInnen vom Fischerturm und Drob Inn über den ganzen Hauptbahnhof und Hansa- 
platz samt Seitenstraßen und Plätzen und das U-Bahn-Netz hat stattgefunden. Ein Spießru- 
tenlaufen für die, die eh auf Grund ihrer Sucht zu ‘'Kriminellen’ gemacht werden. Jemand der 
SÜCHTIG ist, ist durch die Illegalität ein kriminelles SUBJEKT geworden. Das vermehrte 
‘Treiben’ der Süchtigen hat eine Zerstreuung in Gruppen, in U-Bahnen und S-Bahnen und 
umliegende Bahnhöfe zur Folge. Auch werden inzwischen ‘normale’ Bürger verstärkt in Mit- 
leidenschaft gezogen, da die Hetze der Konsumentinnen eine starke ‘Scheiss-egal-Haltung’ 
entstehen läßt. Das wohl größte sichtbare Übel, der Müll ringsum z.B. an der U-Bahn- 
Haltestelle Lübecker Straße fördert eine Aggressivität, die nicht nötig sein sollte!! 

Deswegen die BITTE der Menschen, die als Junkie und Steineraucher das Drob Inn sowie 
andere Räumlichkeiten nutzen und brauchen, humane Verhältnisse zu erhalten bzw. wieder 
herzustellen. Mit Platzverweisen auf Stundenbasis und anderen aggressiven Maßnahmen 
ist keinem Süchtigen geholfen!! Verständnis muß erhalten bleiben und Resignation auf 
beiden Seiten vermieden werden! Wir Junkies sind keine ‘kriminellen Idioten’ sondern auf ein 
Miteinander und auf Verständnis des Bürgers angewiesen, denn auch wir wollen eigentlich 
nur menschenwürdig leben, arbeiten. Leider sind wir nicht in der Lage uns draußen bemerk- 
bar zu machen, da wir keine Lobby haben. DANKE. 


Marion 


Aidsarbeit in Hamburg: 
Verhaltensprävention geht nicht 
ohne Verhältnisprävention! 


Aufklärungsarbeit, zielgruppenspezifische HIV-Prävention und die praktische Unterstützung 
von Menschen mit HIV und AIDS liegt in Hamburg arbeitsteilig in den Händen mehrerer 
spezialisierter Einrichtungen, die in der Landesarbeitsgemeinschaft AIDS zusammenge- 
schlossen sind. Miteinander stehen wir für ein Angebot, daß von der aufsuchenden Primär- 
prävention über die Befähigung zu einem möglichst unversehrten Leben mit HIV bis zur 
Unterstützung und Begleitung aidskranker Menschen und ihrer Familien reicht, und das auch 
für Zielgruppen zugänglich ist, denen das staatliche Gesundheitswesen verschlossen bliebe. 
Unser gemeinsamer Arbeitsansatz ist das Konzept der „strukturellen Prävention“: In unseren 
Interventionen haben wir stets sowohl den Einzelnen als auch die allgemeinen Lebensbedin- 
gungen und die sozialen Beziehungen (Strukturen) im Blick. 


Unsere Präventionsarbeit richtet sich in die am häufigsten betroffenen Gruppen. Es geht 
darum, dem (oder der) Einzelnen Wissen zu vermitteln und ihn (sie) zu befähigen, Risiko- 
situationen zu erkennen und überlegt zu handeln. Diese Arbeit setzt eine gute Kenntnis der 


Szenen und Gemeinwesen, der Sorgen und Ängste voraus; sie erfordert ein direktes Zuge- 
hen und eine klare Sprache. 


Ziel unserer Arbeit ist immer die Erhaltung bzw. das Zurückgewinnen von Handlungs- 
kompetenz, Selbstvertrauen und Selbstsicherheit. Unsere Projekte stehen für gelebte Solida- 
rität, für Vertraulichkeit und Akzeptanz. Wir wirken aktiv der Vereinzelung entgegen und 
ermutigen zu politischem Engagement: Niemand soll als „Fall“ behandelt, mit den Mitteln von 
Justiz, Medizin oder Forschung bevormundet oder vereinnahmt werden! 


Innerhalb unseres Netzwerkes dekliniert sich dieses Verständnis von emanzipatorischer 
Gesundheitsförderung folgendermaßen: 

Als größte Einrichtung im Hamburger Präventionsnetz steht die AIDS-Hilfe Hamburg e.V. 
für alle Fragen des Lebens mit HIV und AIDS. Das Angebot reicht von der anonymen Telefon- 
beratung über die Unterstützung in sozialen, psychologischen und ärztlichen Fragen bis zur 
psychosozialen Begleitung. Mit „Home Base“ im AIDS-Hilfe Struensee-Centrum sind die 
Mitarbeiter regelmäßig in Krankenhäusern, Haftanstalten sowie im Rahmen von Hausbesu- 
chen unterwegs. Offene Angebote, Gruppen und Schwerpunktveranstaltungen sowie die Vor- 
Ort-Präsenz bei Aktionen erleichtern die Kontaktaufnahme für Menschen, die aus verschie- 
densten Gründen nicht den direkten Weg in die Beratung finden. Ein wesentliches Element 
der Aidshilfearbeit ist die Mitarbeit einer großen Zahl freiwillig Engagierter, die neben den 
Aspekten bürgerschaftlichen Engagements eine wichtige Multiplikatorenfunktion ausüben, 
vor allem aber Ressourcen der Betroffenenkompetenz in die tägliche Arbeit einbringen. 


Die AIDS-Hilfe Hamburg wird jährlich mit rund 5.000 mal in Beratung und Begleitung, 
1.000 mal in angeleiteten Gruppen und Schwerpunktveranstaltungen sowie mit 3.000 Kon- 
takten in offenen Angeboten, Selbsthilfegruppen und bei Aktionen in Anspruch genommen. 


Der Arbeitsbereich Kinder und AIDS der Arbeitsgemeinschaft Kinder- und Jugend- 
schutz Hamburg e.V. unterstützt HIV-betroffene Familien, in denen ein oder mehrere Famili- 
enmitglieder HIV-positiv oder an AIDS erkrankt sind. Wir beraten zu Familien- und Er- 
ziehungsfragen, geben Informationen zu HIV und AIDS, unterstützen bei Problemen mit 
Amtern und bei finanziellen Problemen und bieten regelmäßige offene Treffen, Informations- 
veranstaltungen und Gruppenangebote für HIV-betroffene Familien an. Neben der Beratung 
in unseren Räumen besuchen wir bei Bedarf die Familien zu Hause oder im Krankenhaus 
und begleiten sie zu Ämtern, zu Arzt- oder Klinikterminen. 


HIV-betroffene Familien finden selten Zugang zum regulären AIDS-Hilfebereich, da die 

Angst vor Bekanntwerden der Infektion und damit vor Ausgrenzung und Stigmatisierung, 
besonders der Kinder, oftmals zu groß ist. Als Kinder- und Jugendhilfeprojekt, das nach 
außen auf eine Zuschreibung auf die Thematik von HIV und AIDS verzichtet, bieten wir den 
Familien einen für sie notwendigen Schutz, damit sie aus ihrer Isolation heraustreten können. 
Die besondere Situation HIV-betroffener Familien stellt sich in der Tabuisierung der Infektion 
innerhalb und außerhalb der Familie dar. Dies hat besondere Auswirkungen auf das Leben 
der Kinder, unabhängig davon, ob sie selbst infiziert sind oder nicht. Mit unserer Arbeit inner- 
halb der Familien, aber auch durch Öffentlichkeits- und Multiplikatorenarbeit versuchen wir, 
den Familien einen offeneren Umgang in ihrem sozialen Umfeld zu ermöglichen. 


BASIS e.V. unterhält seit über 15 Jahren ein Projekt, welches AIDS-Präventionsarbeit 
bei jugendlichen und erwachsenen männlichen Prostituierten (Strichern) leistet. Ohne 
Niedrigschwelligkeit und Anonymität wäre unsere Arbeit undenkbar. Die Menschen, die 
wir betreuen, haben ein hohes Maß an Mißtrauen gegenüber allen sozialen Institutionen. 


Das zweifache Tabu — Homosexualität verbunden mit Prostitution — bedeutet für Stricher, 
dass sie oft die Erfahrung gemacht haben, auch von sozialen Einrichtungen diskriminiert zu 
werden. Wir erreichen diese Menschen nur über einen niedrigschwelligen Ansatz, der durch 
folgende Merkmale gekennzeichnet ist: Akzeptanz, Aufsuchender Charakter, szenenahe 
Arbeitsweise, Offenheit gegenüber Migranten, subkulturelle und szenensprachliche Kennt 
nisse und Garantie der Anonymität. 

Seit Jahren sind wir mit diesem Arbeitsansatz erfolgreich. Unsere Arbeit ist in der Szene 
allgemein bekannt und anerkannt. Wir erreichen bei weitem mehr Stricher, als in den offiziel- 
len Angaben der Stadt Hamburg angegeben werden. Auf ein Jahr bezogen haben wir Kon- 
takt mit bis zu 500 Strichern. Gleichzeitig haben wir durch die Akzeptanz unserer Arbeit in 
der Szene erreicht, daß in fast allen einschlägigen Bars und Kneipen Kondome und Gleitgel 
kostenfrei zu haben sind. Dies sind die wichtigsten Hilfsmittel für “safer sex”. 


Die Aufgabe des Projektes Hein & Fiete ist seit 11 Jahren die zielgruppenspezifische HIV- 
Prävention bei schwulen und bisexuellen Männern in Hamburg. Dabei leisten wir im Bereich 
der “Strukturellen Prävention” die Primärprävention. Basierend auf dem ehrenamtlichen 
Engagement von ca. 60 Mitarbeitern und 2,75 Stellen für die Koordination teilt sich unsere 
Arbeit in eine Komm -und Gehstruktur. In unserem Infoladen, der an sechs Tagen die Woche 
geöffnet ist, findet man alle Informationen über HIV und AIDS sowie alle Infos über die gay 
community. Die Förderung des Selbstbewusstseins von schwulen Männern ist damit Teil der 
Prävention, die Unverbindlichkeit sich lediglich über das schwule Hamburg zu informieren, 
senkt die Schwelle sich dem Thema zu nähern erheblich. 

In der Gehstruktur “Szene- & Vor-Ort-Arbeit” werden ca. zwei mal pro Monat in der gesamten 
Schwulen Szene ( Kneipe, Partys, Saunen, Pornokinos) Safer-Sex-Promotion -und Kondom- 
verteilaktionen durchgeführt. Hier begegnen wir den Männern im Zusammenhang von Spaß 
und Freude und unsere Botschaft lautet: “Sex ist toll und ein schöner Bestandteil unseres 
Lebens. Damit es dabei bleibt, gehört in unserer Zeit “Safer-Sex” einfach dazu!”. Pro Jahr 
erreichen wir mit unserer Botschaft bis zu 25.000 Kontakte. Darüber hinaus werden unsere 
ehrenamtlichen Mitarbeiter ständig weitergebildet und stellen so eine nicht unbedeutende 
Größe im Bereich der Multiplikatoren dar. 

Die Stärke dieses Projektes liegt in der Flexibilität sich immer wieder zeitnah an den Entwick- 


lungen der schwulen Szene zu orientieren und entsprechend die Präventionsaktivitäten zu 
gestalten. 


Das Magnus-Hirschfeld-Centrum ist seit 19 Jahren in Hamburg ein Treffpunkt für 
Schwule und Lesben. Als Beratungs-, Veranstaltungs- und Kommunikationszentrum bietet 
es zu fast allen Belangen der schwul-lesbischen Lebensweise kompetente 
AnsprechpartnerInnen. Ca. 40 Gruppen treffen sich regelmäßig im Haus (Freizeit, Ge- 
sprächs- und Selbsthilfegruppen). Die Angebote der Beratungsstelle sind über Telefon, 
persönliche Gespräche, in Gruppenangeboten und per Post zu nutzen. In zwei interaktiven 
Chatrooms werden Lesben und Schwule getrennt beraten. Um den neuen Medien und den 
damit einher gehenden neuen Kommunikationsstrukturen gerecht zu werden, wird auch eine 
Beratung per eMail angeboten. Dabei liegt das Augenmerk darauf, die Hürde der Kontaktauf- 
nahme so niedrig wie möglich zu halten. Trotz Lebenspartnerschaftsgesetz gibt es für viele, 
selbst in dieser Zeit, noch keinen selbstverständlichen Umgang mit der Homosexualität. Wir 
sind oft Anlaufstelle für Menschen vor und während des Coming outs. Dabei bieten wir 

nicht nur Beratung, 


sondern auch einen Einstieg in das schwul-lesbische Kultur- und Alltagsleben. 


Jörg Korell Aidshilfe, Markus Straube Hein & Fiete, Ute Senftleben ajs, Clemens von Lassaulx BASIS e.V. 


Ein ganz normaler Tag am Telefon 
im Frühjahr 2002 in Hamburg ocer: 


Die Welt wird für die Mädchen und Frauen in Hamburg nie wieder so sein 
wie vor dem 23. September 2001 


TI Ein Anruf bei der Sozialsenatorin Birgit Schnieber-Jastram (CDU) in der Hamburger 
Behörde für Soziales und Familie: 
“Guten Tag, Frau Senatorin, ich bin von der “Zeitung von und für Alle” und möchte gerne 
wissen, warum und wie Sie zu den Streichungen im Frauen- und Mädchenbereich gekom- 
men sind.” “... .” “Also, noch mal zum Mitschreiben.” “Diese Konsolidierung wird nicht nach 
dem Rasenmäherprinzip erfolgen, sondern auf der Basis von aufgabenkritischer Überprüfung 
des gesamten Zuwendungsbereichs mit dem Ziel, in wesentlichen Aufgabenfeldern die 
Handlungsfähigkeit und den Zielerreichungsgrad zu verbessern. Besonders die Einrichtun- 
gen, die in ihren Konzepten und Sachberichten Ausdrücke wie "lesbisch, feministisch, anti- 
rassistisch, niedrigschwellige Angebote’ und "akzeptierende Arbeit‘ verwenden, werden bei 
der Konkretisierung der Einsparungen bevorzugt.” “Alles klar, Frau Senatorin, das wird auch 
unseren Lesern einleuchten, besonders Ihrer Zielgruppe, den Hilfebedürftigen. Vielen 
Dank für dieses Gespräch.” 


2. Ein Anruf bei der Kontakt- und Infostelle Mädchenarbeit: 

“Hallo, hier ist Svenja. Ich hab’ da mal ‘ne Frage.” “Hallo Svenja, dann frag’ mal los.” “Also, 
ich hab’ da mal gehört, dass es so Mädchengruppen für Mädchen gibt und nun will ich mit 
meiner Freundin nach der Schule mal in so ‘ne Mädchengruppe rein. Aber das gibt hier im 
Jugendclub umme Ecke gar nix für uns. Da sind nur Jungs.” “Also Svenja, dann hast Du wohl 
nicht ganz genau geguckt, denn das Landesjugendamt sagt, dass jetzt überall in Hamburg 
Mädchenarbeit gemacht wird.” “Oh.” “Genau Svenja, das haben wir auch gesagt: oh!” 


3. Ein Anruf bei einer Beratungsstelle gegen sexuelle Gewalt: 

“Hallo, hier bin ich, ich möchte ..., ich meine ..., ich will mal wissen ..., ich weiß nicht, ob ich 
da richtig bin ...also na ja, es ist so: ich hab’ da eine Freundin und die wird von meinem Vater 
... also ich meine natürlich von ihrem Vater ... und nun wüsste ich gerne mal ... hallo? Hallo? 
... ach so, das ist ja ein Tonband ... oh, in acht Wochen erst, nee, solange kann ich es nicht 
mehr ... ich meine, meine Freundin braucht jetzt gleich ... äh ... also na ja, dann eben 

MEN. 


4. Ein Anruf bei einem interkulturellen Frauentreffpunkt: 

“Hallo, es geht um meine Mutter. Die ist nun schon seit zwanzig Jahren in Deutschland 

und möchte jetzt einen Deutschkurs machen. So von wegen der Sprache, das ist doch wohl 
besser, findet sie jetzt.” “... .” “Ach so, das macht Ihr nicht mehr? Gestrichen? Wieso?” “... .” 
“Ach so, na ja. Und was könnte meine Mutter denn so machen, um richtig Deutsch zu ler- 
nen?” “... .” “Aha, Fernsehen! Die deutschen Sender, na klar!” “... .” “Kika? Ach so, Kinder- 
kanal, jaja, da sprechen sie deutlich, für die Kleinen. Sesamstraße und aufwärts.” “. 
“Was”? Nee logo, die Teletubbies reden nicht so viel. Ok, ich werde es meiner Mutter sagen. 
Vielen Dank für den Tipp.” 


8. Ein Anruf bei der Beratungsstelle für Essprobleme: 

“Hallo, wir sind zwei Freundinnen und ich bin zwar dick, aber meine Freundin hungert und ist 
viel zu dünn. Und sie sagt aber, das stimmt nicht. Und nun will ich ihr helfen. Können wir bei 

Ihnen mal vorbei kommen?” “... .” “Ach, nur für erwachsene Frauen. Und für Mädchen nicht, 


schon lange nicht mehr ... ? Aber wenn wir warten müssen, bis meine Freundin achtzehn ist, 
ist sie vielleicht schon tot.” 


6. Ein Anruf beim Landesjugendamt: 

“Hallo, ich bin die Geschäftsführerin der Bundesarbeitsgemeinschaft Mädchenpolitik. 

Wir machen eine Bestandsaufnahme zur geschlechtsspezifischen Jugendarbeit. Nun lese 
ich gerade in Ihrem Geschäftsbericht, dass in dreiundneunzig Einrichtungen in Hamburg 
Jungenarbeit gemacht wird. Das gibt’s doch nicht. Das ist doch wohl ein Tippfehler, ist da 
nicht die ‘9° zuviel?” “... .” “Nein? Tatsächlich, so viel Jungenarbeit in Hamburg? Super, toll, 
da gehen die Hamburger Mädels also richtig einer gleichberechtigten Zukunft entgegen. 
Spitze! Und "Gender Mainstreaming ist dann wohl in Hamburg auch schon kein Thema 
mehr: ganz Hamburg wurde durchgegendert, gelle?!” 


7 Ein Anruf beim Junglesbenzentrum: 

“Hallo, ich heiße Marie und hab’mich ganz doll verliebt in ein Mädchen aus meiner Schule. 
Und das ist auch gut so. Aber ich weiß nicht so recht, ob sie mich auch ... und sowieso ... 
‚Und da wollte ich mal hören, wie das andere junge lesbische Frauen so machen, wenn die 
nicht genau wissen ... .” “... .” “Ach so, das geht bei Euch nicht mehr. Das ist gestrichen 
worden für uns Mädchen? Und nun, wen kann ich dann jetzt mal fragen?” 


8. Ein Anruf in einem Haus der Jugend: 

“Hallo, hier ist Euer Fachberater im Jugendamt Region IV. Sag mal, ich habe hier Eure Ab- 
rechnung für das letzte Jahr und den Berichtsbogen vorliegen. Also im Großen und Ganzen 
ist alles okay und die Zahlen werden auch wohl stimmen. Aber auf dem Berichtsbogen habt 
ihr "Mädchenarbeit” angekreuzt, Ihr macht aber doch gar keine Mädchenarbeit?” “... .” “Aha, 
ja verstehe: Euer Praktikant hat einen Bastelkurs angeboten und da sind nur Mädchen ge- 
kommen!? Ja dann, dann ist alles in Ordnung mit Eurer Mädchenarbeit. Vielen Dank und 
einen schönen Tag noch, tschüssi.” 


9. Ein Anruf bei einer Beratungsstelle für behinderte Frauen: 

“Hallo, hier ist Eure Fachbehörde. So, nun geht es auch Euch an den Kragen. Ich muss Euch 
ausrichten, dass auch bei Euch gestrichen wird.” “... .””Wieso nicht? Natürlich, Ihr seid doch 
ganz normale Menschen. Ihr habt doch auch den Hamburg-Marathon mitgemacht; darum 
wird auch bei Euch gestrichen.” 


10. Ein Anruf bei einer Frauenberatungsstelle: 

“Hallo mein” Name sag’ ich nicht. Aber ich habe gehört, dass Ihr Frauen hilft bei Problemen. 
Und dass deshalb die Frauen Probleme haben, denn wenn es die Frauenberatungsstellen 
nicht gäbe, kämen die Frauen nicht auf die Idee, dass sie Probleme haben könnten. Und das 
ist mein Problem jetzt, dass ich eigentlich kein Problem hab’ aber Euch doch nicht arbeitslos 
machen möchte und deswegen hab’ ich mir folgendes Problem ausgedacht. Also es könnte 
ja zufällig so sein, dass ich vielleicht ... .” “... .” “Ach so, so wirkt das nicht. So geht das 

nicht bei Euch?” 


11. Ein Anruf bei der Beratungsstelle Mädchen und Sucht: 

“Hallo, wir sind fünf Schülerinnen von der Max-Brauer-Gesamtschule und haben jetzt im 
Unterricht das Thema Drogen’ und so. Und nun hat unsere Lehrerin gesagt, wir sollten mal 
zu Ihnen, denn Sie kennen sich da gut aus und können uns viel erzählen!” “... .” Ach, nicht 
mehr? Oh, und wer kann uns dann sonst ...?” “... ."Ach so, das ist aber blöd!” 


12. Ein Anruf bei der Sportjugend: 
Hallo, hier ist Sven von der Orga-Gruppe Fußballcontainer. Also, es geht um dieses Jugend- 


fußballturnier. Du weißt schon, erst in den Bezirken und dann um den Hamburg-Pokal, ja, 
genau. Also, das hat uns letztes Mal reichlich gestunken, wie die Jungs so tierisch aggressiv 
waren, so den Effenberger haben raushängen lassen und so. Ja, und um das mit den Aggros 
mal ein bisschen runterzuschrauben haben wir gedacht, jedes Team, das mitmachen will, | 
muss mindestens ein Mädchen in der Mannschaft aufstellen. Und das Ergebnis des Spiels 

wird auch nur dann bewertet, wenn das Mädchen auch mindestens ein Tor geschossen hat. 

Prima Idee, was? Auch von wegen Gleichberechtigung und so. Heißt dann auch nicht mehr 
Mannschaft sondern Menschschaft.!” 


13. Ein Anruf bei der Senatorin für Soziales und Familie (und Frauen!): 
“Guten Tag Frau Senatorin, mein Name ist Lieschen Müller und ich habe da ein Problem: 


Ich bin eine junge Frau und ...” “... .” “Ach so, das ist kein Problem? Na ja, aber hier in Ham- 
burg haben die Frauen doch ...” “... .” “Wie bitte, die Gleichberechtigung ist strukturell veran- 
kert in unserer Freien und Hansestadt? Wo denn, wie denn?” “... .” “Noch mal, bitte. 


Steht im Grundgesetz. Für alle Frauen ..., im Kinder- und Jugendhilfegesetz, für alle Mäd- 
chen und jungen Frauen bis siebenundzwanzig Jahren. Im Hamburger Ausführungsgesetz 
steht auch noch was für Mädchen und junge Frauen drin. Und dann noch die UN-Kinder- 
rechtskonvention. Und natürlich das Gender Mainstreamingprinzip der Europäischen Union. 
Toll, was Sie alles wissen! Aber, wo setzen sich dann alle diese Gleichberechtigungsgesetze- 
und Vorschriften um hier in Hamburg? Denn das würde dann doch heißen: Mädchen können 
alles und Mädchen können alles werden!?” “... .” “Ach so, ja jetzt verstehe ich das. Ja, dann 
stimmt das auch. JEDE kann ja Sozialsenatorin werden!” 


Marja L. Evers, Dolle Deerns e.V. 


“Familienfreundliches 

Hamburg” - alltägliche Demütigung 
von Unterschichtsmüttern auf 

dem Sozialamt - 


Das Arbeitsprinzip der Straßensozialarbeit Rahlstedt ist seit 1981 akzeptierend und gan- 
heitlich, was bedeutet, jeden Menschen, der zu uns kommt so zu akzeptieren wie er ist mit 
allen Stärken und Schwächen und ihn zu verstehen auf dem Hintergrund seiner familiären 
und kulturellen Herkunft und seines gesamten sozialen Umfeldes. In der Konsequenz führt 
dies dazu, dass wir uns in unserer Arbeit für alle Belange dieser Menschen in erster Linie 
zuständig fühlen und nur dann weiterverweisen, wenn unsere eigene Fachlichkeit nicht aus- 
reicht. Auch dann sehen wir es jedoch als unsere Aufgabe entsprechende professionelle 
Kontakte herzustellen beziehungsweise unsere Begleitung anzubieten, wenn der/die Betref- 
fende sich alleine nicht traut fremde Hilfe in Anspruch zu nehmen. Wir arbeiten parteilich, d.h. 
wir setzen uns für die ständig wachsende Zahl von Menschen ein, die an den Rand dieser 
Gesellschaft gedrängt werden. 

Heute scheint unser Arbeitsansatz mit seiner humanistischen Weltsicht nicht mehr gefragt. 
Wir sind bestenfalls Dinosaurier aus längst vergangener Zeit - aber umso wichtiger. 

Seit 3 Jahren beobachten wir in unserem Projekt die dramatische Zunahme der Verweige- 


rung von Sozialhilfeansprüchen bei alleinerziehenden Müttern. Wir gehen davon aus, dass 
nur ca. 10% der Mütter aus dem Großraum Rahlstedt, die nicht zu ihrem Recht kommen, 
von unserem Projekt Kenntnis haben und sich hilfesuchend an uns wenden. 

Die Zugangssteuerungsexperimente der Sozialämter führten dazu, dass Sachbearbeiter im 
Wettlauf vorauseilenden Gehorsams sich an Willkür und Gutsherrenartgebaren überbieten. 
Verachtung von Menschen aus der Unterschicht darf wieder offengezeigt werden und davon 
wird reichlich Gebrauch gemacht. — Vorbei mit dem zwanghaften Vorspielenmüssen von 
Akzeptanz. 


Um ihren Rechtsanspruch gegenüber dem Sozialamt durchsetzen zu können müssen sich 
diese Mütter in der Regel viermal von uns beraten lassen. Nach den Erfahrungen der letzten 
Jahre haben diese Mütter circa dreimal im Jahr massive Schwierigkeiten Leistungen nach 
dem BSHG zu erhalten. Jede Woche kommen etwa drei neue Mütter zu uns in die Beratung; 
das ist ein Beratungsumfang von ungefähr 150 Müttern jährlich. Zusammengefasst gehen 
wir mittlerweile von 1.800 Sozialberatungen alleinerziehender Mütter pro Jahr aus; Tendenz 
steigend. Oft arbeitet unser Team bis 24 Uhr nachts in der Sozialberatung. 

Was in dieser Darstellung wie Einzelfälle wirken könnte ist heutige ganz alltägliche 
Normalität. 


Hinter diesen nackten Zahlen verbergen sich menschliche Schicksale und massive 
Existenzbedrohung und Ausgrenzung derer, die am gesellschaftlichen Rande unserer rei- 
chen Freien und Hansestadt Hamburg leben. Es ist unerhört mit ansehen zu müssen, wie 
gestandene Frauen, die sich abmühen ihre Kinder die Armut nicht spüren zu lassen und sie 
halbwegs in Würde großzuziehen, von den Dompteurversuchen ihrer Sachbearbeiter an 
den Rand des Nervenkostüms gebracht immer mehr zusammenbrechen. 


Grundsätzlich kämpfen diese Mütter um die sozialhilferechtliche Anerkennung als 
“Alleinerziehende”, was entsprechend höhere Regelsätze beinhaltet. 

Da wird Fahrgeld für die Arbeitssuche nicht bewilligt, Bekleidungsgeld zuwenig oder gar 
nicht gezahlt, Wohngeldansprüche nicht anerkannt, Wohngeld bis zur Zwangsräumung nicht 
regelmäßig gezahlt. Bei Mietschulden, die aus unwirtschaftlichem Verhalten der Haushalts- 
vorstände entstanden sind, wird nicht mehr Rücksicht auf die Situation der Gesamtfamilie 
genommen, was zur Räumungsklage führt. Vermehrt wird seitens des Sozialamtes versucht, 
alleinerziehende Mütter mit unter 3-jährigen Kindern über Zeitarbeitsfirmen in “Lohn und Brot 
zu bringen. Bei nicht erfolgreicher Arbeitssuche der Sozialhilfeempfänger gehen die Maßre- 
gelungen mittlerweile bis zur völligen Einstellung der laufenden Hilfe zum Lebensunterhalt. 
Es geht sogar soweit, dass das BSHG gebrochen wird, indem die Kinder in Sippenhaft ge- 
nommen werden und ihre ihnen rechtlich verbürgte laufende Hilfe gekürzt oder gestrichen 
wird, um Druck auf die Eltern auszuüben. Kindergartenbeiträge werden mit dem Argument 
der häuslichen Ersparnis zum Teil von der laufenden Hilfe abgezogen, was zur Folge hat 
dass viele Familien besonders Migrantenfamilien darauf verzichten ihre Kinder in einem KTH 
anzumelden, was nicht nur bei unseren deutschen Unterschichtskindern sondern besonders 
bei den Migrantenkindern massiv zu Lasten der Integration geht. Besonders bei schwange- 
ren Jungerwachsenen haben die Verstöße gegen die Beratungspflicht (85 BSHG) gravieren- 
de Folgen und lassen die Schwangerschaft zur Existenzbedrohung werden. Hinzu kommt die 
stigmatisierende Praxis der Gutscheinvergabe für Schwangerschaftsbekleidung. Babyerst- 
ausstattung wird erst nach der Geburt des Kindes bewilligt, doch das ist ja nichts Neues. 


Der Grundkonsenz der ehemals liberal humanistischen Gesellschaft, sich zumindest nach 
außen den Anschein zu geben der am Rande lebenden Bevölkerung akzeptierend und inte- 
grierend gegenüberzutreten, erscheint im ausgehenden Neoliberalismus endgültig 
aufgekündigt. 


Wir, die wir tagtäglich damit konfrontiert werden, wie quasi jedem mittellosen Menschen von 
vorneherein Betrug unterstellt wird, sind gelinde gesagt grotesk berührt, wenn wir - auch das 
tagtäglich — durch die Medien erfahren, wer wieder aus den Reihen derer, die satt und sahnig 
vom Reichtum dieser Stadt profitieren Steuern in Milliardenhöhe hinterzogen oder Betrug im 
wirklich großen Stil betrieben hat - folgenlos -. 


Wir bieten allen Politikern an bei uns im Projekt Straßensozialarbeit Rahlstedt zu hospitieren 
um die Sorgen und Nöte der Unterschichtsmütter kennen zu lernen. 


Streetlife e.V., Straßensozialarbeit Rahlstedt 


Hilfen für drogenabhängige 
und sich prostituierende Frauen 


Hamburg St. Georg, das heißt Großstadtbahnhofsviertel: Wohngebiet, Rotlichtbezirk 

und Luxushotels, billige Absteigen und Stundenhotels. Beschaffungsprostitution heißt hier: 
Obdachlosigkeit, Krankheit, starke Verelendung und soziale Isolation. Zugleich bedeutet 
Straßenprostitution in diesem Quartier, sich der Brutalität, Misshandlungen und Vergewalti- 
gung durch Freier auszusetzen, die Gefahr, aus der Not heraus auf Verlangen der Freier 
ohne Kondom zu verkehren. 


Der Verein ragazza e.V. leistet in diesem schwierigen Milieu seit 1991 niedrigschwellige 

und akzeptierende Drogenhilfe. Das Team besteht z.Z. aus 1 Geschäftsführerin, 6 Sozialpäd- 
agoginnen, 2 Krankenschwestern, einer Verwaltungsfrau, einer Hauswirtschafterin sowie 
studentischen Hilfskräften. 


Ziel der Arbeit ist es, die weitere Verelendung zu stoppen, die Lebensbedingungen der Frau- 
en in der Szene zu verbessern und letztlich auch Wege aus der Sucht zu finden. Wir sehen 
es als unsere Aufgabe, für die spezielle Gruppe der drogenabhängigen und sich prostituie- 
renden Frauen eine Kontakt- und Anlaufstelle vorzuhalten, die sowohl Ort der Hilfe als auch 
Schutz- und Ruheraum sein soll. Die Klientinnen ihrerseits erleben hier einen Ort, der nur für 
sie da ist und den es zu bewahren gilt. Ihnen steht ein breit gefächertes Angebot offen: 


Wir sind stolz, den bundesweit ersten Druckraum nur für Frauen zu führen! Hier 
stehen drei Raucherinnen- und 6 Plätze zum intravenösen Konsum zur Verfügung. Die An- 
wesenheit fachlich qualifizierter Mitarbeiterinnen gewährleistet die Reduzierung der psychi- 
schen und physischen Schädigungen der Konsumentinnen und trägt dazu bei, einer weiteren 
gesundheitlichen und sozialen Verelendung entgegen zu wirken. 


Unsere Öffnungszeiten orientieren sich an den Arbeitszeiten der Frauen, d.h. viermal in 
der Woche haben wir nachts bis 2.00 Uhr geöffnet. Zudem bieten wir Übernachtungs- 
möglichkeiten und ein Tagesangebot mit Schlafmöglichkeit an. 


Weitere Angebote sind: 


— Beratung und Betreuung 

— Medizinische Grundversorgung 

—  Spritzentausch 

— Essen, Trinken, Wäsche waschen, Duschmöglichkeit 
—  Kleiderkammer 

—- Hilfen bei Schwierigkeiten 

- Freizeitangebote 

— Postadresse für obdachlose Frauen 

—  .„. oder einfach nur Ausruhen, Klönen, Wohlfühlen. 


Drogenabhängige Frauen arbeiten überwiegend nur in einer Prostitutionsform, dem Straßen- 
strich. Die Frauen prostituieren sich für Drogen und sie brauchen die Drogen, um der Prosti- 
tution nachgehen zu können. Gewalterlebnisse psychischer und physischer Art gehören zu 
ihrem Lebensalltag. Da sie nichts anderes kennen, wird die Gewalt als “normal” und zum 
Leben dazugehörig empfunden und durch das Konsumieren von Drogen erträglich gemacht. 


Ein Großteil der Frauen konsumiert Crack, eine Droge, die zu einer großen Unruhe führt. 
Crack als Hauptdroge verändert die offene Drogenszene in großem Ausmaß. Viele Frauen 
berichten von einem stärkeren Aggressionspotential auf der Straße, innerhalb der Szene 
kommt es häufiger zu Diebstählen und zu sogenannten “Abziehdelikten” mit hoher Gewalt- 
bereitschaft. Die Drogengier wird zunehmend extremer, Freundschaften reduzieren sich, jede 
wird zur Einzelkämpferin. Schlafentzug und gestiegene Unruhe verstärken die psychischen 
Auffälligkeiten: Die Frauen sind extrem verelendet, übermüdet und gehetzt. Crack hat gravie- 
rende gesundheitliche Folgen: starke Gewichtsabnahme, Schlafentzug und Erschöpfung, 
Psychosen, multiple Abzessbildung, Lungenentzündungen, Bronchitis und Herzerkrankungen 
sowie Hepatitis und HIV-Erkrankungen durch mangelhafte hygienische Konsumbedingungen 
und ungeschützten Geschlechtsverkehr. 


Unsere Klientinnen sind durch ausgeprägten Drogenkonsum und unzureichende Lebensbe- 
dingungen in einem sehr schlechten körperlichen Zustand. In vielen Fällen war der Einsatz 
von Rettungswagen notwendig. 


— Unser Arbeitsansatz beinhaltet Niedrigschwelligkeit, Szenenähe und Anonymität. 
Niedrigschwelligkeit bedeutet für uns, dass wir keine Zugangsvoraussetzungen oder 
Anforderungen mit dem Besuch unserer Einrichtung verknüpfen. 


—  Szenenah zu agieren ist für uns auf drei Ebenen bedeutsam: 
— Inhaltlich orientieren wir uns mit unseren Angeboten flexibel an den 
Bedürfnissen der Klientinnen 
— Räumlich erreichen wir die Frauen mit Streetwork dort, 
wo sie leben und arbeiten 
—  Zeitlich orientieren wir uns an den Lebensrhytmen der Frauen. 


— Anonymität ist für unsere Klientinnen die Grundlage, auf der sich Vertrauen zu uns 
entwickeln kann. 


Wir arbeiten prinzipiell akzeptanzorientiert, das bedeutet wir akzeptieren den Lebensstil 
unserer Klientinnen als eine Verhaltensalternative, die sie für den jetzigen Zeitraum selbst 
gewählt haben. Akzeptanzorientierung beinhaltet für uns aber auch, die Drogenkonsument- 
innen in ihrer Eigenverantwortlichkeit und Handlungsautonomie ernst zu nehmen. 


Unsere frauenspezifische Suchtarbeit hat die Lebenssituation von Frauen zur Grundlage 
und berücksichtigt in jeder Arbeitsphase das Frausein. Drogenkonsum und spätere Abhän- 
gigkeit sind oftmals mit Essproblemen oder Erfahrungen sexuellen Missbrauchs in der Kind- 
heit gekoppelt, der oftmals durch weitere sexuelle Gewalterfahrungen in der Szene seine 
Fortsetzung findet. Gemischte Einrichtungen bieten für Frauen keinen Raum, um über 
Angst, Scham und Wut zu sprechen und Erlebtes im Zusammenhang mit der Prostitution 
oder früheren Erfahrungen an die Oberfläche dringen zu lassen. 

Frauenspezifisches Angebot, das heißt für uns zunächst, den Frauen einen eigenen Schutz- 
und Ruheraum zur Verfügung zu stellen, zu dem Männer keinen Zutritt haben. 


8.975 Besucherinnen haben wir in 2001 gezählt, 5.286 mal wurde der Konsumraum genutzt, 
821 Frauen haben unser Übernachtungs- und Tagesschlafangebot angenommen, 6.723 
Frauen haben wir über Straßensozialarbeit erreicht, in unserer Einrichtung wurden über 
5.000 kostenlose, aus Spendenmitteln finanzierte Mahlzeiten verteilt. 


Ragazza e.V. 


“Ohne das Cafe wäre 
die Hälfte von uns tot” 


Das ist die Antwort einer jungen Frau auf die Frage, was das Caf& Sperrgebiet für sie ist. 
Andere finden im Cafe einen Ort zum Reden, eine Zuflucht — männerfrei, einen Platz der 
Erholung — zum Schlafen, essen duschen, einen Ruheort zum Sorgen ausschütten, abschal- 
ten oder auch ein sicheres Zuhause von dem aus weiter in die Welt geblickt werden kann. 
Das Cafe Sperrgebiet ist seit 1985 in St. Georg zu finden. Der Beginn war nicht einfach. 
Politiker in Hamburg sahen damals keine Notwendigkeit eine Anlauf- und Beratungsstelle für 
minderjährige und junge Prostituierte zu finanzieren. Die jungen Frauen waren aber bereits 
da und gingen anschaffen. Bereits nach einem Jahr, durch Spenden finanzierte Arbeit, war 
ersichtlich, dass die Mädchen und Frauen diese Einrichtung akzeptierten und aufsuchten. 
Jetzt wurde die Arbeit finanziell durch die Stadt Hamburg abgesichert. 

Anfang der 90er dann der zweite Anlauf: Das Tagesangebot musste dringend um eine 
Übernachtungsmöglichkeit erweitert werden. Bisher mussten die Mädchen und Frauen 
abends nach der Öffnungszeit immer wieder auf die Straße geschickt werden. Sie gingen 
nicht nach Hause - sie hatten / haben kein Zuhause. Kinder und Jugendliche haben stets 
ein Zuhause sagten die Politiker, daher ist ein Nachtangebot überflüssig. Auch hier war ein 
Blick auf die Realität nötig, die zeigt, dass Kinder und Jugendliche auf der Straße leben. 
Übernachtung konnte mit einem Umzug in größere Räume 1993 angeboten werden. 

Damit war ein weiteres notwendiges Angebot für Mädchen und Frauen geschaffen 

worden: endlich männerfrei übernachten zu können! 

Die Besucherinnen des Caf& Sperrgebiet haben Erfahrungen mit (geschlossenen) 
Institutionen, mit Familien. Sie kennen Beziehungsabbrüche, Vernachlässigung, Schläge, 
Misshandlungen, sexualisierte Gewalt, Sucht, Reichtum und Armut, das heißt sie kommen 


aus allen nur denkbaren Verhältnissen nach St. Georg. Hier gehen sie anschaffen für Drogen 
—- und nehmen Drogen, um weiter anschaffen zu können. Diese Drogen sind für manche 
“das Beste, das ich kenne” (Zitat eines Mädchens). 

Die Angebote im Cafe Sperrgebiet haben sich von Beginn an der Lebenswelt der Mädchen 
und Frauen orientiert. Es galt und es gilt auch heute, sie zu erreichen, den Kontakt dort wo 
sie leben zu suchen und ihnen einen Ort zum ... zu geben. 

Wir wollen diesen Ort so offen halten, dass jede einzelne diesem Ort ihren Sinn geben kann. 


Anke Mohnert, Cafe Sperrgebiet 


Schließung: 
Schon die Ankündigung 
wirkt zerstörerisch 


Die Behörde entscheidet über Kürzungen und Streichungen von Zuwendungsgeldern. 
Nach welchen Kriterien? Wie kann ein Verständnis von Demokratie in einer Gesellschaft 
bestehen bleiben, in der grundlegende Strukturen diskussionslos gesetzt werden? Mit dem 
aktuellen Vorgehen des Senates, Kürzungen und Streichungen von Zuwendungsgeldern im 
sozialen Hilfesystem vorzunehmen ohne dieses Handeln unter fachlichen Gesichts- 
punkten zu begründen und ohne die fachlich versierten Mitarbeiter der freien Träger in den 
Entscheidungsprozess einzubeziehen, wird deutlich, wie schwierig die Kommunikation und 
Koordination zwischen der Behörde und den Einrichtungen ist. Es wird anscheinend kein 
Wert auf Transparenz gelegt. Vielmehr wird das “zu frühe Durchsickern von Informationen” 
von denen, die die Entscheidung zu vertreten haben, als bedrohlich erlebt. Diese Abwehrhal- 
tung lässt die Entscheidungskriterien willkürlich und wenig durchdacht erscheinen. 


Die Klienten, die im SUBway betreut werden, entsprechen in vieler Hinsicht nicht dem 
Durchschnitt von Drogenabhängigen. Die konzeptuelle Ausrichtung auf gewaltbereite, 
strukturablehnende und psychotische Klienten beschreibt eine besonders hilfsbedürftige 
Zielgruppe. Die dort betreuten Menschen sind unter anderem deutlich älter, häufiger obdach- 
los, weniger in die Gesellschaft integriert und leiden zumeist unter gravierenden körperlichen 
und psychischen Krankheiten. Im Laufe ihrer jahrelangen Drogenabhängigkeit haben sie oft 
sämtliche Bezüge zur “Normalgesellschaft” verloren. Die häufig riskanten Konsummuster 
bilden eine selbstzerstörerische Grundhaltung ab, die sich bei verstärkter Bedrohung und 
Verfolgung auch gegen andere richten kann. Derart im Abseits, entsteht leicht eine erhöhte 
Gewaltbereitschaft. Verständlich wird dies, wenn man berücksichtigt, dass viele der Betroffe- 
nen Sozialisationserfahrungen haben, die durch schwere psychische und physische Miss- 
handlungen geprägt sind. Gewalt wurde als angemessene Form der Kommunikation, Ausein- 
andersetzung und Konfliktlösung erfahren. Willkürliche und unberechenbare Lebensbedin- 
gungen führen dazu, dass Gesellschaftsregeln nicht erlernt werden und dass die Umwelt als 
bedrohlich und ablehnend erlebt wird. Dies bedingt dann eine niedrige Gewaltschwelle, da es 
angemessen erscheint, sich gegenüber Bedrohungen sofort und rigoros zu wehren, um sich 


durchzusetzen und um zu überleben. Verstärkt wird diese Tendenz noch durch eine deutlich 
herabgesetzte Frustrationstoleranz. Sie führt aber ebensooft zu Rückzugsstrategien, z.B. 
zum Ausblenden von Sachlagen oder zu situationsunangemessenen Reaktionen. Behörden- 
briefe werden nicht mehr geöffnet, Termine nicht mehr zur Kenntnis genommen usw. Das 
daraus entstehende Chaos führt bei vielen Klienten zu einer resignativen Haltung. Irgend- 
wann scheint es sich nicht mehr zu lohnen, noch etwas zu unternehmen, um Dinge in Ord- 
nung zu bringen. Wartezeiten werden als unangemessen erlebt. Wenn sich doch eh nichts 
erreichen lässt, wozu denn noch warten? Es kommt leicht zum Empfinden von Willkür, wenn 
die gesellschaftlichen Regeln nicht verstanden werden. Um dieses Klientel zu erreichen, 
braucht das Drogenhilfesystem niedrigschwellige Angebote. Stabile Strukturen, die 
Orientierung und ein Gefühl von Sicherheit ermöglichen, sind unerlässlich. 


Die Mitarbeiter des Drogenhilfesystems sind es, die einen Teil der Vermittlung zwischen 

der Gesellschaft und den Abhängigen übernehmen. Drogenarbeit erfordert neben der Akzep- 
tanz dieser anderslebenden Menschen sowohl Fachkenntnisse als auch ein erhöhtes Maß 
an Einsatzbereitschaft.. Es ist erforderlich, die Maßstäbe der verschiedenen Gruppierungen 
zu kennen und zu verstehen. Die erst dann mögliche Auseinandersetzung mit den Ursachen 
der Ausgrenzung ist ein wichtiger Faktor in der Entwicklung unserer Gesellschaft. Unerläß- 
lich für diese schwierige Arbeit ist eine Planungssicherheit und ein steter Austausch zwischen 
dem Klientel, dem Hilfesystem, der Behörde und der Politik. Erst der Dialog ermöglicht eine 
verantwortungsvolle Steuerung von Maßnahmen und damit eine effektive Drogenpolitik. 


Das aktuelle Vorgehen der Behörde führt demgegenüber dazu, dass die Mitarbeiter das 
ohnehin belastende Arbeitsfeld als unsicher erleben. Der zunehmende Druck führt nicht 
selten zu einer beruflichen Umorientierung oder zu vermehrten Erkrankungen. Im Verhältnis 
zu den Klienten kommt es zu Beziehungsunterbrechungen und -abbrüchen. Eine tiefe Ver- 
unsicherung führt zur Destabilisierung von therapeutischen Prozessen und zu extremen 
Belastungen. Die negative Grundstimmung in der Einrichtung kann so in den Vordergrund 
treten, dass bestehende Entwicklungsprozesse behindert oder zerstört werden. Für die blei- 
benden Mitarbeiter bedeutet dies Veränderung (bis hin zum Zerfall) bestehender Strukturen. 
Ein großer Teil der Arbeitszeit und Energie der Mitarbeiter muss darüberhinaus für den Erhalt 
der Einrichtung verwandt werden und wird dem Klientel von der ohnehin knapp bemessenen 
Betreuungskapazität abgezogen. Die Klienten erleben sich als vernachlässigt, als “nicht so 
wichtig”, fühlen sich abgelehnt. Es entsteht ein Teufelskreis, der nicht selten 

zur Eskalation führt. 


Der an Brandrohdung erinnernde soziale Kahlschlag führt dazu, dass sich punktuelle 
Veränderungen im gesamten Hilfesystem bemerkbar machen. Das soziale Hilfesystem hat 
sich im Laufe von Jahrzehnten entwickelt, es ist schneller zerstört als wiederaufgebaut. Das 
Fachwissen und die erarbeiteten Kompetenzen drücken sich in den verschiedenen Konzep- 
ten der Einrichtungen aus. Sie verdeutlichen die Spezialausrichtungen, die notwendig sind, 
um auf die vielfältige Hilfsbedürftigkeit der Menschen zu reagieren, die die An-forderungen 
dieser Gesellschaft nicht erfüllen können oder die dem System nicht entsprechen. Die Hilfen 
zur Reintegration dieser Menschen oder zumindest die Minderung des Elends kann als Maß- 
stab des demokratischen und sozialen Verhaltens einer Gesellschaft angesehen werden. Die 
Abkehr von der sozialen Verantwortung — und damit das Versperren eines potentiellen Zu- 
gangs zur Gesellschaft — ist ebenso unmenschlich wie gefährlich. 

Eine weiter verstärkte Kluft zu sozialen Randgruppen wird unweigerlich zu verstärkten 
Übergriffen, Feindbildern und Aggressionen führen. 


SUBway 


Gedanken zur 
derzeitigen Senatspolitik 


“Mit aller Härte gegen die Dealer und alle Hilfe den Süchtigen!” So der Slogan, welcher 
durch die Presse geistert und die angeblich neue politische Haltung des Herrn Schill und 
der CDU umschreibt. 

Was sagt uns dieser Satz? Kampf dem Bösen und Hilfe den Opfern? Versuchen 

wir den ersten Teil der Parole zu analysieren, müssen wir uns als erstes fragen, wer sind die 
Dealer? Da sind sich ja fast alle einig, sie sind schwarz (wie das Böse schon immer). Schlim- 
mer noch, sie kommen sogar aus Afrika, geben sich in Deutschland als minderjährig aus, um 
der strafrechtlichen Verfolgung zu entgehen und um vorsätzlich zu dealen. Dahinter stecken 
nicht etwa persönliche Schicksale, evtl. traumatische Fluchtgründe? Nein, allein die Gier 
nach Reichtum und Geld treibt sie hier her. 

Selbst Christine Baumeister scheut sich nicht, auf diese Stigmatisierungen zurück zu grei- 
fen. Im Modus dieser zeitgeistigen Simplifizierung, rechtfertigt sich natürlich der Brechmittel- 
einsatz, selbst der Tod eines Menschen, lässt seine Befürworter nicht aufgeben. Im Gegen- 
teil, seine abschreckende Wirkung wird nochmals untermauert. Da winkt er, der Foucault, 
am Horizont. Eigentlich war er der Meinung, das westliche Straf- und Rechtssystem sei in 
der Moderne ein sich selbsttragendes immanentes System. Die Marter, speziell die öffentli- 
che Marter, gehörten in das Mittelalter! . Jedoch bei einer derartigen Bedrohung zaubern wir 
diese wieder aus dem alten Hut. Vor allem, wenn wir auf ein gesellschaftliches Problem aus 
politischen, finanziellen oder ethisch-moralischen Gründen keine Antworten, auch keine 
strafrechtlichen finden können oder wollen. 

Aber warum dann nicht konsequent? Mittels der schon praktizierten Rasterfahndung, werden 
alle potentiellen Dealer erfasst und zu der öffentlich durchzuführenden Brechmittelvergabe 
vorgeladen. Der interessierte Bürger und seine Familie kann dieser Veranstaltung natürlich 
freiwillig beiwohnen, um sich zu überzeugen mit welcher Härte das Rechtssubjekt “Senat” 
zurückschlagen kann. 

Widmen wir uns dem zweiten Teil der Aussage, der Hilfe für die Süchtigen. Real sieht sie so 
aus, dass die sogenannten “Süchtigen” seitens der Exekutive durch das gesamte Stadtgebiet 
gejagt werden. Die Situation dieser Menschen hat sich in psychisch- und physischer Hinsicht 
verschlechtert, sie sind oft nicht mehr in der Lage ein Hilfsangebot anzunehmen. Wenn man 
das auch gern verdrängt, aber es braucht auch gewisse Zugangsvoraussetzungen, um das 
Hamburger Hilfesystem in Anspruch nehmen zu können. Abgesehen von vielen anderen 
Punkten, ist eine Grundvoraussetzung, dass die Menschen einigermaßen ausgeruht und 
ansprechbar sind. Viele dieser Voraussetzungen schaffen die niedrigschwelligen Angebote 
und es ist notwendig hier noch einiges mehr zu investieren? . 

Aber “Alle Hilfe den Süchtigen” scheint zukünftig zu meinen, das Infektionsrisiko zu erhöhen, 
die Überlebenschancen zu verringern, eine längere Inhaftierung zu ermöglichen? 

Wir arbeiten an der vordersten Linie, um die sogenannten “sozialen” Funktionen auszuüben 
und Abhilfe bei den gröbsten Mängeln des Marktes zu schaffen. Jedoch fehlt es an den 
erforderlichen Mitteln, dieser Aufgabe wirklich gerecht zu werden. So kommen wir uns 
zwangsläufig angeschmiert vor. 

Ganz klar wird von der Politik der Ansatz vertreten, wer die vorhandenen Angebote nicht 
annehmen will, bleibt draussen? . Bedeutet dies, das der Staat und die Gesellschaft nicht 
mehr bereit sind, die Verantwortung für eine unliebsame Gruppe zu übernehmen, die sie 
selbst produziert hat? Kann sich gerade die Christlich Demokratische Union einen solchen 
Ansatz überhaupt leisten? Heißt es nicht im Neuen Testament: “Was ihr getan habt einem 
von diesen meinen geringsten Brüdern, das habt ihr mir getan* .. Aber vielleicht sind die 
Herren nicht so bibelfest um schnell auch mal dabei die “Nächstenliebe” nur noch 


unter dem Gesichtspunkt der neoliberalen Marktlogik zu betrachten. 

Es ist völlig unverständlich, wie nach jahrelanger mühsamer Arbeit der niedrigschwellige 
akzeptierende Ansatz einfach gekippt werden soll. Zumal für die Etablierung 
niedrigschwelliger Einrichtungen nicht altruistische Überzeugungen die Grundlage waren, 
sondern sie schon damals nur aus Einsicht in die Notwendigkeit erfolgte. 

Wir als Laufwerker haben auch ganz unterschiedliche Überzeugungen in bezug auf unsere 
Arbeit, wir streiten und diskutieren oft und generell sperren wir uns auch nicht gegen neue 
oder andere Ansätze in der Arbeit. Nur fragen wir uns warum ein schon mehrfach gescheiter- 
tes Konzept plötzlich erfolgreich sein soll? Wir sehen diesen Prozess als zerstörerisch und 
destruktiv und er wird viele Opfer kosten. 

Auf einem Arbeitskreis wurden wir von Herrn Wersich gefragt, ob uns die Arbeit manchmal 
frustriert? Uns frustriert, diese menschenverachtende Politik und dass wir als Professionelle 
und Spezialisten nicht gehört werden. Das lässt uns hilflos und deshalb wütend werden! 


! Michel Foucault, “Überwachen und Strafen", Suhrkamp Verlag Frankfurt am Main 1976 
Diese Forderungen sind mehrfach verschriftlicht, deshalb gehen wir nicht nochmals darauf ein. 
Die Aussage des gesundheitspolitischen Sprechers der CDU, Herrn Wersich. 
Das Neue Testament, Matthäus25, Vers 40, 1985 Deutsche Bibelgesellschaft Stuttgart 


Projekt Laufwerk 


Hamburg braucht 
die Interkulturellen 
Begegnungsstätten - alle! 


Auf welche Weise plant der Hamburger Senat, die soziale Integration von MigrantInnen 

zu fördern, wenn ausgerechnet Interkulturelle Begegnungsstätten schließen müssen? 

>00 000 € wurden vom neuen Mitte-Rechts-Senat im Begegnungsstättenetat gestrichen, 
damit entfällt ein volles Viertel des bisherigen Budgets für Integrationsangebote. 

25%ige Kürzungen kommen jetzt auf die verschiedenen Träger zu. 

Im Falle der Begegnungsstätten wie auch der anderen betroffenen Projekte demontiert die 
Behörde für Soziales und Familie in einer Mischung aus ideologischer Gegnerschaft und 
inhaltlicher Konzeptionslosigkeit sozial notwendige Infrastruktur. 

Mit ihrer Beratungs- und Qualifizierungsarbeit bieten die Interkulturellen Begegnungsstätten 
genau die sozial notwendigen und arbeitsmarktrelevanten Angebote für Migrantinnen, die 
allerorten unter dem Stichwort Integration angemahnt werden. Wir verstehen Integration 
jedoch nicht als einseitige Anpassung der MigrantInnen an deutsche Normen, sondern 

als sozialen Zusammenhalt auf der Basis gleicher Rechte und verbesserter 
Partizipationschancen der bisher Benachteiligten. 


Die Begegnungsstätten sind niedrigschwellige und gerade in dieser Eigenschaft 
unverzichtbare Beratungs- und v.a. Qualifizierungszentren in sozial benachteiligten Stadttei- 
len. Die kontinuierlich angebotenen - und überall völlig überlaufenden - Deutschkurse geben 
MigrantInnen überhaupt erst eine Grundlage, Arbeit zu finden oder sich weiter zu qualifizie- 
ren. Pro Jahr besuchen z.B. ca. 630 Migrantinnen die Deutschkurse verschiedener Stufen in 
den Begegnungsstätten von verikom, einem der vier Träger Interkultureller Begegnungsstät- 


ten. Dennoch landet jedes Halbjahr die Mehrzahl der DeutschkursbewerberlInn en auf 
Wartelisten, mit ansteigender Tendenz. Die Diskrepanz zwischen dem gesellschaftlichen 
Bedarf an Deutschkursen und den bisher vorhandenen Möglichkeiten ist eklatant. 


Durch Computerkurse, Bewerbungstrainings und berufsorientierende Beratung 

haben die Interkulturellen Begegnungsstätten in den letzten zwei Jahren ihre Qualifizierungs- 
tätigkeit erweitert. Die Interkulturelle Frauenbegegnungsstätte Altona /Ottensen des IKB e.V. 
führt seit mehr als einem Jahr mit großem Erfolg Seminare und Workshops für Existenz- 
gründerinnen durch. Effektive Kooperationen und Netzwerke mit anderen Beschäftigungs- 
trägern und Organisationen ermöglichen, die breite Zielgruppe mit einem auf sie zugeschnit- 
tenen Angebot zu erreichen. Innovative Berufsbildungsprojekte für Frauen im Rahmen des 
europäischen Programms “Equal” stehen bei verikom kurz vor ihrer Umsetzung. 


Mit frauenspezifischen Angeboten wissen die vier Hamburger Frauenbegegnungsstätten 
von verikom und IKB e.V. sich in inhaltlicher Übereinstimmung mit fortschrittlichen Ansätzen 
der Migrationssozialarbeit. Warum Hamburg nun rückwärtsgewandt erfolgreichen Standards 
entgegenarbeitet, ist nicht nachzuvollziehen. 


Von herausgehobener Bedeutung für frauenspezifische Bedürfnisse und Probleme sind die 
Frauenbegegnungsstätten in Altona/ Ottensen, Kirchdorf-Süd, St. Pauli und Wilhelmsburg, 
die mit der Qualifizierungs- und Beratungsarbeit vielen Migrantinnen, die durch den Ehegat- 
ten- und Familiennachzug nach Deutschland gekommen sind, nicht nur unverzichtbare 
Schutzräume, sondern auch persönliche und berufliche Perspektiven bieten. 

Das Zielgruppenspektrum der Begegnungsstätten ist sehr breit und verändert sich mit dem 
Wandel der Gesellschaft. Die BesucherInnen sind Neuzugewanderte, aber auch SeniorInnen 
der sog. ersten Einwanderergeneration, zukünftige StudentInnen wie auch Flüchtlinge. Die 
Sozialberatung ist vielerorts die einzige Anlaufstelle für Menschen, die mit Armut, Arbeitslo- 
sigkeit, ausländerrechtlichen Hindernissen und Verständigungsschwierigkeiten zu kämpfen 
haben, die Gewalt in der Ehe nicht mehr ertragen wollen oder Altenhilfe benötigen, weil sie 
von ihren Angehörigen nicht mehr versorgt werden können. 

Nicht jedoch die behördlich unterstellte “Fürsorgementalität”, sondern die Eigenmotivation 
der Menschen, ihre Situation aktiv zu verbessern, lässt sie kompetente Hilfe zur Selbsthilfe 
nachfragen. Nach wiederholten Erfahrungen führt der Weg zu weiteren Schritten der berufli- 
chen Qualifizierung häufig über die Sozialberatung. 


Mehrsprachiges Fachpersonal und Interkulturelle Kompetenzen bieten einer breiten Zie- 
gruppe eine professionelle Leistung, die in ihren Schwerpunkten von den Teams in den Ein- 
richtungen nach den jeweiligen Bedarfen im Stadtteil konzipiert und fortlaufend auf ihre 
Qualität hin reflektiert wird. 


Konfrontiert mit vielfältigen Problemen sozialer Not und struktureller Benachteiligung, leistet 
die Sozialberatung umfangreiche Informations- und Unterstützungsarbeit, die ohne die Be- 
gegnungsstätten auf die Ämter und sozialen Dienste zukäme. Deren Überlastung und der 
Mangel an Kapazitäten gegenüber einer mehrsprachigen und kulturell gemischten Klientel ist 
allerdings schon überdeutlich. Ämter greifen seit langem regelmäßig auf die vor- und nachbe- 
reitende Arbeit der SozialberaterInnen zurück. Wo heute Sozialberatungsstellen gestrichen 
werden, müssen morgen neue entstehen. Das ist die soziale Realität. 


Die Begegnungsstätten sind als Qualifizierungszentren, Beratungsstellen und Treffpunkte 
für Gruppen und Nationalitätenvereine Teil der sozialen Infrastruktur, die in den meisten 
Vierteln ohnehin schwach ausgebildet ist. Aus der Sicht politischer Verantwortung verbietet 
es sich geradezu, in diesen Stadtteilen soziale Einrichtungen zu schließen. 
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Von Rot-Grün zu Schill 
Politik gegen Flüchtlinge in Hamburg 


Nach vier Jahren Auseinandersetzung mit der rot-grünen Regierung hielten die 

meisten antirassistischen AktivistInnen die Hamburger Flüchtlingspolitik in ihrer Ausgren- 
zungs-, Kriminalisierungs- und Abschiebepraxis kaum mehr für steigerbar. Altersfest- 
stellungen und Botschaftsanhörungen in der Ausländerbehörde, Arbeitsverbote, willkürliche 
Verhängung von Abschiebehaft, Abschiebung von auseinandergerissenen Familien, von 
kranken und traumatisierten Flüchtlingen und im Wahlkampf der Beschluss zur Brechmittel- 
vergabe an vermeintliche Drogendealer - all das war bereits rot-grüne Innenpolitik, und es 
war nicht verwunderlich, dass im neuen CDU/Schil/FDP-Koalitionsvertrag das Thema 
“Ausländer- und Asylpolitik” explizit überhaupt nicht erwähnt wird, sondern lediglich unter 
den Stichworten “Innere Sicherheit” und “Strafvollzug” etwas dazu zu finden ist. Die Hambur- 
ger Ausländerbehörde praktizierte doch eh schon längst, was Schill wollte! Aber der Einfalls- 
reichtum von Behörden, Politikern und Medien wurde von uns unterschätzt — ein paar Bei- 
spiele aus den letzten Monaten sollen dies veranschaulichen. 


Rassistische Alters”feststellungen” ... 

Schon seit fast zehn Jahren gibt es in Hamburg (und auch in anderen Städten) Auseinan- 
dersetzungen über die Altersangaben junger Flüchtlinge, die ohne Eltern nach Deutschland 
einreisen, insbesondere aus afrikanischen Ländern. Die Behörden glauben ihnen nicht, wenn 
sie angeben, minderjährig zu sein, egal ob sie Papiere vorlegen oder nicht, und setzen ihr 
Alter willkürlich höher. Folge ist zum einen, dass sie aus dem System der Jugendhilfe her- 
ausfallen und so den Staat viel billiger kommen. Zum andern sind sie laut Asylverfahrens- 
gesetz ab 16 Jahren “asylmündig”, das heißt: sie müssen ihr Asylverfahren ohne Vormund 
betreiben und können in andere Bundesländer umverteilt werden. Unter 16jährige unbeglei- 
tete Flüchtlinge müssen dagegen dort, wo sie ankommen, in einer Erstversorgungsein- 
richtung für Jugendliche untergebracht werden, bekommen einen Vormund zugeteilt und 
müssen zur Schule gehen. Später haben sie bei “erzieherischem Bedarf” die Möglichkeit, 

in eine betreute Jugendwohnung zu ziehen. 


“Ältermachen” ist deshalb für Hamburg inzwischen zur gängigen Methode geworden, um 
junge Flüchtlinge los zu werden. Ohne jegliche Betreuung landen sie in den Zentralen 
Aufnahmestellen (ZASt) für erwachsene AsylbewerberInnen, die meisten in den östlichen 
Bundesländern, oft in Kasernen mitten im Wald, ohne Möglichkeit zum Schulbesuch und zu 
sozialen Kontakten. Viele halten es dort nicht aus und kommen “illegal” wieder nach Ham- 
burg zurück. 

Die Methoden der “Altersfeststellungen” sind auch unter ExpertInnen umstritten. 

In Hamburg geschieht die Altersschätzung zum einen per “Inaugenscheinnahme”durch 
SachbearbeiterInnen der Ausländerbehörde, die z.B. Weisheitszähne, Bartwuchs oder Kör- 
pergröße “begutachten”, zum andern durch medizinische “Untersuchungen”, z.B. der Zähne, 
der Sexualorgane und der allgemeinen körperlichen Entwicklung. Das in der Ärzteschaft 
umstrittene Röntgen der Handwurzelknochen darf eigentlich nur auf Gerichtsbeschluss 
durchgeführt werden, da Röntgen ohne medizinischen Grund als Körperverletzung gilt, 
wenn keine Straftat vorliegt. 


„.. und Kriminalisierung der Betroffenen 
Seit einigen Jahren wird jedoch aus einer angeblich falschen Altersangabe von Behörden 
und Justiz der Straftatbestand der “mittelbaren Falschbeurkundung” konstruiert. Das führt 


dazu, dass neu angekommene oder auch von der Polizei irgendwo in der Stadt aufgegriffene 
Jugendliche (in solchen Fällen meistens junge Schwarze) allein deswegen festgenommen 
und einer erkennungsdienstlichen Behandlung zugeführt werden, weil man sie für älter hält 
als sie selbst angeben. In der letzten Zeit passiert dies auch Flüchtlingen, die bereits vor 
Monaten oder gar Jahren eingereist sind und als unter 16jährige anerkannt wurden, wenn 
sie z.B. in der Ausländerbehörde ihre Aufenthaltspapiere verlängern oder beim Sozialamt 
Geld abholen wollen. Insbesondere Afrikanern werden generell falsche Alters- und Identitäts- 
angaben unterstellt, und vorgelegte Papiere, z.B. Schülerausweise oder Geburtsurkunden, 
werden als Fälschungen diffamiert. 


Gemäß einer (umstrittenen) rot-grünen Koalitionsvereinbarung können von der Auslän- 
derbehörde “Ältergemachte” ihr Alter innerhalb von zehn Tagen bei einem Arzt überprüfen 
lassen. Seit dem Wahlsieg der CDU/Schil/FDP-Koalition dürfen diese Altersuntersuchungen 
nicht mehr bei niedergelassenen Ärzten gemacht werden, sondern nur noch im Institut für 
Rechtsmedizin. Als Begründung führte die Ausländerbehörde an, Ärzte seien von Jugendli- 
chen bedroht worden. Laut Aussage von Ärzten war dies nicht der Fall, sondern im Gegenteil 
fühlten die Ärzte sich durch Strafanzeigen und Auflagen der Ausländerbehörde derart unter 
Druck gesetzt, dass sie sich von der Ausführung der Altersuntersuchungen zurückzogen. 

In der Ausländerbehörde werden inzwischen so gut wie alle Neuangekommenen “älter- 
gemacht”, im Institut für Rechtsmedizin ebenfalls. In den letzten Monaten gab es durch- 
schnittlich nur noch 14 Jugendliche, die als unter 16 akzeptiert wurden, während in früheren 
Jahren zeitweise bis zu 100, im Schnitt 30-40 solcher Jugendlichen pro Monat in Hamburg 
ankamen. Außerdem werden viele Jugendliche, die bereits seit längerer Zeit in Jugendhilfe- 
einrichtungen leben, nachträglich für älter erklärt und trotz Versuchen, juristisch dagegen 
anzugehen, in andere Bundesländer umverteilt 


Das systematische “Altermachen” hat zudem eine Abschreckungswirkung: Neuange- 
kommene müssen Umverteilung und Kriminalisierung befürchten, auch später finden sie 
keine Ruhe, es gibt ständige Kontrollen, Drohung mit Festnahmen und Abschiebung. Nicht 
wenige verlassen deshalb Hamburg und versuchen in anderen Ländern, bessere Lebens- 
möglichkeiten zu finden. 


Eine Folge: Die Jugendhilfeeinrichtungen laufen leer. Massiver Platzabbau wurde angekün- 
digt sowie eine Absenkung des Betreuungsstandards, um noch mehr Gelder einzusparen. 


Botschaftsanhörungen als Dauereinrichtung ... 

Nachdem seit 1999 etwa zwanzig Mal ausländische (insbesondere afrikanische) 
Botschaftsvertreter für jeweils zwei bis drei Tage in der Hamburger Ausländerbehörde resi- 
diert hatten, massenweise Flüchtlinge zwecks “lIdentitätsfeststellung” zur Durchsetzung ihrer 
Abschiebung vorgeladen worden waren, sich dagegen aber auch mit phantasievollen Aktio- 
nen gewehrt hatten, fanden solche rechtswidrigen Verhöre eine Zeitlang nur noch außerhalb 
Hamburgs statt. 

Im November 2001 wurde aber wieder damit begonnen, Botschaftsanhörungen in der 
Hamburger Ausländerbehörde zu veranstalten, zunächst relativ unbemerkt mit Nigeria, dann 
Ende Januar und nochmals Ende April mit einer Delegation aus Burkina Faso und im Februar 
mit Vertretern der gambischen Regierung. 

Diese Aktionen waren von einer massiven Hetzkampagne von Innensenator Schill und der 
Springer-Presse gegen afrikanische Flüchtlinge verbunden, sie würden ihre Papiere vernich- 
ten und ihre “Identität verschleiern”, um unbehelligt hier dealen zu können. Laut “Hamburger 
Abendblatt”, das am 5.2.02 auf der ersten Seite unter der Überschrift “Offensive gegen Dea- 
ler aus Afrika” von den Botschaftsanhörungen als einem weiteren Mittel neben Brechmittel- 
einsatz und Alters”feststellungen” berichtete, gebe es in Hamburg 907 abgelehnte Asylbewer- 


ber mit Herkunftsangabe Burkina Faso. (Hintergrund dieser Zahlen ist, dass bis August 2001 
Hamburg neben Sachsen-Anhalt und früher Schleswig-Holstein das einzige Bundesland war, 
in das AsylbewerberInnen aus Burkina Faso verteilt wurden.) “Mehr als die Hälfte der 143 
derzeit bekannten Rauschgift-Intensivtäter” gäben auch dieses Herkunftsland an. Schill 
behauptet sogar, von den 0.9. 907 seien 615 Drogendealer. 

Mit solchen “Argumenten”, vor allem aber mit Bestechungsgeldern (von “Kopfgeldern” 

für jedes ausgestellte Reisepapier über Musicalbesuch und Stadtrundfahrt bis zur Zusage 
bestimmter “Entwicklungshilfe”-Leistungen) und mit massivem Druck, bei Nicht-Kooperation 
wirtschaftliche ”Hilfe” zu streichen, wird immer wieder versucht, insbesondere afrikanische 
Staaten dazu zu bewegen, auch andere als eigene StaatsbürgerInnen aufzunehmen. Die 
“Botschaftsanhörungen”, die zunehmend nicht mehr nur mit Diplomaten, sondern mit Dele- 
gationen aus den entsprechenden Ländern durchgeführt werden, dienen vor allem 

diesem Zweck. 


„.. Kriminalisierung und Ausweisung von nicht Identifizierten ... 

Laut Presse vom 26.2. waren von 436 Vorgeladenen, die angaben, aus Burkina Faso zu 
stammen, 294 zum Interview erschienen. Von denen wurden nur 38 als Staatsangehörige 
Burkina Fasos “identifiziert”, das heißt, Reisepapiere werden ausgestellt, und ihnen droht 
die Abschiebung. Bei 31 Flüchtlingen sind weitere Prüfungen notwendig. (Zu diesen Zahlen 
ist anzumerken, dass viele ursprünglich aus Burkina Faso stammende AfrikanerInnen in den 
letzten Jahrzehnten auf der Suche nach Arbeit in Nachbarstaaten, z.B. die Elfenbeinküste, 
migriert bzw. dort aufgewachsen sind — auch für Einheimische ist in einem 5-Minuten-Inter- 
view die Staatsangehörigkeit solcher Menschen kaum feststellbar!) 


Die nicht als Burkinabe Identifizierten wurden zur ED-Behandlung beim LKA im Polizeipräsi- 
dium in Hamburg-Alsterdorf vorgeladen. Ihnen droht ein Ermittlungsverfahren wegen “mittel- 
barer Falschbeurkundung”. Außerdem erhielten sie Ausweisungsverfügungen, in denen 
ihnen ihre vollziehbare Verpflichtung zur Ausreise aus Deutschland mitgeteilt wird - wohin, 
wird zwar nicht erläutert, aber die Wirkung der Ausweisung ist unbefristet, gilt also (wenn kein 
Widerspruch erfolgt) auch als Wiedereinreisesperre, falls ein Betroffener “freiwillig” ausreist 
und z.B. nach einer Heirat wieder einreisen will. 

Eine Folge ist, dass den Betroffenen vom Sozialamt die Leistungen nach Asylbewerber- 
leistungsgesetz um den “Taschengeldbetrag” (41 €) gekürzt bzw. in einigen neuen Fällen 
sogar komplett gestrichen wurden mit der Anmerkung, sie könnten ja ihre Mitwirkungspflicht 
erfüllen und Identitätspapiere beibringen, dann bekämen sie wieder Geld. Ebenfalls werden 
alle mit einem generellen Arbeitsverbot bestraft. So kann man Flüchtlinge regelrecht in den 
Drogenhandel drängen! 


.„.. und Fahndung nach nicht erschienenen Vorgeladenen 

Trotz massiver Einschüchterungsversuche sind bei weitem nicht alle Vorgeladenen zu den 
Anhörungen erschienen. Ihre Duldung wurde nachträglich bis zum Zeitpunkt des Interview- 
termins befristet, so dass sie keine Sozialhilfe mehr erhalten können. Bei den Vorladungen 
für die Anhörungen im April wird diese Befristung bereits im Einladungsschreiben angekün- 
digt. Zudem wurden die nicht Erschienenen bundesweit zur Fahndung ausgeschrieben, 
damit sie jederzeit in Abschiebehaft genommen werden können. 


Aus einer Flüchtlingsunterkunft für Jugendliche wurde gemeldet, dass dort am 5.2. zwei 
Mitarbeiter der Ausländerbehörde in Begleitung von vier Polizisten auftauchten, um nach 
einem Vorgeladenen, der eine Krankschreibung geschickt hatte, zu suchen. Der Betroffene 
war zu der Zeit nicht anwesend. Ihm wurde gedroht, wenn er nicht am folgenden Tag in der 
Ausländerbehörde erscheine, werde er abgeholt bzw. seine Duldung ungültig gemacht. Es 
ist zu befürchten, dass solche Besuche nicht nur in einer Flüchtlingsunterkunft stattfanden. 


Vorladung von Kranken in die Ausländerbehörde... 

Das Ignorieren von Krankschreibungen passt auch zu einer Aktion, die am 7.2. parallel zu 
den Botschaftsanhörungen in der Hamburger Ausländerbehörde stattfand: In der Abschiebe- 
abteilung wurden reiseunfähige Flüchtlinge zu einer “Sammelbegutachtung” einem Psychia- 
ter des Allgemeinen Krankenhauses Ochsenzoll vorgeführt, der auf Honorarbasis direkt vom 
ärztlichen Dienst des Einwohnerzentralamtes in der Ausländerbehörde engagiert wurde. 
Besonders pikant: die vorgeladenen Flüchtlinge hatten ihre Krankheit und Reiseunfähigkeit 
bereits durch Atteste von Amtsärzten bestätigen lassen — die jedoch reichen der Ausländer- 
behörde nicht mehr, denn selbst Behördenärzte sind ihr nicht “neutral” genug. Eine Dienstan- 
weisung vom 11.12.01 erlaubt der Ausländerbehörde, bei Zweifeln daran, ob eine Erkrankung 
ein Abschiebehindernis bedeutet, selbst zu entscheiden, welcher ärztliche Sachverstand 
eingeschaltet wird. Neben den Amtsärzten der Bezirksämter stehen z.B. auch das Institut für 
Rechtsmedizin (das offensichtlich mit Altersgutachten und Brechmittelvergabe noch nicht 
ausgelastet ist) oder andere “Facheinrichtungen bzw. Fachärzte” zur Verfügung. Nachdem 
der Hamburger Arbeitskreis Asyl dem o.g. Psychiater in einem Offenen Brief den Titel “Fach- 
arzt für Abschiebung” verliehen hatte, verwahrte sich dieser Arzt dagegen, dass er solche 
Funktionen erfülle und steht seitdem der Ausländerbehörde nicht mehr zur Verfügung. Um 
diese Lücke zu füllen, hat der Arbeitskreis Asyl in der taz Hamburg vom 9.3.02 eine “Stellen- 
anzeige” für eine/n Facharzt/ärztin für Abschiebung aufgegeben. 


„.. und unangekündigte Abschiebung mit ärztlicher Begleitung 

Flüchtlinge mit psychischer Erkrankung und Suizidgefahr sollen ohne vorherige Ankündigung 
des konkreten Reisetermins in Begleitung eines Arztes frühmorgens abgeholt und abgescho- 
ben werden. Am “Heimatflughafen” übergibt der Arzt den “Schübling” dann an einen Arzt 
“oder eine andere Betreuungsperson”. Kontakte mit entsprechenden Einrichtungen im Hei- 
matland aufzunehmen, ist ebenfalls Aufgabe der Ausländerbehörde. “Reisefähigkeit” wird nur 
noch im Sinne einer Flugreisetauglichkeit definiert, und diese könne für einen Flug von Ham- 
burg ins Heimatland fast immer hergestellt werden, z.B. durch ärztliche Begleitung. 


Massenhafte Festnahmen und Brechmitteleinsatz unter 

Inkaufnahme von Toten 

Der neue Hamburger Polizeipräsident Nagel lobt die Politik gegen “schwarzafrikanische 
Drogendealer”, indem er der Presse erzählt, dass in den ersten drei Monaten diesen Jahres 
schon 144 Dealer in Haft genommen wurden - im Gegensatz zu 41 im selben Zeitraum des 
Vorjahres. Erreicht wurde dies mit einer massiven Polizeipräsenz auf fast allen Bahnhöfen 
und Plätzen sowie in öffentlichen Verkehrsmitteln. Als Afrikaner in Hamburg muss man inzwi- 
schen schon bei fünf Minuten Warten auf die S-Bahn mit einer Festnahme rechnen, egal ob 
man mit Drogen zu tun hat oder nicht. 

Seit dem 1.8.01 werden in Hamburg durch das Institut für Rechtsmedizin am UKE Brechmit- 
tel an vermeintliche Drogendealer vergeben, seit Schills Amtsübernahme unter erleichterten 
Bedingungen. Stolz werden Zahlen präsentiert: während von August bis Dezember 2001 
“nur” 36mal Brechmittel eingeflößt wurden, waren es bis Ende März 2002 bereits 74 Einsätze 
— und das trotz des Todes des afrikanischen Flüchtlings Achidi J. nach einem gewaltsamen 
Brechmitteleinsatz am 9.12.01. Dabei geht es nicht, wie behauptet, um die Sicherung von 
Beweismitteln sondern mit dieser Form von Folter ist vor allem Abschreckung und Bestrafung 
bezweckt, ohne dass ein Urteil gegen die Betroffenen vorliegt. Das wird z.B. daran deutlich, 
dass Prof. Püschel am 20.4. dem “Abendblatt” zufrieden berichtete, die Mehrheit der Festge- 
nommenen spucke inzwischen die Drogen lieber “freiwillig” aus bzw. würde sie nicht mehr 
verschlucken. 

“Die Szene ist für die Öffentlichkeit kaum mehr sichtbar”, rühmt Nagel diese Politik. Ob 
Afrikaner dabei sterben, Drogenkonsumentinnen an den Stadtrand oder in dubiose Hotels 
gedrängt werden und durch die Zunahme des Drucks die Brutalität in der Szene steigt, ist 


diesen Herren egal. Wenn dann noch Flüchtlingseinrichtungen, Beratungsstellen und 
niedrigschwelligen Drogenprojekten die Mittel gekürzt werden, ist klar, dass diese Politik 
noch mehr Tote zur Folge haben wird — ob hier in dieser Stadt oder bei Flüchtlingen bei bzw. 
nach ihrer Abschiebung. 


Es ist an der Zeit, solche schikanösen und (menschen)rechtswidrigen Praktiken gegenüber 
Flüchtlingen und anderen sozial benachteiligten Gruppen, bei denen sich die Politik von 
Schily und Schill optimal ergänzen, nicht nur in Hamburg, sondern auch bundesweit zum 
Thema zu machen und Aktionen dagegen zu überlegen. 


Conni Grenz 


Zur aktuellen Situation bei 


verbotenen Drogen 


In Hamburg begann sich Mitte der 90-er Jahre ein für Deutschland vorbildliches Drogenhilfe- 
system zu entwickeln, mit der Unterstützung von Bürgermeister Voscherau. 


Durch den Rot-Grünen Senat wurde dieses Drogenhilfesystems lediglich verwaltet, es kamen 
keine neuen Innovationen hinzu. Damals protestierte die CDU dagegen, damals noch in der 
Opposition, wohl wissend wie viele Menschenleben des Drogenhilfesystems nicht gerettet 
werden können. 


Jetzt regiert die CDU - und der CDU-geführte Senat setzt die Rot-Grüne Politik nicht nur fort, 
sondern er spitzt sie weiter zu, immer mehr Einrichtungen der Drogenhilfe sind gefährdet, 
und damit immer mehr Menschenleben. Wenn die Zahl der Drogentoten in Hamburg jetzt 
wieder steigen wird, hat das die Politik zu verantworten! 


Die finanziellen Mittel für das Drogenhilfesystem werden reduziert, die Öffnungszeiten der 
Einrichtungen verkürzt. Mit diesen Einsparungen werden die repressiven Maßnahmen zur 
Verlagerung der offenen Drogenszene finanziert. Durch den Abbau des Drogenhilfesystems 
wird die Drogenproblematik keinesfalls gelöst und die weitere Vertreibung wird die Szene auf 
ganz Hamburg verteilen. 


Vielleicht finden Sie diese Worte zu hart - wir sind eine Initiative von Eltern von Drogen- 
gebrauchern, und es geht um das Leben unserer Kinder. Aber selbst wenn das nicht so wäre: 
Die Politik des Hamburger Senats im Bereich der Drogenhilfe wird zum Tod von Menschen 
führen - und wir halten es nicht für legitim, für die Verfolgung politischer Ziele den Tod von 
Menschen in Kauf zu nehmen. Denn das bedeutet es - mögen die Ziele des Senats noch so 
edel sein oder klingen: Bei der Verfolgung dieser Ziele nimmt der Senat mehr sog. Drogen- 
tote, den Tod von Menschen, in Kauf. Und der Senat weiß, was er tut, schließlich hat die 
CDU unter Rot-Grün diese Politik, die sie jetzt selbst betreibt, oft genug und zu Recht kriti- 
siert! 


Länderverband der Eltern und Angehörigen für humane und akzeptierende Drogenarbeit Schleswig-Holstein/Hamburg e.V. 
ElIAn - Eltern- und Angehörigeninitiative der akzeptierenden Drogenarbeit e.V. Kreis Stormarn 


Antrag zur Beschlussfassung durch 
die Kammerversammlung der Arztekammer 
Hamburg am 22. 4. 2002: 


Der folgende Antrag wurde einstimmig ohne Gegenstimmen angenommen. 

Die Kammerversammlung möge beschließen: s 

Aus gegebenem Anlass bekräftigt und verdeutlicht die Kammerversammlung der Arztekam- 
mer Hamburg ihre bereits im Oktober 2001 festgestellte Ablehnung der gewaltsamen Einbrin- 
gung von Brechmitteln zum Zweck der Beweissicherung bei Personen, die des Drogen- 
handels verdächtigt werden. 


Die Methode ist mit Risiken für Leben und Gesundheit verbunden und verletzt die Menschen- 
würde, die auch für mutmaßliche Straftäter unveräußerlich ist. Sie verstößt gegen den 
Grundsatz der Verhältnismäßigkeit. 


Ärzte dürfen nicht gezwungen werden, direkt oder indirekt an derartigen Maßnahmen mitzu- 
wirken bzw. sie zu ermöglichen. Das von der Leitung des UK Eppendorf gewählte Verfahren 
der indirekten Beteiligung von Anästhesisten täuscht eine medizinisch, ethisch und juristisch 
einwandfreie Lösung vor, bringt aber für keinen der Beteiligten mehr Sicherheit. Es werden 
im Gegenteil damit Arzte des UKE gezielt in eine ethische und arbeitsrechtliche Konfliktsitua- 
tion gebracht. 


Die eindeutige Lösung ist nur der grundsätzliche Verzicht auf den gewaltsamen Einsatz von 
Brechmitteln zum Zwecke der Beweissicherung bei mutmaßlichen Drogendealern. Die Ärzte- 
kammer fordert die Verantwortlichen auf, diesen Standpunkt zu respektieren. 


Begründung: 

In der Kammerversammlung am 18. Februar wurde ausführlich über das Thema diskutiert. 
Bei zum Teil kontroversen Ansichten gab sich eine große Mehrheit schließlich zufrieden mit 
der Feststellung des Kammerpräsidenten, dass Ärzte nicht gezwungen werden, an derarti- 
gen Prozeduren teilzunehmen. 

Die aktuelle Vorgehensweise des UK Eppendorf zeigt jedoch, dass dies nicht der Fall ist. 
Es wurde in der Zwischenzeit ein Verfahren eingeführt, das eine gezielte Umgehung aller 
Bedenken und Warnungen der Ärztekammer darstellt: 


Anästhesisten müssen bei einem gewaltsamen Brechmitteleinsatz vor Ort sein, dürfen aber 
erst aktiv werden, wenn eine Komplikation eingetreten ist. Das heißt, dieser risikobehaftete 
Eingriff wird gegen den Willen des Betroffenen von in der Behandlung von Notfallsituationen 
völlig unerfahrenen (Gerichts-)Medizinern vorgenommen. Eine Risikoabklärung durch einen 
erfahrenen Kliniker findet nicht statt und es wird in Kauf genommen, dass eine evtl. notwendi- 
ge Rettungsmaßnahme mit zeitlicher Verzögerung stattfindet — dies alles nur, um ein Rechts- 
konstrukt zu schaffen, in dem die Beteiligung des Anästhesisten als nicht ablehnbare Hilfelei- 
stung und nicht als ablehnbare unärztliche Gewaltanwendung erscheint. 


Die verordnete ärztliche "Hilfeleistung” hat aber nur Alibicharakter, denn das per Dienstanwei- 
sung jetzt vorgeschriebene Verfahren lässt eine fachgerechte und der Situation angemesse- 
ne Notfallbehandlung nicht zu: 

Alle Empfehlungen und Richtlinien der anästhesiologischen Fachgesellschaften (DGAI, BDA) 
sehen für einen sog. "Stand by” (Intervention nur im Notfall) — und um eine solche Situation 


handelt es sich hier zweifelsohne — die übliche Prämedikation, Aufklärung und Einwilligung 
des Patienten bzw. Betroffenen vor. 


Überwachungsinstrumente wie EKG, Blutdruckmessung und pulsoxymetrische Sauerstoff- 
sättigung sowie ein gut gesicherter peripherer Venenzugang sind bei den durch die zwangs- 
weise Applikation eines Brechmittels zu befürchtenden Zwischenfällen (u.a. Aspiration, reflex- 
bedingte Asystolle, Laryngospasmus, Bronchospasmus etc.) zwingender Standard der Fach- 
gesellschaften, denn nur so ist ein kunstgerechtes Vorgehen im Fall einer notwendigen Inter- 
vention möglich. 


Wenn eine Notsituation absehbar ist, muss die fachgerechte Versorgung nach den 

üblichen Standards gewährleistet sein; ein Verstoß gegen diese Standards hat normalerwei- 
se empfindliche zivil-, berufs- und strafrechtliche Konsequenzen. Es ist daher auch und 
gerade in dem Fall eines gewaltsamen Einsatzes medizinischer Maßnahmen unerlässlich, 
diese Standards zu gewährleisten und einzuhalten. 


Das Warten in einem Nebenraum auf den Eintritt einer Notfallsituation bei einer dem 
Anästhesisten nicht bekannten Person — wie in der Dienstanweisung gefordert — kann mit 
der Überwachung eines unbekannten "Stand-by-Patienten” aus dem Kaffeeraum verglichen 
werden: Ein Anästhesist würde dafür wegen grober Fahrlässigkeit verurteilt werden, da er 
gegen alle wesentlichen Standards seines Fachgebietes verstoßen hätte. 


Die Ärztekammer darf sich die mit solchen Verfahren bezweckte bewusste Hintergehung 
ihrer Position zum gewaltsamen Brechmiitteleinsatz nicht bieten lassen. 


Sie darf auch nicht zulassen, dass junge Kollegen, die zu dem Problem einen ethisch 

gut begründeten Standpunkt eingenommen haben und sich hierbei auch auf die Position 
der Ärztekammer beziehen, von ihrer Krankenhausleitung durch einen juristischen Winkel- 
zug in Schwierigkeiten gebracht werden. 


Dr. Reinhard Laux, Dr. Ulrich Müllerleile 


Zum Geburtstag viel Glück... 
oder wie das Amt für Jugend 
Präsente verteilt 


Am 1. April diesen Jahres konnte das Projekt “IGLU - Unterstützung für Kinder und ihre 
drogenabhängigen Eltern” seinen 10. Geburtstag feiern. 


Zugegeben: 

in der uns umgebenden Atmosphäre im Sozialbereich muß dies kein Grund sein Geschenke 
zu bekommen. Und doch servierte uns das Amt für Jugend eins: eine Kürzung unserer Zu- 
wendung um 7,5%. Dem Anlaß entsprechend in ein schlichtes Fax verpackt. Unser Beitrag 
zur Haushaltskonsolidierung. Danke schön. 


Haushaltskonsolidierung? Quatsch! Akzentverschiebung ist die Antwort! Gleichzeitig mit den 
Kürzungen bei uns und anderen niedrigschwellig arbeitenden Einrichtungen wird der Etat der 
behördlichen Drogenberatung ‘Kö 16a’ um 16,3% (59.000 Euro) hochgepumpt. Um es in 
behördendeutsch zu verdeutlichen: “Durch aufgabenkritische Umsteuerung, insbesondere in 
den Anteilen akzeptierender Drogenarbeit soll der Schwerpunkt auf zielgerichtete Ausstiegs- 
hilfen gelegt werden.”' 

Ja, aber warum sagt uns das denn keiner? 

Stattdessen wird man, wie in einer Schmierenkomödie der Dorfdepp, unter lautem Gejohle 

(“ Die von Ihnen dankenswerter Weise durchgeführten Veranstaltungen und Fachberatungen 
..., Sind nicht mehr in dem Maße zwingend, wie seinerzeit in Ihrer Zweckbeschreibung darge- 
legt.”)® von der Bühne geleitet. Haben wir gelacht! 


Zugegeben: 

Subsidarität ist ein Fremdwort. Und doch gibt es für diejenigen, die der Fremdworte 

nicht mächtig sind, klare und verständliche Übersetzungen: “Soweit geeignete Einrichtungen, 
Dienste und Veranstaltungen von anerkannten Trägern der freien Jugendhilfe betrieben 
werden oder rechtzeitig geschaffen werden können, soll die öffentliche Jugendhilfe von eige- 
nen Maßnahmen absehen.” Daraus folgt, daß keine öffentlichen Einrichtungen geschaffen 
werden dürfen, wenn der festgestellte Bedarf durch Einrichtungen freier Träger bereits ge- 
deckt ist. 

Genau solch einen Bedarf (nämlich Information und Aufklärung zum Thema Kinder drogen- 
abhängiger Eltern) hat IGLU über 10 Jahre abgedeckt. Jetzt formiert das Amt für Jugend ein 
Suchtpräventionszentrum (SPZ) und erklärt, daß unsere Tätigkeit überflüssig geworden ist. 
Man ist sich im Amt auch nicht zu blöde zuzugeben‘ daß die Kolleginnen dort sich in der 
Materie Kinder drogenabhängiger Eltern nicht auskennen. Damit das SPZ Fortbildungen zu 
diesem Thema anbieten kann bittet das Amt uns, sie für ihre Arbeit fit zu machen. Finanziert 
wird das Ganze dann mit der bei uns gestrichenen Kohle (siehe oben). 

Das ist abgezockt. Da kann manch einer aus einer anderen Branche sich noch eine Scheibe 
von abschneiden. 


Zugegeben: 

wenn die Drogenbeauftragte der Hansestadt im Sommer 2001 gestützt auf eine ‘Basis- 
datendokumentation’ feststellt, daß die Kinder drogenabhängiger Eltern eine ‘'Herausforde- 
rung’ darstellen und daß für sie Angebote geschaffen werden müssen (44% der weiblichen 
und 33% der männlichen Drogenkonsumenten haben Kinder), könnten wir uns drüber är- 
gern, weil wir das schon seit Jahren predigen und in unseren Sachberichten fordern. 
Haben wir aber nicht! Wir — ganz schlicht gestrickt — dachten: jetzt (endlich) passiert mal was. 
Denkste! Weil diejenige, die den Handlungsbedarf feststellt, im Drogenreferat angestellt ist, 
für Kinder aber das Amt für Jugend zuständig ist, verhallt ihr Ruf ungehört in der Weite des 
Raumes. 

Da wünscht man sich doch wirklich mehr Marktwirtschaft: dort würde solches Handeln dan- 
kenswerter Weise die Pleite nach sich ziehen. 


Zugegeben: 

wenn Frau Brinckmann von der SPD Bürgerschaftsfraktion öffentlich bekundet, daß man die 
Kinder drogenabhängiger Eltern in den letzten 10 Jahren stiefmütterlich behandelt hat, dann 
könnte man ihr einen ausgesprochen gesunden Schlaf bescheinigen. Tun wir aber nicht! Weil 
es an der Sache vorbeigeht. Das Projekt hatte schon zu seiner Gründung damit zu tun, daß 
es von Behördenseite eigentlich nicht gewollt war. Aber die Leute rennen uns die Tür ein — 
und das ist nicht geheim. Und sie rennen uns die Tür ein, weil sie vor dem ‘öffentlichen Hilfe- 
system’ einen Heidenschiß haben. Und Schiß haben sie, weil sie genau spüren, mit welch 
intensiver Abneigung man ihnen trotz aller Rechtsansprüche entgegentritt. 


So herum wird ein Schuh draus: wer das (und andere Schwachstellen des Hilfesystems) 
thematisiert, der darf - auch von Frau Brinckmann zu seligen rot-grün Zeiten — nur mit 
Backenfutter rechnen. Und so kann es nur als Zynismus begriffen werden, wenn bei 

der SPD die 'neue Nachdenklichkeit' entdeckt wird. 


1 Tischvorlage im Sozialausschuß vom 5.2.02 
2 Vera BirtschLeiterin Amt für Jugend, an IGLU, 13.3.02, Hervorhebung Jens Pries 
384 Abs. 2 SGB VIII 


Jens Pries, Koordinator Projekt IGLU 


“Wegschließen - 
und zwar für immer” 


Des Bundeskanzlers markige Worte aus dem Sommer 2001 verhallten nicht ungehört. 
Allenthalben brüsten sich die politisch Verantwortlichen inzwischen damit, dass endlich wie- 
der härter durchgegriffen werde. In Hamburg hat sich die Zahl der Haftbefehle wegen des 
Verdachts von Verstößen gegen das Betäubungsmittelgesetz seit der Bürgerschaftswahl im 
November 2001 verdreifacht, statt offenem Strafvollzug für 328 Häftlinge soll es in Hamburg- 
Billwerder einen geschlossenen Mammutknast für 800 Gefangene geben. Das hessische 
Justizministerium verweist darauf, dass es gelungen sei, in den vergangenen drei Jahren die 
Zahl der Hafturlaube von 2.836 auf jährlich 983 zu senken, und in Sachsen-Anhalt wurde am 
18.03.2002 erstmalig in Deutschland von einer Strafvollstreckungskammer eine sog. nach- 
trägliche Sicherungsverwahrung angeordnet. Wie es zu dieser neuen Form der Sicherungs- 
verwahrung kommen konnte, ist kennzeichnend für den aktuellen Umgang mit der Verfas- 
sung und wesentlichen rechtsstaatlichen Grundsätzen. 


Gesetzesentwürfe zur Einführung einer erst nach vollständiger Strafvollstreckung angeordne- 
ten Sicherungsverwahrung aus Bayern und Baden-Württemberg scheiterten zuletzt im Jahre 
2000 bereits im Bundesrat auf Grund verfassungsrechtlicher und rechtssystematischer Be- 
denken. “Machen wir uns halt unser eigenes Gesetz”, sagte man sich daraufhin in Baden- 
Württemberg und verabschiedete wenige Tage vor der Landtagswahl im März 2001 ein 
entsprechendes Landesgesetz, das als Polizeigesetz getarnt wurde, damit die Gesetz- 
gebungskompetenz des Bundes für Änderungen im Strafrecht umgangen werden konnte. 
Die Empörung in der Fachöffentlichkeit über die verfassungsrechtliche Trickserei war groß, 
die verfassungsgerichtliche Prüfung steht noch aus, aber das Beispiel machte Schule. Bay- 
ern folgte, Hessen und Sachsen machten sich ebenfalls an die Arbeit, und im Dezember 
2001 brachten CDU und SPD auch im Landtag Sachsen-Anhalt den Entwurf für ein “Straftä- 
ter-Unterbringungsgesetz” ein. Am 06.03.2002, also gerade noch rechtzeitig vor der Land- 
tagswahl am 21.04.2002, wurde das “Gesetz über die Unterbringung besonders rückfall- 
gefährdeter Personen zur Abwehr erheblicher Gefahren für die öffentliche Sicherheit und 
Ordnung (UnterbringungsG — UBG)” verkündet und am 18. März konnte der Innen- und 
Justizminister Püchel bereits Vollzug melden. Einen Tag vor der regulären Entlassung ei- 
nes Gefangenen aus dem Strafvollzug nach achtjähriger Haft wegen versuchten Totschlags 
ordnete die zuständige Strafvollstreckungskammer die Unterbringung nach dem neuen 


Gesetz an. Statt der bei der Verurteilung zugesicherten Freiheit am Ende der Strafzeit 
Fortdauer des Knasts auf unbestimmte Zeit! “Opferschutz geht vor Täterschutz” betonte 

der Minister. “Das neue Gesetz greift und dient dem Schutz der Allgemeinheit vor besonders 
gefährlichen Personen”, ließ er in der Pressemitteilung 20/02 verlauten. Die Auswirkungen 
für den Betroffenen erwähnte er nicht. Einige seien hier aufgezählt: 


— Bis zum 06. März 2002 konnte er davon ausgehen, am Ende seiner Haftzeit entlassen 
zu werden 


— Wäre er rechtzeitig vor Strafende nach Brandenburg oder Niedersachsen verlegt 
worden, wäre er ebenfalls am 19.03.2002 entlassen worden, weil es dort kein 
derartiges Gesetz gibt. 


- Wie sieht die Perspektive aus, jemals entlassen zu werden, auch wenn das Gericht 
bei der ursprünglichen Verurteilung die Sicherungsverwahrung nicht für erforderlich 
hielt? Straftäter als Manövriermasse des Zeitgeistes oder mit grundgesetzlich 
gesicherten Rechten? 


— Wo bleibt der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit? 


Dahinter stehen eine Menge verfassungsrechtlicher Fragen, die die Politik nicht sonderlich 
interessierten (nur die PDS lehnte das Gesetz im Landtag Sachsen-Anhalt ab), weil das 
Gesetz vor allem der Bevölkerung signalisieren sollte, wie wichtig man den Opferschutz 
nimmt. Die betroffenen Verurteilten sind in diesem Verfahren nur noch Statisten! Und das 

bei einem Gesetz, bei dem selbst seine Befürworter einräumen, dass es nach vollständiger 
Vollstreckung einer Freiheitsstrafe einen schwerwiegenden Eingriff in Grundrechte mit sehr 
einschneidenden Folgen für die Betroffenen darstellt. Die grundsätzlich unbefristete Unter- 
bringung eines Menschen ist bekanntlich eine der schwersten Sanktionen des Strafrechts! 
Gerade das ist auch das Beängstigende an der gegenwärtigen “Bekämpfungsflut”. Ohne 
nennenswerten gesellschaftlichen Widerstand werden allenthalben Gesetze durchgepeitscht, 
die mit dem Geist der Verfassung nicht mehr viel zu tun haben. Hier offenbart sich eine vor 
ein paar Jahren noch für unmöglich gehaltene Geringschätzung rechtsstaatlicher Grundsät- 
ze, die inzwischen alle gesellschaftlichen Ebenen erreicht hat. Am 02.02.2002 erschien in der 
“taz” unter dem Titel “Nicht auf die zweite Tat warten” ein Beitrag, der sich mit der Einführung 
einer nachträglichen Sicherungsverwahrung für verurteilte Straftäter am Ende ihrer Haft 
beschäftigte. In einem Kommentar zu seinem Bericht in der “taz” vom gleichen Tage (“Der 
Staat muss schützen können”) lässt der taz-Redakteur Sympathien für die verschiedenen 
Gesetzesinitiativen erkennen, weil “der Staat dort, wo mit an Sicherheit grenzender Wahr- 
scheinlichkeit konkrete Verbrechen drohen, die Augen nicht schließen darf”. Bundesweit 
höchstens fünf bis zehn Fälle pro Jahr, so vermutete er, kämen für die nachträgliche 
Sicherungsverwahrung in Frage. 

Bis 2001 ist die Strafjustiz über Jahrzehnte gut ohne nachträgliche Sicherungsverwahrung 
ausgekommen, innerhalb weniger Monate wird das Instrument auf einmal unentbehrlich und 
im Eilverfahren durchgesetzt. Neue Gesetze animieren dazu, auch genutzt zu werden und 
einen Bedarf für sie nachzuweisen. Es wird also nicht bei dem einen Fall in Sachsen-Anhalt 
bleiben, und es wird auch nicht mit den 5-10 Fällen bundesweit ein Ende haben, die die “taz” 
für sachgerecht hält. Im Zusammenhang mit der allgemeinen Sicherheitshysterie werden die 
Mitarbeiter in den Knästen, die den Antrag auf Fortdauer der Unterbringung stellen müssen, 
schon zur eigenen Absicherung dazu neigen, solche Anträge zu stellen. Man darf auf die 
weitere Entwicklung gespannt sein! 


Michael Alex 


Sozialbereich, SOPO/verdi, April 2002 
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Sucht 


Gehetzt, gejagt, Gedanken an Sucht 

Wie halt ich das aus? 

Renne, fliehe, dauernde Flucht 

Ich will hier raus! 

Aber es geht doch nicht 

Brauche den Schuss 

Wieder und immer wieder die Anschaffschicht 
Windender Körper, schreit, ich muss 
Brauche den Schuss als streichelnden Kuss 
Ist doch sonst keiner 

Der mich lieben kann 

Fühl, mich elend, krank und immer kleiner 
Doch bleibt die Hoffnung, dass irgendwann 
Eine freundliche Hand 

Ein liebes Gesicht 

Durchbricht die Wand 

Ich seh, wieder Licht! 

Doch nur ein Traum, stimmt wieder nicht 


Ich kann nicht mehr, endet das nie? 


Bitte helft mir bald, weiß allein doch nicht wie. 
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Die Hoffnung stirbt zuletzt 


( MC A.D.O.P.) 

Diskriminierung gibt's wohl überall - kein neues Ding in diesem Weltall 

Ich hab die Schnauze voll von agro-baten, die meinen dass sie ihre Familie verraten. 
Wir sind gut die anderen schlecht, das ist der Weg meines Rechts, der Weg des Gefechts 
Ob von links oder rechts - bei so na Scheiße wird mir schlecht. 

Sehnsüchte nach genüßlichem Ergüßchen nach dem Paradies was ihr nicht genießt 
Wenn es sprießt. Utopia ist so machbar wenn heute gestern und gestern heut war 

Eine Welt voller Frieden in der Alle lieben wird vom Mensch sofort vertrieben 


Mit Hieben bis wir Alle, alle unter der Erde liegen. 


Il.(KIM) 

Zu viele denken nur an sich, was die anderen für Meinungen, 

Interessen, Geschichten haben interessiert sie nicht. Hauptsache es geht ihnen gut, 
auch wenn sie dabei Leben und Hoffnungen zerstören. Fragst du 

nach Antworten so werden sie so tun als wenn sie nicht hören. Umdrehen, 
weggehen, es ist unbegreiflich - unbegreiflich. 


Chorus: (MC A.D.O.P.) 

Nein, wir geben nicht auf, denn die Hoffnung stirbt zuletzt. 
Toleranz und Respekt davon handelt dieser Text. 

Also Leute wacht auf, denn es ist Zeit zu handeln. 

Wollen einfach nur in Frieden auf dem Planeten wandeln. 


IV. (Albino) 

Gruppen bilden sich beim Sit von ähnlichen Gedanken. 

Was folgt ist geistige Inzucht und sich schließende Schranken. 

Versuch nicht zu erkranken und- offen zu bleiben. 

Dummheit verursacht Leiden, versuch Stammtischparolen zu vertreiben. 
Die sich verkleiden und später dann in Köpfen auftauchen, 

die Staaten führen, was dazu führt, daß Gewehrläufe rauchen. 

Ich greif zum Mic um den Scheiß aus kranken Synapsen zu spülen. 
Hass bringt uns nicht weiter - Zeit die - Liebe zu fühlen. 


Chorus: (Albino &MC A.D.O.P.) 

Nein, wir geben nicht auf, denn die Hoffnung stirbt zuletzt. 
Toleranz und Respekt davon handelt dieser Text. 

Also Leute wacht auf, denn es ist Zeit zu handeln. 

Wollen einfach nur in Frieden auf dem Planeten wandeln. 


Textauszug HIP HOP-Projekt gegen Rassismus und Fremdenfeindlichkeit, Streetlife e.V. 2001 


Foto: Harald Ehlers 
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und die Kinoneubauten waren die Tempel der 
Zukunft. Es muß eine herrliche Zeit gewesen 
sein. Man blickte voller Optimismus nach vorn, 
und wenn man zurückblickte, sah man als er- 
stes Sissy. Alleinerziehende Väter von Rühmann 
bis Erhardt trösteten (aus Kriegsgründen) al- 
leinerziehende Mütter, man schaffte die neue 
Welteroberung mit dem Motorroller schon bis 
Italien — ein solches Wunder war die Mark -, 
und als in Bern der entscheidende Ball fiel, san- 
gen sie dort das komplette Deutschlandlied, 
und die Zeitungen schrieben: “Wir sind wie- 
der wer”. 

Es gab natürlich auch, was man soziale Proble- 
me nannte. Die sieben Millionen Ostlands- 
deutschen von Ostpreußen über Schlesien, Su- 
deten, Siebenbürgen bis zur Walachei mußten 
integriert werden, und das gelang so gut, daß 
sie nur dann mehr auffielen, wenn sie zu Pfing- 
sten ihre Versandhaustrachten anlegten und der 
heilige Ungeist über sie kam. Für das, was 
“Wohlfahrt” hieß, gab es ehrwürdige Vereine, 
die teils mit, teils ohne das vergangene Regime 
die Zeiten überdauert hatten und mit der Ge- 
genwart nicht viel zu tun hatten. Deren jünge- 
rer Teil wurde mit verächtlichen Worten be- 
dacht, von denen etliche zugkräftige Illustrier- 
ten- und sogar Filmtitel wurden: Schlurfs, Exi- 
stentialisten, Halbstarke, Espressolümmel, 
Gammler, Hippies. Und dann, Ende der Sech- 
ziger, war die Idylle vorbei. 

Die Zeitungen und das Bürgertum, auferstan- 
den aus Ruinen, schimpften noch mit den Cha- 
rakteristika von gestern auf die Marx-Markuse- 
Jünger, die der Zukunft zugewandt waren. 
Doch die verstanden darunter etwas anderes. 
Sie wollten den neuen Menschen machen, und 
wie Gott den Lehm, nahmen sie Heiminsas- 
sen, jugendliche Straftäter und sonst geschei- 
terte. Sie sagten ihnen: “Macht kaputt, was euch 
kaputt macht!”, und meinten, daß es schon gut 
gehen werde. 

Es ging, man denke von Bambule bis RAR, nicht 
gut, und doch sind hier die Anfänge moderner 
Sozialarbeit. Pädagogik war ein ziemlich jun- 
ges Studienfach, und wer unter den Jungen ähn- 
lich aktionistisch gedacht hatte, entdeckte zwar 
die Notwendigkeit (und auch Selbstver- 


sorgungsmöglichkeit) der Sozialarbeit, ging sie 
jedoch mit anderem Impetus und anderer Ziel- 
setzung (z.B. Integration) an. Dem deutschen 
Naturell entsprechend wurden also, angefan- 
gen von den frühen Siebzigern, viele mehr oder 
minder langlebige Vereine gegründet, manche 
mit größeren, manche mit geringeren Chan- 
cen. 

Über die entschieden nicht nur die jeweiligen 
Behörden, sondern auch Vereine wie die DHS. 
Und deren Haltung hatte schon der erste 
Drogenbeauftragte unserer Republik, Herr 
Franke, als Ergebnis vorzeitlicher Diskussionen 
und Denkschulen vorgegeben: “Wir haben lan- 
ge gebraucht, einen gemeinsamen Weg zu fin- 
den. Er ist zwar hart, aber gerade, und da dür- 
fen wir keinerlei Abweichungen dulden.” 

Die ihn trassierten, nannten ihn “Königsweg, 
und schon dieser Name war in jener doch eher 
der Demokratie verpflichteten Zeit etwas selt- 
sam. Königswege sind aus dem Mittelalter in 
einigen Städten erhalten, und sie waren nicht 
gerade, obwohl sie zur Krönung führten. Ei- 
genartig auch das Bett dieser Avenue, ehrwür- 
diger Kies aus dem Steinbruch “unveränderli- 
cher gesellschaftlicher Werte”, als hätten die sich 
nicht auch mit der Gesellschaft verändert, pla- 
niert mit Asphalt aus einfachen Typenkochern, 
die für ein Problem nur eine Lösung kennen. 
In diesem Fall war das Rezept eine der Alche- 
mie ähnelnde Prozedur: also sollte das krude 
Rohmaterial durch Leidensdruck komprimiert 
werden, ehe es in das Läuterfeuer der Therapie 
geschüttet wurde, um dann als Edelmetall wie- 
der dort ausgeschieden zu werden, woher es 
kam. War der Rohling nach erster Behandlung 
noch nicht zufriedenstellend geraten, konnte 
das große Werk noch zweimal wiederholt wer- 
den, doch dann kam er als “therapieresistent” 
auf die Halde. Und dann? Nichts mehr. Die 
Ausgeschiedenen waren nur noch für die Justiz 
und ihre Mühlen interessant. 

Man müßte über diese Finbahnstraße nicht 
mehr reden, hätten nicht die sie Pflasternden 
bereits über ihre Unmöglichkeit Bescheid ge- 
wußt. Sie rechneten immer und sie brauchten 
stets die von ihnen “Wilde” genannten ande- 
ren, die mit der Problematik anders umgingen, 


einzelne Ärzte mit medizinischem Gewissen, 
obskure Vereine, die früh schon das praktizier- 
ten, was man heute “akzeptierende Drogen- 
arbeit” nennt. Sie waren aus vielerlei Gründen 
bequem. Ihre Unorthodoxie verringerte den 
Schaden der offiziellen Drogenpolitik, so daß 
man die als erfolgsversprechend zurechtlügen 
konnte, und man hatte sie fest in der Hand. 
Jederzeit konnte man sie “illegaler Praktiken” 
bezichtigen und seine Hilfstruppen, also Poli- 
zei und Staatsanwaltschaften, auf sie hetzen. 
Wer “Therapieresistente” substituierte, konnte 
mühelos der Lokalpresse als “krimineller Ver- 
schreiber” ausgeliefert werden, und wer in der 
Sozialarbeit dann nicht kuschte, war logischer- 
weise ein “Sympathisant der Terroristen”. 

Sie zeterten gerne von “Drogenmafia”, doch 
auch sie waren eine: ein Haufen geübter Paten, 
unnachsichtig, eisig autoritär und mit allen 
konspirativen wie clandestinen Verbindungen 
gesegnet. Sie hatten ihre Agenten an allen für 
sie interessanten Schaltstellen das Staates, konn- 
ten Karrieren machen und zerstören. Keine 
Lüge war ihnen zu billig, denn sie konnten für 
eine jede einen von ihnen finanziell Abhängi- 
gen als Gutachter aufbieten. Wie ein Kaugum- 
mi klebten sie an allen Ansätzen der Macht, 
und es ist wie ein Wunder, daß eines Tages ihre 
Gewalt geringer werden mußte. 

Es hatte schon gelegentlich im Gebälk 
gegrummelt. In anderen Ländern war Substi- 
tution mit Methadon schon längst ein Teil der 
Wirklichkeit geworden, nur in unserer Repu- 
blik kämpfte Herr Heckmann wie ein Mann 
dagegen, faselte von “nachdenklichen Wissen- 
schaftlern”, die auch seiner Meinung seien, und 
raunte von “Dammbrüchen, die letztlich zu ei- 
ner Verharmlosung aller Drogen führen wer- 
den” und zu einer “gesamtgesellschaftlichen 
Drogenvergiftung”, wozu allerdings die lega- 
len Drogen - er nannte sie gerne Genußmittel 
— irrelevant wären. Wie alle megalomanen Feld- 
herren merkte er nicht, daß seine Schutztrup- 
pen bereits zweifelten. Sogar Polizeipräsiden- 
ten begingen die Unbotmäßigkeit, von Substi- 
tution eine Kriminalitätsentlastung zu erhof- 
fen. Und beim Hearing der Deutschen Aids- 
Hilfe 1987 verließen ihn seine jahrelang getreu- 


en Gefolgsleute trotz Flehen, Verheißungen und 
Drohungen. Es war, wie sich bald zeigte, der 
Beginn offizieller Akzeptanz akzeptierender 
Drogenarbeit. 

Sie kam spät, für Viele zu spät. Sie ist, wenn 
die Analogie gestattet ist, ein Ausdruck dersel- 
ben gesellschaftlichen Entwicklung, die Homo- 
sexuelle nicht mehr als Kranke, Entartete sieht, 
die mit Strafen und Therapien zur “Normali- 
tät” gezwungen werden sollen, doch ist es auf 
dem Gebiet der Sozial- und Drogenarbeit noch 
lange nicht so weit. Es wird schwer zu verste- 
hen sein, daß suchtähnliches oder süchtiges 
Konsumverhalten eine ähnlich soziale (oder 
auch asoziale) Veranlagung sind wie die sexuel- 
le Ausrichtung. Hier steht man noch weit vor 
einer Reform oder gar Streichung des $ 175. 
Bei allem Optimismus: Noch versucht die ak- 
zeptierende Drogenarbeit sich aus den Gräben 
zu befreien, die am Rand des Königsweges zu 
seiner Befestigung gebaggert wurden, auf daß 
jeder fallen möge, der ihn verläßt. Noch sind 
seine alten Wächter aktiv, in den Behörden und 
in den Medien, die wiederum auf die Politik 
Druck machen. Und ihre verschärften alten Lü- 
gen sind bekannt, aber nicht stumpf. 

Sie sind im Grunde immer dieselben und ent- 
sprechen mittelalterlichen Seuchentheorien. 
Am anfälligsten sind natürlich die Kinder, im- 
mer. Jede kinderfeindliche Gesellschaft heuchelt 
Kinderliebe, die alles berechtigt, vom Militär- 
einsatz in Palästina bis zur Lokalpolitik. Keine 
Drogenambulanz, der Kinder wegen, die durch 
den Anblick von Wracks zu Junkies werden 
könnten, kein Bordell in Wohngebieten, da die 
Kinder sonst Huren würden, obwohl deren 
Väter aus Schicklichkeitsgründen ohnedies zu 
diesem Zweck andere Stadtteile aufsuchen ... 
Und würde der Gesetzgeber Cannabis etwas 
lockerer sehen, würde die Zahl seiner Konsu- 
menten auf das fünffache steigen. Natürlich 
könnte man fragen, ob sich die Zahl der Schwu- 
len durch die Streichung des $ 175 vervielfacht 
hätte, man könnte auch darauf hinweisen, daß 
in den bösen Niederlanden die Zahl der Kiffer 
cher abgenommen hat, doch diese Argumente 
werden nicht einmal ignoriert. Zu allerletzt wird 
die Einstiegsdrogentheorie aufgefahren, wissen- 


schaftlich schon längst verblichen, doch jeder- 
zeit aus Bequemlichkeitsgründen frisch aufge- 
pumpt wie ein geliebter Vampir. 

Es gibt noch viele solche Beispiele, und sie zei- 
gen allesamt das Paradoxon der Universalaus- 
rede, die bei allen Pannen in Neufünfland gilt, 
egal, ob die Dummheit oder Kriminalität als 
Grund haben: die vierzig Jahre sozialistischer 
Mißwirtschaft. In diesem Fall, da der Westen 
nicht irren konnte, wird von seit vierzig Jahren 
Bewährtem gelogen, obwohl der Scherbenhau- 
fen des Scheiterns schon ein Vierteljahrhundert 
unübersehbar ist. Eine Paradigmaveränderung 
darf jedoch nicht sein, denn es kann sich doch 
nicht heute als schlecht erwiesen haben, was 
vorgestern gut schien. 


Zwischen den Mühlsteinen 


Es war jetzt viel von Rauschmittelpolitik die 
Rede. In Wahrheit ist sie nur ein Teilbereich 
der Sozialarbeit, nicht einmal ein sehr großer. 
Vom Arbeitsverständnis her sind Sozialarbeiter 
zunächst Anwälte der jeweils Schwächeren. So 
ist es auch von Staats wegen, doch der Staat 
hat in seiner unendlichen Weisheit der 
Instanzenvervielfachung auch eine Behörde 
geschaffen, mit der er sein Sozialsystem zu re- 
geln versucht. Das ist gut und schön, aber nur 
so, als hätte er eine Justiz zustandegebracht, in 
der nicht nur Staatsanwaltschaften, sondern 
auch Richter weisungsgebunden seien und es 
natürlich keine Richterwahl gibt. Und da schon 
die Unabhängigkeit der Justiz eine Farce ist, darf 
man sich die “Objektivität und reine 
Sachbezogenheit der Sozialbehörden”, wie sie 
so gerne beschworen wird, auch vorstellen. Sie 
sind naturgemäß die Gegner der auf soziale 
Maßnahmen Angewiesenen, und die Behörden 
sehen sie samt ihren Anwälten auch so. 

Andererseits sind die behördlichen Gaben für 
die sozial Schwachen so gering, daß auch zwi- 
schen Sozialarbeiter und Sozialopfer immer eine 
Mißtrauensschwelle bleibt, die wiederum der 
Behörde dient. Dazu kommt die allgemeine 
Verinnerlichung von Staat und seiner Macht 


bei Staatsangestellten und Beamten, die oft nur 
eine Duck-Kompensation der internen Hier- 
archie ist, auch die allzu lange ausgetragene 
Beförderungshoffnung, die jeweilige Tagesform 
... es ist scheußlich für alle. 

Die so gern gerühmte “Befriedigung, Gutes ge- 
tan zu haben”, gibt es nicht, höchstens als er- 
schöpften Seufzer nach einem für alle Seiten 
ermüdenden, im Wortsinn würdelosen Ringen, 
in dem die Obstakuli aller möglichen, einan- 
der zu größten Interpretationsfreiheiten wider- 
sprechenden Bestimmungen die Hauptrolle 
spielten. In einer Nebenrolle agieren die diver- 
sen Sympathien und Antipathien der einzelnen 
Parteien, kurz “Chemie” genannt, und die die- 
nen auch der Produktion schlechten Gewissens. 
Man will und soll ja gerecht sein, doch was 
heißt das? 

Wer sich einst “links” nannte, lasse alle Hoff- 
nung fahren. Zu den Absurditäten dieses insti- 
tutionalisierten Staatsmißtrauens gehört näm- 
lich der süße Aberglaube, ausgerechnet dieser 
Staat würde sich gelegentlich an seine Gesetze 
halten. Das ist eine stete (Quelle von Frustra- 
tionen, die sehr am Seelengleichgewicht zerrt. 
Von Staats wegen sind solche Linke ganz 
brauchbar: Man kann, weil sie ja Linke sind, 
jederzeit ihre “Begehrlichkeiten abwehren”, wie 
dies Herr Kohl nannte, und ihre bekannte Tu- 
gend der Selbstausbeutung läßt sich mit wenig 
Argumentationsaufwand jederzeit strapazieren. 
Sie haben ja den Blick auf die “Opfer” gerich- 
tet, die doch in Wahrheit Gescheiterte oder 
Ausschuß der Gesellschaftsproduktion sind. 
Vom Standpunkt des “sauberen Bürgertums” 
haben gerade motivierte Sozialarbeiter den 
Makel, daß sie sich “nit Dreck abgeben”. Na- 
türlich muß sich jemand auch darum küm- 
mern, vor allem darum, daß es unsichtbar wird, 
doch die Sozialarbeit wird genauso geliebt wie 
die Müllbrigade. Gelegentlich gibt es etwas 
kommunales Lob, zur Image-Aufbesserung, 
doch die Klagen überwiegen: zu ineffektiv, zu 
teuer, viel zuviel Aufwand und für wirkliche 
Sauberkeit garantieren sie auch nicht, vor al- 
lem jene, die sich zu allem Überfluß auch noch 
“akzeptierend” nennen. Kaufleute beklagen, 
daß sie nicht jede einzelne Schmutzgestalt per- 


sönlich von ihrem gekehrten Gehweg entfer- 
nen. Behörden klagen, das sichtbare Elend wür- 
de zu Umsatzeinbußen führen, viele Bürger und 
das vielzitierte “alte Muttchen” würden sich aus 
Angst davor nicht mehr aus dem Haus wagen 
und rechts außen wählen ... Es gibt immer An- 
laß zu unzähligen Klagen, und hinter alle 
stellen sich die Politiker, die sich sonst mit 
dem Argument, daß man es nie allen recht 
machen könne, vor irgendwelche Organe 
stellen. 

Seit Andersens Prinzessin auf der Erbse sollten 
wir wissen, daß die kleinste Störung die größte 
ist. Verstärkt wird diese durch mediale Neu- 
schöpfungen, denn auf jedes Modewort stür- 
zen sich unsere Politiker wie der Hund auf den 
Knochen. Kürzlich waren es die “aggressiven 
Bettler”. Vom österreichisch verhockten Graz 
— vor tausend Jahren war das “die Stadt der 
Volkserhebung” — ausgehend, verbreitete sich 
diese neue Plage über die Lande und muß aus- 
gerottet werden. Nun gut, Bettler gab es im- 
mer schon, und sie gehörten so zum mittelal- 
terlichen Stadtbild, daß schon lange vor dem 
Dreißigjährigen Krieg “Bettelordnungen” exi- 
stierten. Von ihren Standplätzen, hauptsächlich 
Kirchenportalen, zu verjagen waren Frauen mit 
um den Bauch gebundenen Kissen, dreimal 
überführte Taschendiebe, falsche Prothesenträ- 
ger und Personen, die während der Gottesdien- 
ste laut plärrten. Damit hat man also das ganze 
Personal von Herrn Peachum, und es ist heute 
nur geringfügig anders besetzt. Da gibt es süd- 
östlich aussehende Jungmütter mit ein oder 
zwei Kindern, die oft auch Leihgaben der Sip- 
pe sind. Oder den sanften Späthippie auf dem 
Plaster, dessen Hundchen auf Decke und Pap- 
pe ruht. Und das sind schon die Extreme, un- 
terwürfig, mitleiderregend und leicht durch- 
schaubar — aber was ist daran aggressiv? “In 
Horden” würden sie auftreten, raunten die 
Hüter der Ordnung, deshalb müsse unbedingt 
was dagegen getan werden, da sie die Einkaufs- 
willigen aus der City vertrieben. Und als die 
Einzelfiguren der Invasion gezählt wurden, er- 
gab sich, daß sie ganze vierzig Personen waren, 
nie alle gleichzeitig in ihrem Gewerbe. Natür- 
lich sind die Sozialarbeiter schuld, sowohl 


daran, daß sie die Landplage nicht bereini- 
gen, als auch daran, daß sie so gering ist, aber 
das ist - vom Politischen her gesehen — auch 
nicht gut so. 

Es sind ja die Sozialmaßnahmen, die nach An- 
sicht des Herrn Polizeipräsidenten Nagel an den 
sozialen Problemen schuld sind, “schlicht und 
ergreifend”. In Hamburg also sind die “Drogen- 
räume schuld an der Drogenkriminalität”, denn 
deshalb würden die Junkies aus seiner 
bayrischen Heimat an die Elbe kommen. Viel- 
leicht aber haben sie nur Heimweh nach ihm. 
Aber nein, Herr Nagel hat nur in der vorgestri- 
gen Theoretik von Verkehrsstudien geschmö- 
kert, die besagen, daß Entlastungsstraßen den 
Verkehr magisch anziehen. Vielleicht kennt er, 
von der Gnade der späten Geburt gekitzelt, das 
Theorem der Nachkriegsökonomie, daß, wo 
kein Angebot sei, auch die Nachfrage nur eine 
mindere Rolle spiele. 

Aber vielleicht denken die konservativen Herr- 
schaften gar nicht so weit, sondern haben nur 
die Schlagworte verinnerlicht, die von Vor- 
denkern des Vorgestern von FAZ bis Welt ge- 
streut werden und wohlfeil klingen. Da wer- 
den die Ausgangsorte von Sozialarbeit zu 
“Verständnisindustrie” erklärt, die “zwangsläu- 
fig aus Tätern Opfer machen muß”, und Tante 
FAZ schrieb nach Erfurt von einem “Reflex, 
der seit langem von pädagogischen wie 
familientherapeutischen, psychologischen wie 
soziologischen Schulen und Beratungs- 
industrien bewirtschaftet wird. Das Böse 
erscheint als letzte Verhaltensmanifestation 
in einem Spektrum, das mit Allergien und 
Eßproblemen beginnt, Hyperaktivitätssyn- 
drome und Aggression einschließt oder auch 
Kontaktschwäche, Prüfungsangst, Konkurrenz- 
druck. Der Mörder erscheint als Patient.” Ja, 
ja, Verstehenwollen ist Schwäche, eigentlich 
abartig. 

Sehr viel praktischer ist da der konservative Ma- 
nichäismus, der, von Falwells Erweckungslehre 
inspiriert, die Welt in ein Schlachtfeld zwischen 
Gut und Böse aufteilt, und das von sich aus 
Böse muß besiegt, bestraft und ausgerottet wer- 
den. Natürlich gibt es Pfade zwischen den Ex- 
tremen, Bekehrungen und Sündenfälle, doch 


die sind Gottes Wege und rätselhaft. Der 
Mensch aber sei das Ebenbild Gottes, richtend 
und strafend, vielleicht mit ein wenig Gnade 
versehen, und das Andere ist des Teufels. Des- 
halb hat ein Knast auch ein Ort der Buße zu 
sein und kein “Luxushotel”, wie Herr Schill 
dem Fernsehen per Handy mitteilte, oder “mit 
Teichen und Seen ausgestattet”, wie Herr Kusch 
erzählte. “Zwölf Quadratmeter Zelle samt Naß- 
zelle!” — die Herren konnten sich nicht ein- 
kriegen und auch nicht darüber, daß “jeder 
Häftling pro Tag den Steuerzahler mehr als 180 
Mark” koste oder “soviel wie ein Bett im Kran- 
kenhaus”. Da dieselben Herren die Knäste auch 
üppig füllen wollen, muß gespart werden, “auf 
jeden Fall bei der üppigen psychosozialen Be- 
treuung”. Es könne doch nicht angehen, plap- 
perte der bürgerschaftlich-rechtspolitische 
CDU-Sprecher im Kirch-Lokalfernsehen, daß 
es jemand “im Knast besser habe als am 
Mümmelmannsberg”. Recht so. 

Damit wird Sozialarbeit aus der derzeit herr- 
schenden Sicht charakterisiert: als luxuriös und 
überflüssig. Ist sie ja auch, da sie die klaren 
Grenzen verwischt, die unser Senat ziehen 
möchte, und für die es ja eine Behörde gibt. 
Die soll sich, ihre Leistungen als Zuckerbrot 
verstehend, wie ein Zirkusdompteur verhalten. 
Wer durch ihren Reifen springt, bekommt ein 
Häppchen, und der Reifen wird immer höher 
gehalten. Verluste muß man hinnehmen, die 
gibt es überall. 

Daß die Kirchen gegen diese Politik murren, 
liegt an ihren vollen Säcken, auf denen sie sit- 
zen wollen, denn diese Sichtweise läßt sich doch 
als zutiefst christlich verkaufen — am Jüngsten 
Tag gibt es ja auch nur Himmel und Hölle, 
und das Fegefeuer dazwischen wird abgeschafft. 
Außerdem, das soll niemand vergessen, kommt 
ein neues Polizeigesetz billiger als Sozialarbeit 
und verspricht sogar, sie weitgehend zu erset- 
zen. Die “verdachtsunabhängige Personenkon- 
trolle” beispielsweise wird eine unabsehbare 
präventive Wirkung haben, kann man doch 
derzeit davon ausgehen, bei etwa einem Drit- 
tel der Personen unter vierzig auch Illegales in 
den Taschen zu finden. Der “finale Rettungs- 
schuß” verspricht, Justizbehörden und Strafvoll- 


zug ein klein wenig zu entlasten, und ganz all- 
gemein verschafft eine extensivierte Polizei- 
kompetenz die sozialpolitische Erkennbarkeit, 
bei deren Mithilfe Sozialarbeiter gelegentlich 
mauern. 

Außerdem soll man nicht vergessen, wes Gei- 
stes Kind die Sozialarbeit war. Schon Mitte der 
Achtziger des vorigen Jahrhunderts wurde das 
Wort “Altachtundsechziger” Schimpf. Mit den 
geistigen Verirrungen, aus denen störende Rea- 
litäten wurden, endlich aufzuräumen, dauert 
naturgemäß länger. 


Hamburg 
wird ein heiles Dorf 


Gestikologie und Standortitis 


Die Bewerter der Aktion “schöneres Dorf” 
müssen auf viele Kriterien achten, z.B. darauf, 
ob die Blumenkästen üppig und die Stores da- 
hinter sauber sind. Ersteres gilt fünfmal höher. 
Überhaupt ähnelt der Kriterienkatalog einem 
schönen, bunten Teppich, unter den man ge- 
trost auch eine Menge Dreck kehren kann. 
Hamburgs lange verheißener und groß propa- 
gierter Wechsel bestand zunächst vor allem aus 
großen Gesten für das Lokalfernsehen. Da er- 
klomm der Innensenator eine schwanksichere 
Leiter, um einen Stoffsack über einen Staren- 
kasten zu stülpen, der Bausenator ließ schwe- 
res Gerät auffahren, um leichte Hand an einen 
Poller zu legen, und der Justizsenator beaufsich- 
tigte den Abbau eines Spritzentauschautomaten 
aus dem Knast, vermutlich als Beschäftigungs- 
programm für die Aidshilfe. Aber so doppel- 
sinnig sind alle diese Gesten. Der demonstrati- 
ve Verzicht des Senators auf Geschwindigkeits- 
kontrolle ist natürlich keine Aufforderung zu 
Raserei, sondern “ein Appell an die mündigen 
Autofahrer”, vermutlich, keine Unfälle zu ver- 
ursachen. Wahrscheinlich appelliert auch der 
Verkehrssenator an denselben Verkehrsteilneh- 
mer, nicht verboten parken zu wollen. 


Dieser unerschütterliche Glaube an das Gute 
im Menschen ist der Wechsel. Davor waren die 
sozialdemokratischen Büttel mit ihren Statisti- 
ken, die feststellten, daß 90% aller innerstädti- 
schen Parkvorgänge illegal sind, und nun die 
Freiheit, die sicherlich niemand mißbrauchen 
wird. “Der Autofahrer ist ein Bürger.” Whow 
I! Ist das eine Degradierung, wo doch alle an- 
deren Politiker dem Auto huldigen, als seien 
ihre Fahrer Fürsten? Ach, es lohnt nicht, dar- 
über nachzudenken, denn bald nach dem 
Verhängen des Starenkastens meldete sein 
Christo stolz, daß die Einnahmen durch 
Geschwindigkeitsübertretungen kräftig zuge- 
nommen hätten, und mehr Poller gibt es nun 
auch, wie sein Kollege vermeldete. Maul- 
affereien, die das kleinbürgerliche Vorurteil 
bestätigen, von oben herab beschissen zu wer- 
den. Die Zeugnisse, die Hamburgs Regierung 
vom Volk verteilt wurden, waren dementspre- 
chend untermittelprächtig. Zuviel war dane- 
bengegangen, von der vollmundigen Ankün- 
digung einer “Bürgerpolizei”, © USA Midwest, 
die den begeisterten Beifall der Neonazis fand, 
angefangen. Was auch immer an Law&Order- 
Neuheiten zwischen Singapur und Dallas in die 
Medien schwappte, wurde in der nächsten 
Woche als Sanierungsvorschlag für den Ham- 
burger Sumpf angekündigt und in der über- 
nächsten vergessen. 

Bei der hektischen Ankündigungitis, also dem 
Normalgeschäft politischer Eintagsfliegen, wird 
gerne übersehen, was inzwischen an lange ge- 
wachsenen und erprobten Strukturen und 
Möglichkeitsangeboten einfach zerschlagen 
und atomisiert wird. Für Grausamkeiten wie 
auch Gemeinheiten haben die Herrschaften 
natürlich ihre Leute, zum Beispiel das 
Bürgerschaftsmitglied von Schills Gnaden Ri- 
chard L.H. Braak. Da soll beispielsweise die 
“Bürgerinitiative ausländische Arbeitnehmer” 
im Bereich Süderelbe stranguliert werden, da 
sie infolge offenbarer Integration “nicht mehr 
erforderlich” sei. Die aufs Trockene Gesetzten 
schrieben zurück: “Viele Abgeordnete in den 
bezirklichen Gremien, viele Fachleute vor Ort, 
Kirchenvorstände und auch wir sehen das nicht 
so.” Da griff Herr Braak voll in die Tastatur 


und zeigte, wo der wahre Feind steht: “Die von 
Ihnen angesprochenen Abgeordneten sind der 
68-Generation zuzuordnen, die Fachleute vor 
Ort sind selbsternannte Ideologen und von den 
Kirchen haben die Bürger, seitdem dort linke 
Kadergruppen Einzug gehalten haben, keine 
Heimat mehr.” ) Abgesehen von der Feld- 
busch-Grammatik, ist das eine ebenso dumme 
wie klare Einschätzung, und sie geht noch eins 
weiter: “Die Begründung, die Integration habe 
bereits stattgefunden, die Sie, wem auch im- 
mer in den Mund legen, beweist einmal mehr 
mit welcher unglaublich perversen und ins Ge- 
genteil verkehrten Argumentation die Men- 
schen in Ihrem Umkreis vorgehen ... Wir wol- 
len keinen Gottesstaat auf deutschem Boden, 
so wie die, die Einfluß auf die Migranten aus- 
üben, ganz unverhohlen anstreben.” Nun ja, 
wahrscheinlich müßten wir Herrn Braak ja 
noch dankbar sein, daß er die von ihm Erwähn- 
ten immerhin als Menschen bezeichnet. Man 
soll von einem Ochsen ja nicht mehr erwarten 
als ein Stückchen Rindfleisch, und worum es 
gehen soll, hat er schon am Anfang seines Brie- 
fes geschrieben: “da die Koalition schon im 
vorwege darüber Einigkeit erzielt hat, daß bei 
der unübersichtlichen Zahl von Einrichtungen, 
die sich mit Integration beschäftigen, bisher 
nicht den Nachweis erbringen konnten, aus- 
ländische Mitbürger so zu integrieren, daß eine 
multikulturelle Gesellschaft sich in gegenseiti- 
ger Bereicherung zu einem zukunftsorientier- 
ten Europa entwickelt.” Daß Herr Braak 
Schwierigkeiten mit der deutschen Sprache hat 
und auch nicht zählen kann, mag ja angehen 
und mag schulisch zu verbessern sein, doch 
gegen intellektuelle Legasthenie hilft das auch 
nicht. Die Utopie, für oder gegen alles Mögli- 
che einen einzigen Verein haben zu wollen, läßt 
sich nicht einmal mit lustlosen Rutenstreichen 
ahnden. 

Das ist natürlich ein Fall boshafter singulärer 
Dummbheit. Es ist auch von solchen kollekti- 
ver zu berichten, und Hegels demokratische 
Hoffnung, ihre Tiefe würde durch vielfältige 
Gedanken verringert, ist trügerisch. Es ist eine 
lange Geschichte, die damit anfängt, daß Poli- 
tiker Probleme oft erst wahrnehmen, wenn sie 


ihr privates Umfeld verheeren. Ein rührendes, 
gewissermaßen ländliches Beispiel war eine 
landesministerielle Mutter, die durch das Alter 
ihrer Tochter auf den Gedanken kam, Ha- 
schisch solle in Apotheken verdealt werden. Es 
gab viel Lärm, einiges Pro und bedenklich-be- 
tuliches Contra, und natürlich wurde nichts 
daraus. Als sie — die Jugend ist ja schnell — kur- 
ze Zeit später Fxtasy in Gespräch brachte, hör- 
te schon niemand hin. Bundesweites Echo 
erweckte hingegen ein hamburgisch vorvor- 
bürgermeisterlicher Onkelversuch in Sachen 
Heroin. Natürlich gab es auch hier spitze 
Schreie und stumpfeste Bedenklichkeiten, doch 
andere EU-Länder hatten mit der Vergabe von 
Heroin schon gute Erfahrungen gemacht. Es 
ließ sich nicht leugnen, zumal die Leidens- 
drücker schon vorher Konkurs anmelden muß- 
ten. Es war noch Kohlzeit, und dennoch be- 
schloß der Bundesrat, das auslandserprobte Mo- 
dell vorsichtig zu versuchen — es könne ja sein, 
daß die deutsche Erfindung Heroin in unserer 
Republik anders wirke. Etliche Städte melde- 
ten sich mit vorgefaßten Teilnehmerzahlen an, 
Hamburg stolz mit den meisten, und dann ver- 
ging Zeit. 

Während sie in den anderen Städten zur Vor- 
bereitung genutzt wurde, diente sie in Ham- 
burg der Obstruktion. Herr Runde mochte mit 
der Idee seines Vorgängers nichts zu tun ha- 
ben, auch nicht die zu seiner Ja-Sagerin gewor- 
denen Stellvertreterin. Es war ja noch ungeheu- 
er viel Zeit, und es gab so viel zu tun. Kleine 
Gremien schmorten vor sich hin und wurden 
schließlich mit einer aufgelassenen Polizeiwa- 
che als künftigem Tatort fündig. Sie sah, von 
den üblichen Schmierereien abgesehen, ganz 
schmuck aus, doch ob der Vorschlag ernst ge- 
meint war, läßt sich nicht mehr nachvollzie- 
hen. Es lagen nämlich in der Gegend, wenn 
auch in einigem Abstand, einige Schulen her- 
um, und nun wirkte die durch viele Jahre ge- 
raunte Lehre, daß der Anblick eines Junkies auf 
Heranwachsende mindestens tausendmal ver- 
führerischer wirke als vor dreihundert Jahren 
der Don Juans auf ansonsten treue Gattinnen. 
Es gab also einen locker dirigierten Chor be- 
sorgter Eltern, Lehrer, lokaler Medien und 


Bürgervereine, der in höheren Ohren so lieb- 
lich klang, daß man wieder lange in Meditati- 
on versinken konnte. Keiner der maßgeblichen 
Politiker hatte die Sache hörbar unterstützt, und 
somit war ja alles klar. Der nächste Standort- 
vorschlag war die triste Grotte einer eingegan- 
genen Disco unter Bahngleisen - Bahnhofl, wir 
wissen -, und das Bezirksamt Mitte hatte etwas 
dagegen. Der Plan wanderte weiter in ein ent- 
legenes Gewerbegebiet. Unseligerweise hatte 
nahedort ein Parteifreund Herrn Schills ein Bü- 
rohaus hingeklotzt und befürchtete Mietwert- 
minderung. Das Ei des Columbus fand sich 
schließlich auf einer wilden Müllkippe zwischen 
einem Kanal und Gleisen (Bahnhof), der nun 
mit Containern verschönert werden soll, und 
wohin sich kein halbwegs normaler Mensch ver- 
irren wird. 

In anderen Städten ist das Heroinprojekt an- 
gelaufen, und frei nach der Bibel darf gesagt 
werden: Die erste Stadt, die es anstieß, wird 
die letzte sein, die es realisiert. Zu dieser be- 
achtlichen Nichtleistung gehört einiges: Die 
mutwillige Vernachlässigung eines vom 
Vorgängersenat übernommen Projektes durch 
den (vergangenen) SPD/GAL-Senat, der in 
vorauseilender Duldungsstarre dachte, an der 
Macht zu bleiben, wenn er die Geschäfte der 
Opposition betreibe: der alte links-rechts-Kon- 
flikt der SPD, in dem die Rechte mit ihrer 
Postengier immer obsiegt; die Verbohrung der 
CDU in die Frustration, vier Jahrzehnte von 
der Gestaltung der Politik abgespänt zu sein; 
die dumpfe Amokwut der Schillinge gegen die 
herkömmliche Politik “derer da”, die ohne Per- 
spektive einfach alles anders will und nichts, 
was ihr nicht persönlich zugutekommt. 

Für sie die hektische Großgestik, die pampige 
Versprecherei, und es stört sie nicht, dafs bis- 
lang kein Versprechen einer der Regierungspar- 
teien eine Halbwertszeit von mehr als zwei 
Monaten hatte. “Alle sind sie ja Lügner”, heißt 
es, und daß sie deshalb die dreistesten wählen, 
ist ein Zeichen ihrer punkigen Demokratie- 
verdrossenheit. Für sie ist es sogar ästhetisch 
richtig, daß ein Therapieangebot im Müll statt- 
findet, Müll zu Müll, und vom Versprechen ei- 
nes Junkies ist bekanntlich ebenso wenig zu 


halten wie von dem eines Polit-Junkies. Wah- 
len finden heute nach dem Motto “Denen zei- 
gen wirs mal” statt, die Vermittlung politischer 
Gedanken orientiert sich an den Quatsch- 
sendungen des Fernsehens, und die wiederum 
behaupten, Politik wiederzugeben und machen 
sie. Da gelten Westerwelles Schuhe mehr als 
Gedanken, und im Circensischen lassen sich 
Gedankengänge, wie sie zu Sozialpolitik nötig 
sind, überhaupt nicht mehr vermitteln. 


l zitiert nach Hamburger Morgenpost, 6. Mai 2002 


Stadtreinigung 


Nur Schiller konnte die Zeit zwischen Wahl- 
kämpfen so präzise beschreiben: “Der Wahn ist 
kurz, die Reue lang.” Im Rhythmus von Schalt- 
jahren setzt eine absurde Reflexion über rich- 
tig und falsch ein, als sei dafür dazwischen kei- 
ne Zeit gewesen, und sie ist aufgrund ihrer 
Knüppelargumente von vornherein sinnlos. Die 
einen behaupten, die Bürger seien bei ihrer letz- 
ten Stimmabgabe doof gewesen, und die ande- 
ren, sie seien von der Opposition obstruiert 
worden. Das Gezänk, es fehle an Konsens- 
fähigkeit, ist so ritualisiert, daß sich immer we- 
niger Bürger dafür interessieren, und das 
Hausfrauenwort “Sauberkeit” dröhnt wie in der 
Fernsehwerbung für Putzmittel am lautesten. 
Haushaltsführung und politische Lösungen 
müssen selbstverständlich sauber sein, sogar der 
Unterschied zwischen sauber und rein wird der 
Werbung nachbuchstabiert ... Und Max We- 
ber erwähnte schon 1909: “Es ist, als wenn in 
der Politik der Scheuerteufel, mit dessen Hori- 
zont der Deutsche ohnehin schon am besten 
auszukommen versteht, ganz allein das Ruder 
führen dürfte, als ob wir mit Wissen und Wil- 
len Menschen werden sollten, die >Ordnung< 
brauchen und nichts als Ordnung, die nervös 
und feige werden, wenn diese Ordnung einen 
Augenblick wankt, und hilflos, wenn sie aus 
ihrer ausschließlichen Angepaßtheit in diese 
Ordnung herausgerissen werden.” (Was Sie 
wahrscheinlich nicht wissen werden, Herr In- 
nensenator: Max Weber war weder “Linker” 


noch “Altachtundsechziger”, aber das wird Ih- 
nen, der Sie so gern als Scheuerteufel auftra- 
ten, auch wurscht sein.) 

Also ist nun zunächst einmal unser Hauptbahn- 
hof sauber geworden. Wie frische Tünche tropft 
von überall her klassische Musik auf die Leute, 
und schon wird man stutzig. Derartige Berie- 
selung soll sich in Kuhställen zur Steigerung 
der Milchproduktion bewährt haben und in 
Kaufhäusern zu der des Umsatzes. Nun gut, 
Läden gibt's hier ja en masse, doch scheint die 
Klassik hier atropäische Funktion zu haben, 
wohl aus dem geistigen Dunstkreis jener sich 
Konservative nennenden Sekte, die der Ansicht 
ist, schon einige gesetzte Akkorde würden alles 
Übel vertreiben. Natürlich ist dem nicht so, 
denn die erhoffte Funktion der Klassik besor- 
gen Wachdienste und Polizisten, und viele 
Zivilfahnder lungern auch herum, an verjähr- 
ten Szeneklamotten erkennbar. Ein paar Stri- 
cher wurden dem OB zuliebe auch gelassen, 
klassikresistent und als Symbol weltstädtischer 
Toleranz, und was sonst die Bahnhofswirtschaft 
ausmachte, ist nur noch bruchstückhaft zu se- 
hen: scheinbare Passanten mit kurzem Blick- 
kontakt, die auf getrennten Wegen zum selben 
Ziel gehen, wo dann die Geschäfte stattfinden. 
Furchtlose stromern ein, zwei Ecken weiter, 
nach St. Georg oder in die City, vorsichtig ih- 
ren Weg sichernd, damit ihnen Herr Nagel 
nicht nachgehen kann; Vorsichtigere nutzen 
öffentliche Verkehrsmittel, manchmal sogar ver- 
schiedene zum selben Treff ... Das Leben ist 
voller Risikos, und die neue Sauberkeit erin- 
nert an das alte Prinzip sozialdemokratischer 
Stadtreinigung, nämlich: den Dreck gleichmä- 
ßig und so großflächig zu verteilen, daß es am 
Ende überall und relativ sauber aussieht. 

Man wolle “keine offene Szene aufkommen las- 
sen”, ist ein seit vielen Jahren gebetetes Mantra, 
und gegen die klandestine könne man eh nichts 
tun. Das Wort “offen” besagt wohl, daß der 
mündige Bürger nicht davon wissen soll, was 
ist, getreu Baron Korff, daß “nicht sein kann, 
was nicht sein darf”. Man könnte dieser Druck- 
serei ja entgegenhalten, daß der mündige Bür- 
ger sogar weiß, daß so vieles gibt, was nicht 
sein darf, daß er es sogar im politischen Getrie- 


be vermutet, und daß ihn ähnliche Exorzismen 
nicht einmal aus Baubehörden bekannt seien. 
Außerdem weiß er von der vielgepriesenen 
Wirtschaft, daß es in einer Großstadt für alles 
irgendwelche Märkte geben müsse; und daß 
nach Rauschmitteln eine große Nachfrage be- 
steht, ob man nun was dagegen hat oder nicht, 
kann er auch nicht leugnen. Er ahnt sogar, daß 
zwischen der Macht und der von ihr gerne so 
genannten Mafia irgendwelche Kanäle beste- 
hen müssen. Was er allerdings nur selten be- 
denkt: Diese exorzistischen Reinigungsrituale 
sind auf eine ganz mittelalterliche Weise mör- 
derisch. Daß Streß töten kann, ist bekannt, und 
den — selbstverständlich durch Eigen- 
verschulden - hilflos Gewordenen wird durch 
die Jagerei unmöglich gemacht, ein Minimum 
an gesundheitlicher Versorgung oder sozialen 
Reintegrationshilfen erreichen zu können, wie 
klein das auch immer ist. Natürlich werde für 
die Gejagten gesorgt, gäbe es Angebote, heißt 
es höheren Orts, eben Sozialarbeit, doch deren 
Angebote würden einfach nicht wahrgenom- 
men, so verstockt sei eben die Szene. Eine schö- 
ne, plausible Erklärung und eine Lüge. 

In einer hyperkomplexen Gesellschaft, wie wir 
sie nun einmal haben, arbeiten nämlich weni- 
ger Institutionen miteinander als gegeneinan- 
der, und das angeblich auftrags unterschiedli- 
cher Interessen. Die Polizei handelt qua Gesetz 
und so streng, wie es das jeweilige Innenmini- 
sterium vorschreibt, während Sozialarbeit ge- 
wissermaßen ein geduldeter Gnadenakt ist, 
nicht nur im Zweifelsfall ohne Rückhalt. Für 
den nicht so ganz mündigen Bürger ist daher 
die Polizei, nicht nur aufgrund ihrer Unifor- 
men und Amtsgewalten, a priori und oft wider 
besseren Wissens schon im Recht. Ähnlich sind 
die der Klienten wegen häufigen Konflikte zwi- 
schen Sozialämtern und Sozialarbeit gewichtet. 
Wer auf einer gesetzlich eigentlich zustehenden 
Leistung besteht, zu der ein Beamter einmal 
gerade nicht gnädig ist, gilt ohnedies als Que- 
rulant, und kommt er dann noch mit einer So- 
zialarbeiterin an, ist der Kohlhaas schnell er- 
reicht. 

Nun will unser Senat in seiner Weisheit dieses 
wirre Gestrüpp stutzen, und die Staatsgewalt 


soll übrig bleiben und in reiner Schönheit strah- 
len: Der Polizist als Sozialarbeiter. Ein paar 
Stunden psychologische Ausbildung hat er ja 
auch bekommen, die Organisationsstruktur ist 
probat, und Widersprüche ihrerseits sind kaum 
zu erwarten. Vor allem: der Vorrang der Lega- 
lität ist gewahrt. Dieser Überlegung folgt die 
Streichliste der Sozialarbeit, und vielleicht hat 
der Erste Bürgermeister ein Wort dafür einge- 
legt, daß ein Stricherbetreuungsprojekt davon 
wieder ausgenommen wurde. 

Aber nicht nur gewachsene Strukturen fallen 
dem Putzteufel zum Opfer, auch gewachsene 
Grünanlagen. So wurde in Altona ein Park weit- 
gehend entgrünt, mit der Begründung, daß dort 
keine düsteren Dinge wie Kindesmißbrauch 
oder Drogenhandel stattfinden sollten. Nein, 
derlei habe dort zwar nicht stattgefunden, aber 
es könnte ja einmal geschehen, und um dieses 
zu verhindern ... Noch nie etwas von Präventi- 
on gehört? Nur ein aus- und abgeholzter Park 
verhindert Mißbrauch, und das erinnert nur 
oberflächlich an den sozialdemokratischen 
Kreuzzug vor etlichen Jahren, bei dem man der 
Natur den letzten Giftzahn ziehen wollte und 
Eiben wie Goldregen aus der Hansestadt rup- 
fen. Es könnten daran ja Kinder zu Schaden 
kommen ... Die konservative Kreuzzugsvariante 
sieht nicht die Natur als Feind des Menschen — 
dazwischen lag ja Ökologie und Artenschutz — 
sondern gleich den Menschen. Homo hominem 
lupus. Es trifft ja auch meist zu. Nur: es ist nicht 
zu verhindern. Die Entschärfung potentieller 
Tatorte müßte, konsequent betrieben, zur to- 
talen Planierung der Welt führen. Man beden- 
ke nur, wie viele Untaten in Wohnungen statt- 
finden ... 

Aber vielleicht haben unsere Saubermänner 
wirklich ein hehres Ziel: die totale Abschaffung 
allen, was man vielleicht menschlich oder ris- 
kant nennt. Daß Hunde riskant sein können, 
ist bekannt und hat schon die letzte Regierung 
in hektische Aktivitäten versetzt. Deren Ergeb- 
nis war etwas rassistisch, und mittlerweile hat 
sich herausgestellt, daß auch andere Hunderas- 
sen durchdrehen können. Derzeit steht also — 
von des Deutschen Liebstes auf das Zweitliebste 
abgeleitet - ein “Hundeführerschein” im Raum, 


mit psychologischer Qualifizierung von Herr- 
chen und Wau. Eine schöne Idee, und bevor 
wir fragen, ob das Risiko dadurch geringer 
werde, schlagen wir — was nach Erfurt ja auch 
in der Luft liegt — einen “Menschenführer- 
schein” vor. 

Das sei, wird uns darauf bald vorgeworfen, 
nicht nur Westerwellechic, sondern zynisch. 
Die Demokratie bestehe aus Menschen, und 
die seien ... und das ist eben schade. Aber man 
muß alles versuchen, Volkes Stimme. 

Der Mensch ist ein seltsames Wesen, stets nach 
Verbesserung lechzend bis brüllend, der er sich 
mit durch Jahrhunderte erprobter Hartnäckig- 
keit entzieht. Geht’s um Anstand, läßt er gerne 
jedem den Vortritt, und an der Krippe keinem. 
Niemand will von den Gesetzen getroffen wer- 
den, nach denen er heuchelt, immer sollen sie 
nur für andere gelten. Das ist ein Normalzu- 
stand, aus dem sich nur die Privilegierten erlö- 
sen können, denn sie sind durch ihre Verbin- 
dungen die Ausnahmen. Der Normalmensch 
aber muß mit seiner Frustration leben, die 
durch eine in Wahlkämpfen geschürte 
Grandiosität immer heftiger wird. Und es 
kommt immer mehr dazu, und da muß man 
gar nicht an die bürgerliche Leistungserwartung 
denken, die in der Groteske gipfelt, daß der 
Arbeitnehmer seinem Unternehmer eigentlich 
zahlen müßte, daß der ihm Lebenssinn gewährt. 
Der normale Wahnsinn, multipliziert mit dem 
Terror einer Konsumgesellschaft und ihrem 
Wertesystem, das Markenwert ist. Alles ganz 
normal. Und etliche, immer mehr, schaffen es 
nicht. Und dann? Sollen sie ausgespieen wer- 
den oder kann man, darf man sie akzeptieren? 
Es ist leichter, ein soziales Netz zu zerreißen als 
es aufzubauen. Es hat mehr als dreißig Jahre 
gedauert, bis eingesehen wurde, die aus der Ge- 
sellschaft Gefallenen nicht mehr mit Zucker- 
brot und Peitsche zu traktieren, sondern sie zu 
nehmen, wie sie sind, und ihnen zur Seite zu 
stehen. Ebenso lange wurde immer daran ge- 
knabbert und geknapst. Die Maschen sollten 
fester und gleichzeitig größer werden — es gibt 
ja immer Restrisiken und Collateralschäden. 
Es entstanden Knotenpunkte, fast Sekun- 
därheimaten. Das paßt nicht in eine saube- 


re, überschaubare Gesellschaft, das muß 
weggeputzt werden. 


Neues Leben aus Ruinen ? 


Neuere Studien der Gehirnforschung zeigen, 
daß es mit dem “freien Menschen mit freiem 
Willen” nicht sehr weit her ist. Das Bewußt- 
sein, stellt sich immer deutlicher heraus, hat 
höchstens eine gewisse Veto-Funktion gegen- 
über dem, was man einst “animalische Triebe” 
nannte. Auf jeden Fall hinkt das Bewußtsein 
eine Drittel- bis halbe Sekunde hinter dem 
Bereitschaftspotential her. Die Befürchtung 
besteht, daß sich daran trotz aller Absichts- 
bemühungen nichts ändern wird. Gut, einiges 
wurde erreicht. Bei der Jugend sieht man wie- 
der “das freie Raubtier aus den Augen blitzen”, 
wie das der Führer so schön sagte, und “sie bah- 
nen sich rücksichtslos ihren Weg”. Da hat die 
Erziehung gewirkt, die von den Eltern längst 
auf die Medien übergegangen ist, und nach Er- 
furt hat sich ganz Deutschland einige Tage lang 
gefragt, was da wohl schief gelaufen sei. “Als 
wir jung waren, war das Leben leichter”, sagt 
Al Campino mit gerunzelter Stirn und meint 
es wohl ernst. Ja, das wäre schön: Welpenschutz 
forever. 

Seit Jahren wird ganz öffentlich Kindes- 
mißbrauch getrieben: Man hat ein Herz für sie 
und klebt es an Karosserien; “den Kindern ein 
Vorbild” soll man im täglichen Verkehr sein und 
wird damit von grauhaarigen Ewigkindern 
bepredigt, und selbst der Regent mit seinem 
Opa-Kampfnamen tut “alles für die Zukunft 
unserer Kinder”. Man darf ihm guten Willen 
unterstellen, er hat ja keine. Je mehr nämlich 
Kinderliebe gefaselt wird, desto jugend- 
feindlicher wird die Welt. Keine Neuigkeit. 
Alles wurde erwähnt, gesagt und bemerkt, min- 
destens tausendfach, Ursachenforschung wird 
ununterbrochen betrieben und in Talkshows 
verbreitet, doch der Homo animalis ist, außer 
an der Krippe vielleicht, aber auch da nur kurz- 
fristig, nicht lernfähig. Und die vielbeschworene 
Entwicklung gibt es auch nicht, nur einander 
gegenläufige Entwicklungsströmungen, und die 


sind nicht so antagonistisch, wie sie die 
Gesellschaftsphilosophie gerne hätte. Es ist kein 
Zufall, daß zur Zeit der Turbulenzen Ende der 
Achtziger, als der Kalte Krieg ein Kalter Sieg zu 
werden schien, die Chaoswissenschaften gera- 
de Mode waren. Es ist ja eine tröstliche Vor- 
stellung, daß der Flügelschlag eines Schmetter- 
lings am Amazonas EI Ninjo auslösen könnte, 
und niemand daran ist schuld. 

Davor hatten sich fast ein halbes lang Jahrhun- 
dert zwei fast zu ideologischer Zuverlässigkeit 
dressierte Blöcke gegenübergestanden, das 
Reich des Guten und das des Bösen, vice versa. 
Allmählich ließen sie das Säbelrasseln bleiben, 
Armageddon und Star Wars dem Kino, und sie 
taten, als könne man miteinander reden. Und 
es gab die ganze Zeit auch kleine Grüppchen, 
die fanden die Gegenseite sympathisch und fa- 
selten von Frieden. Die jeweiligen Generale ach- 
teten penibel darauf, daß man ihnen nicht zu- 
hörte. Sie hatten auch verschiedene Götter: den 
freien Markt, den die anderen Mammon nann- 
ten, und den freien Menschen, als Sozialismus 
verteufelt, und die Frömmigkeit erforderte laut- 
starke Psalmen. Natürlich sind alle Götter Fik- 
tionen, und als der Gott Mammon den bösen 
Sozialismus niedergerungen hatte, zeigte sich, 
daß er gar nicht so gut ist, sondern auch seine 
Opfer fordert und verschlingt. Wie das ge- 
schieht, entspricht den Jahrtausende alten 
Opferregeln von Asien bis zu den Anden, von 
den Homiziden in Fürstengräbern bis zum Ver- 
scharren in neuen Fundamenten. Kein Segen 
ohne Opfer, und zu einem Ersatzgottesdienst 
zählte schon immer die Verfolgung der Ketzer. 
Darüber nachzudenken lohnt nicht, denn das 
jeweils Gute und das jeweils Böse halten sich 
jeweils die Waage wie ein halbvolles oder halb- 
leeres Glas, und Missionare haben mittlerweile 
selbst in Afrika Besseres zu tun. 

Davor war übrigens, kaum mehr erinnerlich, 
eine Zeit der Erweckungsbewegungen. Große 
Messiasse predigten ihre Lehren, fanden begei- 
sterten Zulauf und führten ihre nationalisier- 
ten Volksmassen brüllend ins Verderben. 
Manchmal dauerte das eine Weile, schien so- 
gar zeitweilig siegreich wie der Kommunismus 
unter Stalin, der dann zum Zerbröseln lange 


brauchte, manchmal ging es schneller, zum Bei- 
spiel in Mitteleuropa. Dort glaubte man nach 
einer Weile, demokratisch umerzogen zu sein, 
und das war nur, weil es sich an der Krippe 
rechnete, doch jede Investition muß sich ein- 
mal amortisieren. Moloch ist Moloch, und die 
täglichen Börseberichte aus dem Innersten sei- 
nes Heiligtums sollen dem Glauben fördern, 
daß es ein guter Gott sei, zu dessen Ehren “Geld 
verbrannt” werden müsse. Paranoide Gemüter 
konstruieren zwischen seiner Priesterschaft und 
seinem Himmel unermüdlich Verschwörungs- 
theorien, aber die sind nicht nötig, denn seine 
Macht funktioniert auch mit einem Mindest- 
maß an Glauben. Auch seine Priester benöti- 
gen Verschwörungstheorien. Ihr Gott könn- 
te der beste sein, wäre seine Herrschaft 
unangezweifelt, gäbe es da nicht “Mißbrauch”, 
von der Stütze bis zum Milliardenbetrug. Man 
müßte also alle Schädlinge, von den sicht selbst 
deklarierenden Zweiflern bis zu den deklarier- 
ten Parasiten, abschaffen, und das Paradies wäre 
ausgebrochen. 

Auch Erweckungsprediger haben Konjunktur, 
zumal sogar Konservative diesen Staat als 
“Konsensrepublik” schmähen. Ihnen ist dieser 
Gott nicht streng, nicht radikal genug, und sie 
zeigen voller Abscheu in die Tiefe, auf das Ge- 
würm, das es des Paradieses wegen zu vernich- 
ten gilt. Ihre Rivalen bekritteln ihre single-issue- 
Ideen, die zu Erweckungsbewegungen gehören, 
doch ihre demokratiefeindlichen Parolen fin- 
den in einer demokratiemüden Zeit immer 
mehr Echo, von Le Pen über Fini und Bossi, 
über Haider und Fortuyn bis Schill. Kein Kon- 
sens!, auch wenn sie ihn, an die Krippen der 
Macht gelangt, gelegentlich eingehen müssen. 
Wie im Schulhof sind immer die Anderen 
schuld, und als Berufsjugendliche geben sie sich 
allemal. 

Im Grunde ist es ein Revival der NS-Jugendar- 
beit. “Wir sind die neue Generation” und “es 
zittern die morschen Knochen”. Die gesell- 
schaftliche Brutalisierung reicht von Computer- 
spielen bis zum Wochenmarkt, zu dem mitt- 
lerweile entschuldigungsloses Angerempelt- 
werden gehört. Und manchmal gibt es 
“Familientragödien” und Amokläufe, der reine 


Spaß, und die Überlebenden umarmen sich. 
Ein Foto aus der Dreißigern “des letzten Jahr- 
hunderts”, wie man derzeit stets betont, zeigt 
einen Ertrunkenen von seiner Freundin, und 
sie, die eine Kamera sieht, präsentiert automatisch 
ihre Figur und grinst Cheese. Dieselbe anima- 
lische Reaktion ist heute das “bedeutende Gesicht” 
vor einer Kamera, egal wozu, wofür und weshalb, 
- man ist für einen Augenblick wichtig. Ist das 
Wort “animalisch” falsch? Tiere haben Droh- 
gesten und Imponiergesten. Vielleicht aber auch 
nicht, und jede Nachmittags-Talkshow, jede 
Gerichtssendung und Frau Kallwas zeigt uns 
dasselbe angemaulte Gesicht, prollig-deftig, als 
Einübungen ins Loosertum. 

Die da zu jämmerlich-wichtigem Unterhalt- 
ungswert aufgeblasen aufeinander losgehen, 
sind entweder Schauspieler oder die Jungwäh- 
ler der neuen Rücksichtslosigkeit, wenn sie 
denn zu Wahlen überhaupt gehen, denn in öf- 
fentlichen Gebäuden zu Stimmabgabe anstel- 
len, bringt doch keinen Fun. Und sie werden 
ja um und um umworben, nicht nur von Poli- 
tikern, die auf den Lehrereffekt setzen, der ja 
in Erfurt erfolgreich gewesen sein soll, oder von 
Westerwellscher Wuseligkeit, sondern auch von 
dem gesamten Tinnef der Gebrauchsgüter- 
industrie, die schon längst nicht mehr ihre Ware 
verkauft, sondern ein Lebensgefühl, natürlich 
nicht Leben, und Gefühl ist doch alles. Wer 
dies begreifen will, möge Balzac lesen. 

Auch wenn sie von Stütze leben, werden sie sich 
für Sozialarbeit nicht interessieren. Die ist für 
den Abschaum da, der noch schlechter dran ist 
und einfach ekelhaft, also Nutten, Stricher, 
sonst irgendwie Gefallene und Süchtige. Gut, 
man sauft zwar selbst wie ein Loch, hat oft auch 
zweifelhafte Nebenverdienste — aber “so wer” 
ist man doch nicht; sollen die sehen, was aus 
ihnen wird. 

Aus der römischen Antike hat die neue Rechte 
zwei Sprüche geerbt: divide et impera und vox 
populi — vox dei. Das Teile und herrsche ist prak- 
tisch. Und daß man auf das Volk höre, läßt sich 
schön erzählen. Man “glaube an den Men- 
schen”, ist die neue Parole, und vermutlich ist 
er abstrakt wie Gott. Da ohne Seinen Willen 
kein Spatz vom Dach fällt, muß man sich nicht 


sorgen. Vom real existierenden Volk kennt man 
seinen Hang zu Brutalität, und der will berück- 
sichtigt werden, von “brutalstmöglicher Auf- 
klärung” bis zu “einem notwendigerweise bru- 
talen Sparprogramm”. 

Nun ja, das Abendblatt, das den gegenwärti- 
gen Senat liebevoll herbeimästete, hält die ge- 
genwärtige Politik für “im Ansatz gut”. Daß 
sie für die Sozialarbeit desaströs ist, dürfte mitt- 
lerweile auch bekannt sein. Alles Nachrichten, 
die modischerweise Informationen heißen, und 
mit solchen wird man bis zum Achselzucken 
überschüttet. Ist doch alles egal und dasselbe. 
Und das ist ja nur ein Detail im gesamten Ge- 
zänk, von der Schulpolitik angefangen. Die Bil- 
dungspolitik hat eine größere Lobby, doch die 
hilft auch nicht, und wenn es Wirbel gibt, in- 
teressiert der nicht. Das hat die Frau Senatorin 
erklärt, und Politik wird im Senatsgehege, in 
Jesteburg oder sonstwo gemacht und natürlich 
nicht mit den Betroffenen. Von Arroganz der 
Macht zu sprechen, ist unverschämt, und Un- 
verschämtheiten werden hanseatisch vornehm 
ignoriert. Die neue Folge von Star Wars ist ge- 
gebenenfalls interessanter als das übliche 
Gejammere von Unterlegenen, und das Wort 
“menschenverachtend” wird schon für alles 
mögliche angewendet. 

Hamburg versucht derzeit ein gesellschaftliches 
Laboratorium, dessen Zukunft H.G. Wells mit 
Eloi und Morlocks beschrieben hat. Alle 
Zersetzungsbakterien werden eingesetzt, von 
Sozialneid über Schadenfreude bis zur alltägli- 
chen Verleumdung des gesamten Sozial- 
klimbims, daß beispielsweise ein Bekannter ge- 
hört habe, eine Asylbewerberin habe siebenhun- 
dert Mark für eine landesübliche Frisur bewil- 
ligt bekommen. Es gärt übel. Zu diesem tapfe- 
ren Ausstieg aus der Konsensrepublik gehört 
die infantile Freude an Scherben. In den über 
vierzig sozialdemokratischen Jahren muß sich 
bei der Ewigopposition eine Berserkerwut ange- 
sammelt haben, den ewig Zukurzgekommenen 
vergleichbar, und die macht sich nun Luft in 
Zerschlagen, was man nur kann. 

Wer von einer menschlicheren Gesellschaft ge- 
träumt hat, möge sich ernüchtern. Sie ist nicht 
vorgesehen. 
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